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RECHTSAKADEMIE MANZ

Intensivtagung

DAS NEUE LOHN- UND SOZIAL-
DUMPING-BEKÄMPFUNGSGESETZ 

Tagungsleitung:
Univ.-Prof. Dr. Walter Pfeil, Universität Salzburg

Dienstag, 25. April 2017, 10.00 – 17.00 Uhr
Hotel Park Royal Palace, Schloßallee 8, 1140 Wien

Aus Sicht von Finanzpolizei, GKK-, AK-Experten und Wissenschaft

Jetzt anmelden!
www.manz.at/rechtsakademie

Einen schönen Advent, ein 
frohes Fest und einen guten 
Rutsch ins neue Jahr!
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Editorial

Das Jahr ist schnell vergangen

Z ur Drucklegung ist die Bundespräsidentenstich-
wahl noch nicht entschieden.

Entschieden sind der BREXIT und die Wahl des
Präsidenten der Vereinigten Staaten von Amerika.

Beide Volksentscheidungen sind nachhaltig Gegen-
stand von Diskussionen, Enqueten und Zeitungsarti-
keln.

Das Berufsrechtsänderungsgesetz (BRÄG 2016)
wurde zur Begutachtung ausgesandt. Es enthält neben
der Umsetzung der 4. Geldwäsche-Richtlinie (Richtli-
nie [EU] 2015/849), die die österreichische Rechtsan-
waltschaft aus grundsätzlichen Erwägungen – da derart
schwerwiegende Eingriffe in die anwaltliche Treue
und vor allem Verschwiegenheitspflicht nicht gerecht-
fertigt werden können – ablehnt, auch begrüßenswerte
Neuerungen im Berufsrecht. Die mittlerweilige Stell-
vertretung wird konkretisiert und verbessert, die Dis-
ziplinargerichtsbarkeit verschlankt (Verkleinerung
der Senate von 5 auf 3 Disziplinarräte).

Der ÖRAK wird jedenfalls eine Überprüfung der
4. Geldwäsche-Richtlinie in der Fassung des BRÄG
2016 durch den VfGH ernsthaft in Betracht ziehen.

Der Wahrnehmungsbericht der österreichischen
Rechtsanwaltschaft ist in Vorbereitung: Bitte nehmen
Sie daran teil, melden Sie uns Ihre Wahrnehmungen
positiver oder negativer Natur betreffend die Rechts-
durchsetzung vor Verwaltungsbehörden und Gerich-
ten unter rechtsanwaelte@oerak.at.

Der ÖRAK steht in ständiger Verbindung mit der
Justiz, dem Bundesministerium unter der Leitung
von Justizminister Wolfgang Brandstetter, den Präsi-
denten der OLG und der LG, der Richtervereinigung,
dem österreichischen Notariat, den freien Berufen,
die, in der Bundeskonferenz der Freien Berufe –

„BUKO“ – organisiert, regelmäßig tagen.

Der ÖRAK steht in regelmäßigem Kontakt mit den
Höchstgerichten – OGH, VfGH, VwGH – und den
neun Verwaltungsgerichten auf Landesebene sowie
dem Bundesverwaltungsgericht.

Die Gesprächskultur und Dialogfähigkeit ist Motor
für Vertrauen und Innovationen der Rechtsstaatlich-
keit.

Wir wünschen Ihnen und unserem Land friedliche,
gesegnete Weihnachten und erholsame Feiertage.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, das
Präsidium des Österreichischen Rechtsanwalts-
kammertages wünscht Ihnen und Ihren Familien,

Freunden und Angehörigen ein frohes
Weihnachtsfest und dass das Jahr 2017 noch

erfolgreicher wird!

Dr. Rupert Wolff
Dr. Josef Weixelbaum Dr. Armenak Utudjian

Dr. Marcella Prunbauer-Glaser
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Termine

Inland

5. Dezember 2016 WIEN
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Die gemeinnnützige Stiftung
Referententeam

13. Dezember 2016 WIEN
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Software – rechtliche Praxis
Referententeam

15. Dezember 2016 WIEN
Clubtreffen der Rechtsanwälte/innen em und
Rechtsanwaltswitwen/-witwer

11. Januar 2017 WIEN
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
ErbRÄG 2015 – die Neuerungen im Pflichtteils-
recht
Univ.-Lekt. Dr. Stephan Verweijen

16. Januar 2017 WIEN
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Die Stiftung als Gestaltungsinstrument
Referententeam

17. Januar 2017 WIEN
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Einführung in das Insolvenzrecht
RA Dr. Klemens Dallinger, RA Dr. Arno Maschke

18. Januar 2017 WIEN
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Vertragsrecht aktuell
Dr. Axel Thoß, RA Mag. Simone Petsche-Demmel

19. Januar 2017 WIEN
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Familienrechts-Update
Mag. Susanne Beck

16. März 2017 WIEN
Business Circle: Kapitalmarktrecht
Referententeam

Beachten Sie bitte auch die Termine in der Rubrik „Aus- und Fortbildung“ auf den
Seiten 658 ff.
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" § 26 GmbHG:
Firmenbuch: Mehrere Eintragungsanträge nötig

1. Gem § 26 Abs 1 Satz 1 GmbHG haben es die Ge-
schäftsführer in der zur Vertretung notwendigen
Anzahl unverzüglich zum Firmenbuch anzumelden,
wenn der Gesellschaft der Übergang eines Ge-
schäftsanteils, die Änderung des Namens, der
für Zustellungen maßgeblichen Anschrift, einer
Stammeinlage oder der geleisteten Einzahlungen
eines Gesellschafters nachgewiesen wird.
2. Bereits der Wortlaut dieser Bestimmung legt
nahe, dass bei der Übertragung von Geschäftsantei-
len und der Einzahlung auf Stammeinlagen die Fir-
menbuchanmeldung zwei nacheinander zu voll-
ziehende Eintragungen beantragen muss.
3. Dieses Verbot der Kumulation gilt auch bei der
Anmeldung schon überholter Eintragungen.
4. Die Bestimmung verlangt ferner ausdrücklich die
Anmeldung „der geleisteten Einzahlungen eines
Gesellschafters“, sodass sich aus der Anmeldung je-
denfalls eindeutig ergeben muss, welcher Gesell-
schafter Einzahlungen geleistet hat.
OGH 30. 8. 2016, 6 Ob 103/16 i Rechtsnews 2016,
22378 = JusGuide 2016/41/15213 (OGH).

" §§ 41, 82 GmbHG:
Zur (alinearen) Verteilung des Bilanzgewinns

1. Gem § 82 Abs 1 GmbHG haben die Gesellschaf-
ter, solange die Gesellschaft besteht, nur Anspruch
auf den sich nach dem Jahresabschluss als Über-
schuss der Aktiven über die Passiven ergebenden Bi-
lanzgewinn, soweit dieser nicht aus dem Gesell-
schaftsvertrag oder durch einen Beschluss der Ge-
sellschafter von der Verteilung ausgeschlossen ist.
Nach Abs 2 leg cit erfolgt die Verteilung des Bilanz-
gewinns in Ermangelung besonderer Bestim-
mungen des Gesellschaftsvertrags nach Verhältnis
der eingezahlten Stammeinlagen.
2. Grds kann der Gesellschaftsvertrag jede von
§ 82 Abs 2 GmbHG abweichende Regelung tref-
fen, soweit sie nicht sittenwidrig ist.
3. Zulässig ist daher die gesellschaftsvertragliche
Vereinbarung, den Bilanzgewinn durch einstim-
migen Gesellschafterbeschluss auch alinear aus-
schütten zu können, zumal eine solche Gewinn-
verteilung jeder Gesellschafter ohnehin durch ent-
sprechende Stimmabgabe oder – unter den Voraus-
setzungen des § 41 GmbHG – durch Klage
verhindern kann.
OGH 30. 8. 2016, 6 Ob 143/16x = Rechtsnews
2016, 22377 = JusGuide 2016/40/15194 (OGH).

" § 25 GmbHG; §§ 1295 ff ABGB:
Voraussetzungen für die Außenhaftung des Geschäfts-
führers

1. Gem § 25 GmbHG haftet der Geschäftsführer
nur für eigenes schuldhaftes Verhalten und grds
nur der Gesellschaft, nicht aber einzelnen Gesell-
schaftern oder Gläubigern gegenüber. Sofern er le-
diglich im Rahmen seines gesellschaftsrechtlichen
Verantwortungsbereichs agiert, kann er Dritten
gegenüber nicht haftbar gemacht werden, vielmehr
ist für eine Dritthaftung die Verletzung einer eige-
nen, nicht nur der Gesellschaft obliegenden Pflicht
erforderlich.
2. Die unmittelbare Haftung auslösenden Ausnah-
men von diesem Grundsatz bestehen im Fall einer
ausdrücklichen gesetzlichen Anordnung, bei vor-
sätzlicher sittenwidriger Gläubigerschädigung, bei
gerichtlich strafbaren Handlungen oder schuldhaf-
ter Verletzung eines Schutzgesetzes; ferner dann,
wenn sich der Geschäftsführer neben der Gesell-
schaft selbst rechtsgeschäftlich verpflichtet hat, aber
auch wenn er ein besonderes persönliches Vertrauen
des Gläubigers in Anspruch genommen hat und die
Vertragsverhandlungen dadurch beeinflusst wurden,
oder allgemein bei Handeln des Geschäftsführers im
wirtschaftlichen Eigeninteresse.
3. Zur Abgrenzung, ob der Geschäftsführer – aus-
nahmsweise – als „Dritter“ aufgefasst werden kann,
der auf den Willen der GmbH einwirkt, oder ob
er als Organ der GmbH nur deren Willen bildet
und kein ihm selbst im Außenverhältnis zurechenba-
res Verhalten setzt, ist wesentlich, ob er Eigeninte-
ressen oder Interessen außenstehender Dritter
verfolgt, und ob ihm rechtswidrige Handlungen,
die er als Organ in Vertretung der GmbH vorge-
nommen hat zugleich auch als eigenes delikti-
sches Verhalten gegenüber demVertragspartner
oder Gläubiger der GmbH zugerechnet werden
können.
4. Angesichts dessen haftet ein Geschäftsführer, der
im Rahmen seiner Organfunktionen tätig wird, ne-
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ben der Gesellschaft persönlich, wenn er absolute
Rechte eines anderen, bspw dessen körperliche In-
tegrität oder dessen Eigentum, verletzt, weil er mit
der schädigendenHandlung bzwUnterlassung nicht
bloß eine die Gesellschaft treffende Verpflichtung,
sondern eine jedermann angehende Pflicht miss-
achtet.
Grundlage für die Außenhaftung ist in diesen Fäl-
len immer ein eigenes rechtswidriges Handeln
des Geschäftsführers.
OGH 30. 8. 2016, 8 Ob 62/16z Rechtsnews 2016,
22321.

" §§ 25, 82 ff GmbHG; § 84 AktG; § 114 UGB
AG & Co KG: Analoge Anwendung der Kapitalerhal-
tungsvorschriften, Verjährungsfrist etc

1. Die Kapitalerhaltungsvorschriften der §§ 82ff
GmbHG sind dann, wenn an einer KG keine natür-
liche Person als unbeschränkt haftender Gesell-
schafter beteiligt ist, auf Zuwendungen an die Ge-
sellschafter der Komplementär-GmbH, aber
auch auf solche an „Nur-Kommanditisten“ ana-
log anzuwenden.
2. Da die Regelungen des Aktien- und des GmbH-
Rechts über die Einlagenrückgewähr weitgehend
ident sind, gelten bei einer AG & Co KG die glei-
chen Grundsätze.
3. Insofern sind Einbringungen, bei denen Vermö-
gen einer Kapitalgesellschaft & Co KG im Rahmen
eines Sacheinlagevertrags ohne Gegenleistung
auf den Kommanditisten übertragen wird – gleich,
ob eine GmbH oder AG als Komplementärin fun-
giert –, als offene Verstöße gegen das Kapitaler-
haltungsgebot zu qualifizieren.
4. Bei analoger Anwendung der §§ 82ff GmbHG
auf die GmbH&Co KGwäre nicht erkennbar, wes-
halb diese Analogie für die Verjährungsbestimmung
des § 25 Abs 6 GmbHG nicht gelten sollte.
5. Insofern kommt die fünfjährige Verjährungs-
frist des § 25 Abs 6 GmbHG auf Ersatzansprüche
einer GmbH & Co KG gegen den Geschäftsfüh-
rer der Komplementärgesellschaft analog zur
Anwendung.
6. Da das Aktienrecht mit § 84 Abs 6 AktG eine
§ 25 Abs 6 GmbHG vergleichbare Verjährungs-
regelung enthält, sind die zur Komplementärgesell-
schaft (mit beschränkter Haftung) dargelegten
Grundsätze auch auf den Fall einer Komplemen-
tär(aktien)gesellschaft anzuwenden.
OGH 30. 8. 2016, 6 Ob 198/15h.

" §§ 1295, 1489 ABGB:
Anlageberaterhaftung: Beginn des Verjährungslaufs

Kommt es iZm Veranlagungs- und/oder Finanzie-
rungskrediten, die eine Kombination von Fremd-
währungskrediten mit verschiedenen Tilgungsträ-
gern vorsehen, zu Beratungsfehlern, ist für den Be-

ginn des Verjährungslaufs entscheidend, zu wel-
chem Zeitpunkt der Geschädigte erkennt, dass
das Veranlagungs- und/oder Finanzierungskon-
zept – entgegen den Zusagen – nicht oder nicht
im zugesagten Ausmaß risikolos ist.
OGH 30. 8. 2016, 1 Ob 88/16x Rechtsnews 2016,
22414.

" §§ 1295, 1313a ABGB:
Anlageberaterhaftung: Keine Willkür bei Anspruchs-
durchsetzung aus Auskunftsvertrag

1. Die Beurteilung, wer im Rahmen der Anlagebera-
tung Vertragspartner des (konkludent) abge-
schlossenen Auskunftsvertrags wird, folgt objek-
tiven Kriterien, wenn auch unter Berücksichtigung
des Empfängerhorizonts.
2. Es ist daher nicht der Willkür des Vertrags-
partners überlassen, wen von mehreren Erfül-
lungsgehilfen in einer Vertriebskette er in An-
spruch nehmen kann.
OGH 28. 6. 2016, 10 Ob 62/15p Rechtsnews 2016,
22264.

" § 221 Abs 2 StPO (§ 83 Abs 4 erster Satz, § 213
Abs 1, § 281 Abs 1 Z 3 StPO):

Rechtswirksamkeit der Anklage = EvBl 2016/121
Einem auf freiem Fuß befindlichen Angekl wird die
Anklageschrift durch Zustellung an seinen Verteidi-
ger wirksam zugestellt.
OGH 10. 5. 2016, 11 Os 23/16 s (LGSt Wien
91 Hv 33/12g).

" § 276a StPO (§ 281 Abs 1 Z 1–5 und Abs 3 StPO):
Neudurchführung der HV = EvBl 2016/122

Der ausdrücklich zu erklärende, unwiderrufliche
und rechtswirksam bereits zum Zeitpunkt der Verta-
gung mögliche Verzicht bezieht sich ausschließlich
auf die im Verzichtszeitpunkt bereits durchgeführ-
ten und die nächstfolgende, nicht aber auf allfällige
künftig erst anzuberaumende weitere Verhandlun-
gen. Andernfalls wüssten die Verzichtenden nicht,
wozu sie ihre Einwilligung erteilten, und könnten
solcherart weder Gegenstand noch Tragweite eines
Verzichts abschätzen.
OGH 10. 5. 2016, 11 Os 14/16 t (LG Wels 7 Hv
114/14w).

" § 126 Abs 1 StPO (§ 281 Abs 1 Z 4 StPO):
GA zur Glaubwürdigkeit von Zeugen bedarf Indizien für
deren Fehlen = EvBl-LS 2016/139

Die Hilfestellung von SV zur Beurteilung der
Glaubwürdigkeit eines Zeugen kommt nur ganz
ausnahmsweise bei – durch Beweisergebnisse akten-
mäßig belegten – Anhaltspunkten für solche psychi-
schen Störungen in Betracht, die entweder erheblich
sind und dem Grad des § 11 StGB nahekommen
oder gegen die allgemeine Wahrnehmungs- und
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Wiedergabefähigkeit oder die Aussageehrlichkeit
dieses Zeugen schlechthin sprechen.
OGH 22. 3. 2016, 11 Os 21/16 x.

" § 281 Abs 1 Z 5 und 5a StPO (§ 96, § 97 Abs 2,
§ 165, § 271 Abs 1 StPO):

Ton- und Bildaufnahme bei Mängel- und Tatsachenrüge
unbeachtlich = EvBl-LS 2016/140

Unter dem Aspekt einerseits unvollständiger Be-
rücksichtigung und andererseits unrichtiger oder
unvollständiger Wiedergabe des Inhalts einer (in
der HV vorgekommenen [§ 258 Abs 1 erster Satz
StPO]) Aussage ist es Sache des Bf, von seinem
Recht nach § 271 Abs 1 zweiter Satz StPO Ge-
brauch zu machen und die Protokollierung der Ges-
ten der Beweisperson zu verlangen, zumal der Inhalt
einer Ton- und Bildaufnahme (hier: über die kont-
radiktorische Vernehmung einer Zeugin) dem
OGH nur insoweit zugänglich wird, als er im
HVProt oder in einer schriftlichen Zusammenfas-
sung nach § 97 Abs 2 StPO (oder in einem über
die Vernehmung angefertigten Prot nach § 96
StPO) Niederschlag findet. Auch erhebliche Beden-
ken kann der OGH nur daraus ableiten.
OGH 13. 4. 2016, 15 Os 20/16d.

" § 111 StGB (§ 28 Abs 1 StGB; § 6 Abs 1 MedienG):
Tatbestandliche Handlungseinheit im Medienrecht =
EvBl 2016/128

Während mehrere selbständige Taten (im materiel-
len Sinn) vorliegen, wenn es sich um verschiedene,
zeitlich und aktionsmäßig getrennte, jeweils abge-
schlossene Ereignisse handelt, liegt umgekehrt nur
eine Tat (im materiellen und prozessualen Sinn)
vor, wenn gleichartige Handlungen (nach Maßgabe
einzelner Tatbestände) als einheitliches Tatgesche-
hen betrachtet werden, es daher – soweit hier von
Relevanz – nur um die Intensität der einheitlichen
Tatausführung geht. Nach den – auch in selbständi-
gen Entschädigungsverfahren nach §§ 6ffMedienG
anwendbaren – Grundsätzen der tatbestandlichen
Handlungseinheit ist eine solche insb dann anzu-
nehmen, wenn mehrere, in einem einzigen Zei-
tungsartikel veröff Äußerungen im materiellen Zu-
sammenhang stehen.
OGH 27. 6. 2016, 15 Os 58/16 t (OLG Wien 18 Bs
132/15 s; LGSt Wien 92 Hv 135/13 s).

" § 363a StPO (Art 35 Abs 1 EMRK; Art 139 Abs 1
Z 4, Art 140 Abs 1 Z 1 lit d [Art 139a, 140a] B-VG):

Erneuerung und Parteiantrag auf Normenkontrolle =
EvBl 2016/129

Die Subsidiarität des Erneuerungsantrags steht der
Geltendmachung eines subjektiven Rechts auf
Normanfechtung entgegen.
OGH 24. 5. 2016, 14 Os 17/16 f (OLG Wien 20 Bs
173/15k; LGSt Wien 33 Hv 135/14h).

" § 74 EheG; §§ 159, 187 ABGB (§ 35 EO; § 405 ZPO):
Verwirkung des Scheidungsunterhalts bei massiver Be-
einträchtigung des Kontaktrechts

Gem § 74 Fall 1 EheG verwirkt der Berechtigte den
Unterhaltsanspruch, wenn er sich nach der Schei-
dung einer schweren Verfehlung gegen den Ver-
pflichteten schuldig macht. Die Unterhaltsverwir-
kung nach dieser Bestimmung, die auch auf ver-
gleichsweise geregelte Unterhaltsansprüche an-
wendbar ist, setzt unter Berücksichtigung aller
objektiven und subjektiven Umstände eine beson-
ders schwerwiegende, das Maß schwerer Eheverfeh-
lungen (§ 49 EheG) übersteigende und schuldhafte
Verfehlung gegen den früheren Ehegatten voraus,
sodass dem Verpflichteten die Unterhaltsleistung
für alle Zukunft nicht mehr zumutbar ist, wobei es
auf die der Verfehlung zugrunde liegende Gesin-
nung sowie auf die Auswirkungen auf die Interessen-
sphäre des Unterhaltspflichtigen ankommt.
Als „Verletzungsziele“ von schweren Verfehlungen
iSd § 74 EheG kommen auch familiäre Bindungen
(insb Kindesbeziehungen) in Betracht. Daher ver-
wirklicht die nachhaltige, grundlose und daher bös-
willige Verhinderung des elterlichen Kontaktrechts
einen Verwirkungstatbestand gem § 74 EheG.
OGH 24. 8. 2016, 3 Ob 86/16 t Zak 2016/617, 330.

" § 182a ZPO:
Überraschungsentscheidungen – Reichweite der Erörte-
rungspflicht des Gerichts

Das Gericht darf zwar die Parteien in seiner Ent-
scheidung nicht mit einer Rechtsauffassung überra-
schen, die sie nicht beachtet haben und auf die sie
das Gericht nicht aufmerksam gemacht hat. Voraus-
setzung hierfür ist aber, dass – anders als im vorlie-
genden Fall – die vom Gericht seiner Entscheidung
zugrunde gelegte Rechtsauffassung vor Schluss der
mündlichen Verhandlung erster Instanz von keiner
der beiden Parteien ins Treffen geführt und damit
der Gegenseite keine Gelegenheit zur Stellung-
nahme geboten wurde. Auch § 182a ZPO hat nichts
daran geändert, dass es keiner richterlichen Anlei-
tung zu einem Vorbringen bedarf, gegen das der
Prozessgegner bereits Einwendungen erhoben hat;
angesichts solcher Einwendungen hat vielmehr die
andere Partei ihren Prozessstandpunkt selbst zu
überprüfen und die erforderlichen Konsequenzen
zu ziehen.
OGH 20. 7. 2016, 6 Ob 112/16p Zak 2016/646,
338.

" § 1295 Abs 1, §§ 1325, 1331, 1332a ABGB:
Keine Haftung für Schockschäden aufgrund der Tötung
eines Tieres

Nach der Rsp des OGH gebührt nahen Angehöri-
gen eines Getöteten oder „schwerst“ Verletzten für
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den ihnen verursachten „Schockschaden“ mit
Krankheitswert Schmerzengeld, weil diese „Drit-
ten“ durch das Erleiden eines Nervenschadens in ih-
rem absolut geschützten Recht auf körperliche Un-
versehrtheit beeinträchtigt und als unmittelbar Ge-
schädigte anzusehen sind. Nach der herrschenden
Ansicht in der österr Literatur ist aber die Sorge
um ein Tier als Schockursache nicht ausreichend.
In diesem Fall fehle es an der spezifischen Gefähr-
lichkeit des Erstschadens für die Gesundheit des
Schockgeschädigten.
Die Vorinstanzen hatten sich nach Meinung des
OGH mit der von der Minderjährigen eingebrach-
ten Schadenersatzklage aufgrund der von ihr be-
haupteten psychischen Erkrankung infolge des To-
des des Pferdes ihres Vaters, das im Stall des Schädi-
gers nicht artgerecht gehalten worden sein soll, aus-
einandergesetzt und aufgrund der mit großer
Wahrscheinlichkeit zu erwartenden Klagsabweisung
die Prozessführung nicht genehmigt. Die Minder-
jährige behauptete auch kein vorsätzliches Verhal-
ten des Pferdeeinstellers, sodass ihr ein Anspruch
auf Ersatz des immateriellen Schadens wegen Ver-
letzung oder Tötung des Tieres nach § 1331 ABGB
nicht zustehen könnte.
OGH 30. 8. 2016, 1 Ob 125/16p; Zak 2016/680,
357.

" §§ 983 ff, §§ 1295 ff ABGB:
Aufklärungspflichten gegenüber Rechtsanwalt bei Kre-
ditvergabe?

IZm einer Kreditvergabe an Verbraucher treffen die
Bank grundsätzlich vorvertragliche Aufklärungs-
und Sorgfaltspflichten, deren Umfang nach herr-
schender Auffassung von der Art des jeweiligen
Rechtsgeschäfts abhängt; maßgebend ist, ob für die
Bank erkennbar ist, dass der Kunde Aufklärung
und Beratung braucht.
Dass eine zukünftige Gewinnbeteiligung bei einer
Lebensversicherung eine Unsicherheit in Bezug
auf die Gewinnerwartung beinhaltet (Tilgungsträ-
gerrisiko), müsse nach Meinung des OGH für einen
Rechtsanwalt wohl selbstverständlich sein. Dass sich
weiters aus der Kombination eines Kredits und eines
Tilgungsträgers die bei beiden Finanzprodukten je-
weils vorhandenen Risiken kombinieren und damit
erhöhen können, entspreche dem wirtschaftlichen
Grundverständnis, das einem Juristen im Allgemei-
nen und einem Rechtsanwalt im Besonderen auch
zuzumessen sei.
OGH 16. 12. 2015, 3 Ob 187/15v ecolex 2016/369,
866.
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Normalkostentarif

  über Euro 0 40 70 110 150 180 300
  bis Euro 40 70 110 150 180 300 360

  über Euro 5.450 7.000 7.270 10.170 11.620 13.070 14.520
  bis Euro 7.000 7.270 10.170 11.620 13.070 14.520 15.970

I.  Klagen, die im Mahnverfahren zu erledigen sind, nach Tarifpost 2 
a) Außerhalb des elektronischen Rechtsverkehrs

1 Klage  ..................................................  14,90 22,10 29,20 32,20 32,20 36,40 36,40
2 Einheitssatz  ........................................  8,94 13,26 17,52 19,32 19,32 21,84 21,84
3 Verdienstsumme  ................................  23,84 35,36 46,72 51,52 51,52 58,24 58,24
4 Pauschalgebühr  .................................  22,00 22,00 22,00 22,00 43,00 43,00 61,00
5 Normalkosten (ohne USt.) ...............  45,84 57,36 68,72 73,52 94,52 101,24 119,24
6 20 % Ust.  ............................................  4,77 7,07 9,34 10,30 10,30 11,65 11,65
7 Normalkosten mit USt.  ....................  50,61 64,43 78,06 83,82 104,82 112,89 130,89
7a bei 1 Streitgenossen  ..........................  55,67 70,88 85,87 92,21 115,31 124,18 143,98
 davon 20 % USt. .................................  5,24 7,78 10,28 11,33 11,33 12,81 12,81
 davon Pauschalgebühr .......................  24,20 24,20 24,20 24,20 47,30 47,30 67,10
7b bei 2 Streitgenossen  ..........................  58,20 74,10 89,77 96,40 120,60 129,87 150,57
 davon 20 % USt. .................................  5,48 8,13 10,75 11,85 11,85 13,40 13,40
 davon Pauschalgebühr .......................  25,30 25,30 25,30 25,30 49,50 49,50 70,20
7c bei 3 Streitgenossen  ..........................  60,73 77,32 93,68 100,59 125,79 135,47 157,07
 davon 20 % USt. .................................  5,72 8,49 11,21 12,36 12,36 13,98 13,98
 davon Pauschalgebühr .......................  26,40 26,40 26,40 26,40 51,60 51,60 73,20

1 Klage  ..................................................  108,50 108,50 144,80 159,70 174,60 189,50 204,40
2 Einheitssatz  ........................................  130,20 130,20 173,76 159,70 174,60 189,50 204,40
3 Verdienstsumme  ................................  238,70 238,70 318,56 319,40 349,20 379,00 408,80
4 Pauschalgebühr  .................................  299,00 707,00 707,00 707,00 707,00 707,00 707,00
5 Normalkosten (ohne USt.) ...............  537,70 945,70 1.025,56 1.026,40 1.056,20 1.086,00 1.115,80
6 20 % Ust.  ............................................  47,74 47,74 63,71 63,88 69,84 75,80 81,76
7 Normalkosten mit USt.  ....................  585,44 993,44 1.089,27 1.090,28 1.126,04 1.161,80 1.197,56
7a bei 1 Streitgenossen  ..........................  643,98 1.092,78 1.198,20 1.199,31 1.238,64 1.277,98 1.317,32
 davon 20 % USt. .................................  52,51 52,51 70,08 70,27 76,82 83,38 89,94
 davon Pauschalgebühr .......................  328,90 777,70 777,70 777,70 777,70 777,70 777,70
7b bei 2 Streitgenossen  ..........................  673,31 1.142,51 1.252,71 1.253,87 1.295,00 1.336,12 1.377,24
 davon 20 % USt. .................................  54,90 54,90 73,27 73,46 80,32 87,17 94,02
 davon Pauschalgebühr .......................  343,90 813,10 813,10 813,10 813,10 813,10 813,10
7c bei 3 Streitgenossen  ..........................  702,53 1.192,13 1.307,13 1.308,34 1.351,25 1.394,16 1.437,07
 davon 20 % USt. .................................  57,29 57,29 76,45 76,66 83,81 90,96 98,11
 davon Pauschalgebühr .......................  358,80 848,40 848,40 848,40 848,40 848,40 848,40

  über Euro 27.570 29.020 30.470 31.920 33.370 34.820 35.000
  bis Euro 29.020 30.470 31.920 33.370 34.820 35.000 36.340

1 Klage  ..................................................  338,50 353,40 368,30 383,20 398,10 413,00 413,00
2 Einheitssatz  ........................................  338,50 353,40 368,30 383,20 398,10 413,00 413,00
3 Verdienstsumme  ................................  677,00 706,80 736,60 766,40 796,20 826,00 826,00
4 Pauschalgebühr  .................................  707,00 707,00 707,00 707,00 707,00 707,00 1.389,00
5 Normalkosten (ohne USt.) ...............  1.384,00 1.413,80 1.443,60 1.473,40 1.503,20 1.533,00 2.215,00
6 20 % Ust.  ............................................  135,40 141,36 147,32 153,28 159,24 165,20 165,20
7 Normalkosten mit USt.  ....................  1.519,40 1.555,16 1.590,92 1.626,68 1.662,44 1.698,20 2.380,20
7a bei 1 Streitgenossen  ..........................  1.671,34 1.710,68 1.750,01 1.789,35 1.828,68 1.868,02 2.618,22
 davon 20 % USt. .................................  148,94 155,50 162,05 168,61 175,16 181,72 181,72
 davon Pauschalgebühr .......................  777,70 777,70 777,70 777,70 777,70 777,70 1.527,90
7b bei 2 Streitgenossen  ..........................  1.747,36 1.788,48 1.829,61 1.870,73 1.911,86 1.952,98 2.737,28
 davon 20 % USt. .................................  155,71 162,56 169,42 176,27 183,13 189,98 189,98
 davon Pauschalgebühr .......................  813,10 813,10 813,10 813,10 813,10 813,10 1.597,40
7c bei 3 Streitgenossen  ..........................  1.823,28 1.866,19 1.909,10 1.952,02 1.994,93 2.037,84 2.856,24
 davon 20 % USt. .................................  162,48 169,63 176,78 183,94 191,09 198,24 198,24
 davon Pauschalgebühr .......................  848,40 848,40 848,40 848,40 848,40 848,40 1.666,80

RECHTSANWALTSTARIFGESETZ (RATG)

Die Verdienstsumme versteht sich für die erste Stunde.
Jede weitere Stunde: Bis € 10.170 60 %, darüber 50 %. Rundung auf volle Cent.

STREITWERTE BIS € 36.340

Streitwert TP1 TP2 TP3 TP3 TP3
bis einschl.
EURO A B C

40 3,10  13,30  26,00 32,50 39,00
70 4,30 19,70 39,00 48,60 58,40

110 5,50 26,00 51,80 64,70 77,70
180 6,20 28,70 57,10 71,40 85,50
360 6,70 32,50 64,70 80,80 96,80
730 8,20 39,00 77,70 96,80 116,10

1090 10,90 51,80 103,40 129,20 154,90
1.820 11,90 58,40 116,10 145,10 174,30
3.630 13,30 64,70 129,20 161,30 193,50
5.450 15,90 77,70 154,90 193,50 232,20
7.270 19,70 96,80 193,50 241,70 290,10

10.170 26,00 129,20 257,80 322,30 386,60
11.620 29,10 142,50 283,80 354,80 425,60
13.070 32,20 155,80 309,80 387,30 464,60
14.520 35,30 169,10 335,80 419,80 503,60
15.970 38,40 182,40 361,80 452,30 542,60
17.420 41,50 195,70 387,80 484,80 581,60
18.870 44,60 209,00 413,80 517,30 620,60
20.320 47,70 222,30 439,80 549,80 659,60
21.770 50,80 235,60 465,80 582,30 698,60
23.220 53,90 248,90 491,80 614,80 737,60
24.670 57,00 262,20 517,80 647,30 776,60
26.120 60,10 275,50 543,80 679,80 815,60
27.570 63,20 288,80 569,80 712,30 854,60
29.020 66,30 302,10 595,80 744,80 893,60
30.470 69,40 315,40 621,80 777,30 932,60
31.920 72,50 328,70 647,80 809,80 971,60
33.370 75,60 342,00 673,80 842,30 1.010,60
34.820 78,70 355,30 699,80 874,80 1.049,60
36.340 81,80 368,60 725,80 907,30 1.088,60

2 3 RATG

STREITWERTE ÜBER € 36.340

Bei einem Streitwert von über 36 340 EURO bis einschließlich 363 360 EURO
überdies vom Mehrbetrag über 36 340 EURO:

Streitwert TP1 TP2 TP3 A TP3 B TP3 C
36.340 81,80 368,60 725,80 907,30 1.088,60
+ vom Mehrbetrag 0,01 % 0,05 % 0,1 % 0,125 % 0,15%

STREITWERTE ÜBER € 363.360

Bei einem Streitwert von über 363 360 EURO überdies vom Mehrbetrag über 
363 360 EURO, das sind von

Streitwert TP1 TP2 TP3 A TP3 B TP3 C
363.360 104,60 493,50 977,60          1.221,60         1.465,40
+ vom Mehrbetrag    0,005% 0,025% 0,05 % 0,0625 % 0,075 %
jedoch nie mehr als 232,20          1.159,30       15.454,20        19 317,80       23 181,30

ANWENDUNGEN DER TARIFE, TARIFPOST 1 BIS 3:

TP1: kurze Schriftsätze und Anträge, Kostenbestimmungen
TP2: einfache Klagen und Schriftsätze
TP3 A: Klagen, einleitende und vorbereitende Schriftsätze
TP3 B: Berufungen und Rekurse
TP3 C: Revisionen, Revisionsbeantwortungen und Rekurse

Zivilverfahren TP 5, 6, 7 
TP 5: Briefe kurz, kurze telefon. Mitteilungen 
TP 6: Briefe lang 
TP 7: Kommissionen, Gehilfen bzw. RA oder RAA

TP 8: Konferenzen, Telefonate

MIT ALLENTARIF-ÄNDERUNGEN
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Die Anglo-Amerikanische Rechtssprache und das
Wiener Modell
Von RA MMag. Franz J. Heidinger, LL.M. (Virginia), und Mag.a Jasmin Malekpour-Augustin, Wien.
RA MMag. Franz J. Heidinger, LL.M. (Virginia) ist Rechtsanwalt und Partner bei Alix Frank Rechtsanwälte GmbH, Wien und
Lehrbeauftragter an der Universität Wien und der Karl-Franzens Universität Graz.
Mag.a Jasmin Malekpour-Augustin ist Lehrbeauftragte an der Universität Wien und juristische Mitarbeiterin bei Alix Frank
Rechtsanwälte GmbH, Wien.

Mit dem Wiener Modell werden junge Juristinnen und Juristen an den Universitäten Wien und Graz fit gemacht
für die neuen Herausforderungen der anwaltlichen Tätigkeit im internationalen Umfeld. Das Vienna Legal Lan-
guage Proficiency Certificate (Vienna LLP) ist der neue Qualitätsstandard für anglo-amerikanische Rechtssprache
und angewandte Rechtsvergleichung im deutschen Sprachraum.

I. Die anglo-amerikanische Rechts-
sprache als neue lingua franca

Die anglo-amerikanische Rechtssprache ist die ammeisten
verbreitete internationale juristische Fachsprache und
somit die unumstrittene Weltführerin unter den
Rechtssprachen der globalisierten Welt.1) Das Erler-
nen jeder Fachsprache ist an sich bereits ein äußerst
komplexer Vorgang. Der Rechtssprache wird jedoch
darüber hinaus eine Sonderstellung zugeschrieben,2)
denn kulturgebundene Fächer wie das Recht weisen
eine höhere Komplexität auf. Sie erfordern aufgrund
ihrer extremen Systemgebundenheit von all jenen,
die eine Fachsprache wie das Rechtsenglisch auf pro-
fessionellem Niveau anwenden wollen, neben Sprach-
kompetenz auch spezifisches Fachwissen.3) Der Ideal-
typus solcher Anwender wird heute als lawyer-linguist
bezeichnet. Eine aufstrebende „Spezies“ an Juristen,
die neben einer rein national fokussierten juristischen
Ausbildung grundlegend mit Rechtsvergleichung ver-
traut ist und über fundierte Fachkenntnisse eines frem-
den Rechtssystems verfügt sowie dessen Rechtssprache
umfassend beherrscht.4) Lawyer-linguists werden als
neuer Idealtypus zunehmend von internationalen Un-
ternehmen und Institutionen wie der Europäischen
Union gesucht5) und bieten im Einsatz in der Anwalts-
kanzlei durch ihre interdisziplinäre, mehrschichtige
Ausbildung große Möglichkeiten.

Der juristische und ökonomische Mehrwert derart
ausgebildeter Kolleginnen und Kollegen liegt auf der
Hand. Zeit- und Kostenersparnis bei gleichzeitiger
Qualitätssteigerung kanzleiintern durchgeführter in-
ternationaler Dokumentenerstellung, kompetitiveres
und souveränes Auftreten gegenüber Mandanten und
Verhandlungspartnern, aber auch erleichterte Koope-
ration mit Korrespondenzkanzleien sind nur einige der
zu nennenden Vorteile.

Ausbildungskonzepte zum anglo-amerikanischen
Sprachraum, die über eine reine Vermittlung der eng-

lischen Fachsprache hinausgehen, gibt es trotzdem nur
wenige außerhalb US-amerikanischer und britischer
postgradualer Studien. Eines der erfolgreichsten Vor-
reiterprojekte im deutschsprachigen Raum bietet je-
doch bereits seit drei Jahrzehnten eine gesamtheitliche
Lehr- und Lernmethode zur anglo-amerikanischen
Rechtssprache. Das Wiener Modell setzt für seine Absol-
venten Ziele auf zwei Ebenen: die Beherrschung der
anglo-amerikanischen Rechtssprache auf verhandlungssi-
cherem Niveau und Expertise in den behandelten
Rechtsgebieten. Diese Fusion linguistischer und juris-
tischer Kompetenzen ist nach wie vor eine Novität, die
nach der Universität Wien (seit mittlerweile mehr als
28 Jahren) nun auch die Universität Graz (seit Herbst
2015) erfolgreich anbietet. Auch deutsche Universitä-
ten haben bereits Interesse bekundet.

II. Sprache und Recht
Grundlegend für diesen neuartigen Zugang zur Ver-
mittlung der anglo-amerikanischen Rechtssprache ist das
Verständnis des Spannungsverhältnisses der Trias
von Recht – Kultur – Kommunikation. Entgegen der
bisher üblichen Betrachtungsweise bestehen diese drei
Grundbereiche gesellschaftlicher Systeme nicht unab-
hängig voneinander; im Gegenteil sie beeinflussen sich
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gegenseitig.6) Bei der Anwendung fremder Rechtsspra-
chen muss Recht dementsprechend fortwährend als
Teil von Kultur begriffen und auch so kommuniziert
werden. Recht entsteht nicht im Vakuum, befreit von
jeglichem Konnex zur Gesellschaft. Die Rechtskultur
eines Landes besteht aus Ideen, Einstellungen, Wer-
ten, Meinungen und Verhaltensmustern in Bezug auf
Recht und Rechtssystem.7) Deshalb müssen auch juris-
tische Institutionen als Teil einer spezifischen Rechts-
kultur verstanden werden, um sich ihrer Rolle in einer
Gesellschaft umfassend bewusst zu werden.

1. Juristische Kommunikation als kulturelle
Mediation

Besonders bei der Rechtssprache sind Anwender daher
in ihrer Rolle als kulturelle Mediatoren gefordert.
„Bloßes“Übersetzen reicht zur vollständigen Vermitt-
lung des Quelltextes nicht aus. Es ist darüber hinaus
stets notwendig, kontextuelle Informationen über das
fremde Rechtssystem kompetent zu erklären und
gleichzeitig ausreichend auf das divergente Vorwissen
und die juristischen Kenntnisse des Zielpublikums ein-
zugehen, um Missverständnissen vorzubeugen.8)

Anders als in anderen Fachsprachen, wie etwa der
medizinischen, erweist sich das Verständnis von frem-
den Rechtssystemen und Begriffen als unerlässlich für
eine professionelle Verständigung auf hohem Niveau.
Während bspw in der medizinischen Fachsprache die
allgemeine Bezeichnung Hautkrebs eindeutig als skin
carcinoma zu übersetzen ist, gibt es für manche Rechts-
konstrukte keine Entsprechung in anderen Jurisdiktio-
nen, andere Begriffe unterscheiden sich stark zwischen
den einzelnen Rechtssystemen. So kennen das öster-
reichische und deutsche Recht keine US-amerikani-
sche pre-trial discovery und die österreichische Privat-
stiftung entspricht rechtlich nicht dem anglo-amerikani-
schen trust, auch wenn sie oftmals – fälschlich – derart
übersetzt wird. Selbst im deutschen Sprachraum sor-
gen die Unterschiede zwischen den nationalen Rechts-
sprachen regelmäßig für Missverständnisse und rufen
bestenfalls nur ungläubiges Kopfschütteln hervor.
Man stelle sich nur den ungläubigen Gesichtsausdruck
deutscher Kolleginnen und Kollegen vor, wenn sie
zum ersten Mal hören, dass in Österreich Exekutionen
zum normalen Juristenalltag gehören.

Die kompetente Anwendung juristischer Fachspra-
chen ist somit ein Handwerk, das über die bloß wort-
wörtliche Translation weit hinausgehen muss, wenn
man den wahren und vollständigen Gehalt einer juris-
tischen Botschaft in einer anderen Sprache verständ-
lich machen möchte. Sie erfordert eine besondere
Kunstfertigkeit und muss vor allem auf dem Verständ-
nis beider Rechtssysteme fußen – jenem der sendenden
und jenem der empfangenden Person. Bei mangelnder
Rechtskenntnis führt dieser Transfer juristischer In-

formationen von einer Rechtssprache und ihrem
Rechtssystem in eine andere Sprache und deren Sys-
tem zwangsläufig zu Veränderungen eben dieser Infor-
mation.9) Leichte Unschärfen und geringer Informa-
tionsverlust sind dann der Idealfall, oftmals führt diese
Veränderung aber zu grundlegend fehlerhaften An-
nahmen, was in elementaren Unterschieden zwischen
Quell- und Zieltext resultieren kann.

2. Rechtsenglisch in der anwaltlichen Praxis

Besonders im gesellschaftsrechtlichen Alltag können
derartige Divergenzen fatale Folgen für Mandanten
haben und im schlimmsten Fall auch haftungsrechtli-
che Risiken für Anwaltskanzleien bergen. Selbst wenn
die zwingend erforderliche und rechtlich bindende
Version von Texten und Verträgen, bspw Generalver-
sammlungsbeschlüssen, in deutscher Sprache zu ver-
fassen ist, ist es regelmäßig erforderlich, für nicht mut-
tersprachliche Mandanten oder Konzerne mit Eng-
lisch als Konzernsprache eine englische Version abzu-
fassen, um den Vertragsinhalt verständlich zu machen.
Konzipientinnen und Konzipienten, die eigenständig
in der Lage sind, derartige Übersetzungen fachlich
kompetent und sprachlich korrekt anzufertigen, er-
möglichen nicht nur eine erhebliche Zeitersparnis,
sondern bilden ökonomischen Mehrwert, wenn ihre
Leistung direkt und unkompliziert an Mandanten ver-
rechnet werden kann. Darüber hinaus reduziert die
Bearbeitung beider Texte, des deutschen und des eng-
lischen, durch ein und dieselbe Person Inkonsistenzen
und schont begrenzte zeitliche Ressourcen durch den
Wegfall langwieriger Kommunikation mit Überset-
zungsbüros.

Im Rahmen desWiener Modells erwerben Studieren-
de eben diese Grundfertigkeit der präzisen Artikula-
tion in der anglo-amerikanischen Rechtssprache. Der Er-
folg der Lehrmethode liegt in ihrer systematischen
Auseinandersetzung mit dem US-amerikanischen,
englischen, deutschen und österreichischen Rechtssys-
tem, gegliedert in 19 wichtige Bereiche des Zivil-, Un-
ternehmens- und Öffentlichen Rechts. Im Laufe der
Kurse werden diese Themen in den verschiedenen
Rechtssystemen nacheinander behandelt und die An-
eignung der sprachlichen Fähigkeiten auf den ver-
schiedenen didaktisch geeigneten Ebenen des Lesens,
Schreibens, Hörverständnisses und Sprechens forciert.
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3. Fusion juristischer und sprachlicher Kompe-
tenz: Lawyer-Linguists

Das Recht und seine Realität werden vom Menschen
selber geschaffen und existieren in ihrem vollen Um-
fang nur innerhalb eines jeweils spezifischen gesell-
schaftlich ausgehandelten Bereichs komplexer Sys-
teme. Die juristische Realität entsteht dabei durch le-
gistische Tätigkeit. Wer die Gesetze ändert, ändert
das Recht. Recht existiert somit nicht außerhalb der
Sprache, in der seine Gesetze verfasst sind. Wer das
Recht also hermeneutisch erfassen möchte, muss seine
Sprache verstehen.10) Wer Rechtssprachen korrekt ver-
wenden möchte – sei es zum Übersetzen, um das ei-
gene Recht in einer fremden Sprache zu beschreiben,
bei Vertragsverhandlungen in einer Fremdsprache
etc –, muss folglich zu einer Art Hermes11) werden,
der die kryptische Botschaft des fremden Rechts nicht
bloß wortwörtlich in der Sprache der Empfangenden
wiedergibt, sondern sie auch interpretiert. Denn ohne
diese Interpretation wird sich ihr wahrer Sinn nicht er-
schließen. Für die effektive Vermittlung rechtlicher
Information zwischen Rechtssprachen ist ein konzep-
tionelles Verständnis beider Rechtssysteme folglich
unerlässlich.12) Um das Ziel vollständiger Transparenz
in der Sprachanwendung und -übersetzung zu errei-
chen, ist die Kenntnis korrekter Rechtsterminologie
demgemäß nur das solide Fundament, auf dem man
weiter aufbauen muss. Aus diesem Grund verstehen
sich lawyer-linguists als interkulturelle Mediatoren.
Nur wenn man ein Rechtssystem mit der ihm eigenen
Rechtssprache, also in seiner „un-übersetzten“13)
Form, kennenlernt, kann man das fremde Rechtssys-
tem ungefiltert wahrnehmen. Nähert man sich ihm
hingegen in der eigenen Sprache, schiebt sich unwei-
gerlich die verzerrende Linse des eigenen kulturellen
Backgrounds vor das Auge des/der Betrachtenden. In
ihrer Rolle als interkulturelle Mediatoren von Recht
sollten lawyer-linguists deshalb über das Wissen und
Verständnis von Insidern beider Rechtssysteme verfü-
gen. Nur so kann eine über die rein funktionalistische
Äquivalenz zwischenQuell- und Zieltext hinausgehen-
de dynamische Transformation14) erfolgen, die Rechts-
kundigen eines der beiden Rechtssysteme ein umfas-
sendes Verständnis und verlustfreie Kommunikation
ermöglicht. Qualitativ hochwertige, konzise und kom-
pakte juristische Texte und Übersetzungen enthalten
daher genau so viel Zusatzinformation, wie zum Ver-
ständnis absolut notwendig ist, ohne dabei sinnverän-
dernd zu sein.

4. Optimierungsmöglichkeiten für Anwälte und
Mandanten

Nicht nur bei grenzüberschreitenden Verhandlungen
und Vertragsgestaltungen ist dadurch eine Optimie-

rung zeitlicher und ökonomischer Ressourcen deutlich
einfacher möglich – vor allem, wenn es darum geht,
mit anwaltlichemKnow-how und verhandlungstechni-
schem Geschick die Interessen der Mandanten in jeder
einzelnen Vertragsklausel bestmöglich umsetzen zu
können. Ein tiefgreifendes, über reine Kenntnis von
Fachterminologie hinausgehendes Verständnis des
Rechtssystems von Verhandlungspartnern verschafft
hierfür den nötigen Vorsprung, um nicht bloß reagie-
ren zu können, sondern um dem Gegenüber stets ei-
nen Schritt voraus zu sein und dessen weitere Vorge-
hensweise zu antizipieren.

Wir üben unsere anwaltliche Tätigkeit in einerWelt
aus, die sich in konstanter Bewegung befindet, wie
nicht zuletzt der für viele unerwartete Ausgang des
Brexit-Votums einmal mehr bewiesen hat. Der da-
durch zunehmende Bedarf an rechtlicher Beratung ist
eine Chance für unseren Berufsstand und erfordert
ein proaktives Gestalten rechtlicher Beziehungen.
Das beginnt bereits bei der umfassenden Vorbereitung
vonMandanten und erfordert, dass, wenn trotzdem ein
Fauxpas geschieht, Mandanten souverän vom juristi-
schen Glatteis geholt werden können. Dies bedeutet
vor allem, dass man Kunden nicht bloß serviciert, son-
dern mit dem Blick auf die Zukunft aktiv auf sie zugeht.
Nur wer tiefgreifende Kenntnis des fremden Rechts-
systems hat, kann diesen Anforderungen voll Genüge
leisten, wenn aktuelle legistische Entwicklungen nicht
nur wahrgenommen, sondern auch in ihrer vollen ju-
ristischen Tragweite erfasst werden können.

5. Das Wiener Modell – Lösungen für neue
Herausforderungen durch bewährtes Konzept

a. 6-semestriges Curriculum

Diesem Umstand trägt der anspruchsvolle Lehrplan
des Wiener Modells voll Rechnung. Statt eines
„Schnellsiedekurses“ erstreckt sich das universitäre
Curriculum über sechs Semester. In dieser Zeit werden
Kurse mit einer wöchentlichen Präsenzeinheit absol-
viert, die zudem selbständiger Vor- als auch Nachbe-
reitung bedürfen. Das Modell zeigt großen Erfolg,
weil die Lernenden angehalten werden, sich konti-
nuierlich mit Stoff und Sprache auseinanderzusetzen.
Pro Unterrichtsstunde wird ein Rechtsgebiet unter
dem Gesichtspunkt eines der vier Rechtssysteme be-
leuchtet. Das vorbereitende Lesen der entsprechenden
Kapitel in den drei begleitenden Lehr- und Praxisbän-
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den15) sowie die an die jeweilige Einheit anschließende
Nachbereitung des Behandelten durch zur Verfügung
gestellte Arbeitsblätter, die schriftlich ausgearbeitet
und in der nächsten Einheit mündlich verglichen wer-
den, findet im Selbststudium statt. Durch diesen vor-
gegebenen Ablauf ist sichergestellt, dass sich die Ler-
nenden zumindest drei Mal mit dem jeweiligen Thema
befassen. Die fortlaufenden Kurse sind so strukturiert,
dass sich die Partizipation der Teilnehmenden ständig
steigert. Während der erste Kurs primär vortrags-
orientiert gestaltet ist, rücken die Lernenden in den
höheren Kursen zunehmend selbst in den Mittelpunkt
der Lehrveranstaltung und übernehmen die aktive
Rolle der Wissensvermittlung. Inhaltlich umfasst der
erste Kurs eine systematische Einführung in das US-
amerikanische und englische Rechtssystem und dient
der Weiterentwicklung sprachlicher Fähigkeiten. Vor
allem auch die grundlegenden Unterschiede zwischen
dem kontinentaleuropäischen Rechtssystem und dem
Common Law – jenem „Recht englischer Herkunft“,
dessen primäre Rechtsquelle richterliche Urteile
sind16) – werden ausführlich thematisiert. In den fol-
genden Semestern stehen die verschiedenen Fächer
des Privatrechts und Öffentlichen Rechts in ange-
wandter rechtsvergleichender Betrachtung im Vorder-
grund.

b. Begleitende Lehr- und Praxisbuchreihe

Maßgeblich für die effektive Wissensvermittlung ist
die zuvor bereits erwähnte, mittlerweile drei Bände
umfassende, Lehrbuchreihe „Anglo-Amerikanische
Rechtssprache – Anglo-American Legal Language“.
Der erstmals 1991 erschienene erste Band war damals
das erste Lehr- und Handbuch, das sich im deutsch-
sprachigen Raum mit der anglo-amerikanischen Rechts-
sprache auseinandersetzte. Aufgrund der langjährigen
Erprobung in Theorie und Praxis – mittlerweile wur-
den mehr als 8.000 Personen in der universitären wie
auch außeruniversitären Lehre und in der Berufspraxis
ausgebildet – und der daraus empirisch gewonnenen
Erkenntnisse erfolgte vor zehn Jahren eine vollstän-
dige Restrukturierung des Systems. Nunmehr werden
die Abhandlungen der einzelnen Rechtsgebiete von re-
nommierten Juristinnen und Juristen aus den jeweili-
gen Jurisdiktionen USA, Großbritannien, Deutschland
und Österreich verfasst. Heute umfasst die Reihe drei
Bände. Die Bücher sind aber nicht nur ein systemati-
scher Lernbehelf, sondern stellen ebenso umfangrei-
che Nachschlage- und Anleitungswerke für die tägli-
che Praxis dar. Für jedes Fachgebiet wird ein fundier-
ter Überblick in englischer bzw US-amerikanischer
Fachsprache geboten, gefolgt von gebietsspezifischen
Glossaren und Mustertexten für die praktische Arbeit.

Die ersten beiden Bände beschäftigen sich mit allen
relevanten Fachbereichen des Zivil- und Unterneh-

mensrechts: Band 1 vermittelt Vertragsrecht (Contract
Law),Gesellschaftsrecht (Company/Corporate Law),Ver-
sicherungsrecht (Insurance Law), Schiedsgerichtsbarkeit
(Arbitration), Steuerrecht (Tax Law), Rechnungswesen
(Accounting) und Immaterialgüterrecht (Intellectual Pro-
perty Law), Band 2 Deliktisches Schadenersatzrecht
(Tort Law), Zivilprozessrecht (Civil Procedure Law);
Handels- und Unternehmensrecht (Commercial Law),
Arbeitsrecht (Labo[u]r Law), Liegenschaftsrecht (Real
Estate Law) und Familienrecht (Family Law). Der kürz-
lich erschienene Band 3 erweitert die Reihe um das Öf-
fentliche Recht durch Kapitel zum Verfassungsrecht
(Constitutional Law), Verwaltungsrecht (Administrative
Law), Strafrecht (Criminal Law), Strafprozessrecht (Cri-
minal Procedure Law), Insolvenzrecht (Insolvency Law)
und Kartellrecht (Antitrust/Cartel Law).

Einzigartig für den deutschsprachigen Markt ist da-
bei, dass die Lehrbuchreihe sowohl in Deutschland als
auch in Österreich erscheint, weil sie juristisches Fach-
wissen und die juristische Fachsprache beider Länder
vermittelt. Dadurch wird auch der Rechtsvergleich zwi-
schen Österreich und Deutschland mittels der anglo-
amerikanischen Rechtssprache ermöglicht. Man kann dann
zB in einem typischerweise auf Englisch durchgeführten
Schiedsverfahren erklären, dass die deutsche staatliche
Zwangsvollstreckung bzw Strafvollstreckung nicht nur
in Österreich, sondern auch in den USA und Großbri-
tannien als execution bezeichnet wird.

Gleichzeitig bewirkt das Verständnis des fremden
Rechtssystems eine intensivere Auseinandersetzung
und Kenntnis des eigenen Rechtssystems und damit
einhergehend eine bessere Fachsprachenbeherrschung
der deutschen Rechtssprache. Das Wiener Modell un-
terstützt somit ganz besonders den neu entstehenden
Berufsstand des lawyer-linguists.

c. Das Vienna Legal Language Proficiency Certificate
(Vienna LLP)

Ursprünglich nur für jene Studierende entwickelt, die
alle Kurse des Wiener Modells absolviert hatten, ist das
Vienna Legal Language Proficiency Certificate (Vienna
LLP) heute ein umfassendes Rechts- und Sprachzerti-
fikat des anglo-amerikanischen Rechts und der anglo-
amerikanischen Rechtssprache. Die Prüfung wird derzeit
zwei Mal jährlich inWien undGraz angeboten. Sie be-
steht aus zwei Teilen, einem schriftlichen und einem
mündlichen, die das gesamte Curriculum des Wiener
Modells abdecken. Prüflinge müssen ihr Wissen über
das Privatrecht oder das Öffentliche Recht der USA,
Großbritanniens und entweder Deutschlands oder Ös-
terreichs demonstrieren, ebenso wie ihre Fähigkeiten,
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anglo-amerikanisches Rechtsenglisch korrekt – auch zur
Beschreibung des gewählten deutschsprachigen
Rechtssystems – anwenden zu können.

Durch die Absolvierung des Vienna Legal Language
Proficiency Exams wird das tiefgreifende, erworbene
Sachverständnis der verschiedenen Rechtsbereiche
des Fächerkanons offiziell zertifiziert. Das Vienna
LLP verbindet dabei die standardisierte Methode des
Wiener Modells mit einem hohen Standard an Objekti-
vität bei der Bewertung der Prüfung. Deshalb gilt diese
umfassende schriftliche und mündliche Prüfung mitt-
lerweile als ein Maßstab für die Kompetenz in der
anglo-amerikanischen Rechtssprache im deutschspra-
chigen Raum.

Vor allem Berufsneulinge können damit jene Quali-
fikationen nachweisen, die sie von der Masse abheben.
Für Kanzleien, auf der anderen Seite, werden Einstel-
lungsentscheidungen erleichtert, wenn der außeror-
dentliche Einsatz und die überdurchschnittliche Kom-
petenz des juristischen Nachwuchses transparent
nachvollzogen werden können.

III. Ausblick
Die jahrzehntelange kontinuierliche Entwicklung des
Wiener Modells hat ein im deutschsprachigen Raum
einzigartiges umfassendes Curriculum entstehen las-
sen, welches innerhalb von sechs Semestern eine um-
fassende und systematische Ausbildung in der anglo-

amerikanischen Rechtssprache und dem anglo-amerikani-
schen Rechtssystem ermöglicht. Kanzleien unterstüt-
zen – auch im Eigeninteresse – zunehmend dieses frei-
willige Engagement junger Kolleginnen und Kollegen
nicht nur in der universitären Ausbildung, sondern
auch in der täglichen Praxis, vor allem beim Recruiting
und bei Weiterbildungsmaßnahmen.

Fachsprachliche Kompetenz ist ein insb für den
Rechtsanwaltsstand wichtiges Instrument, deren Rele-
vanz in einer zunehmend dynamischen und globalisier-
tenWelt immer wichtiger werden wird. Deshalb ist die
internationale Ausrichtung der Ausbildung junger
Kolleginnen und Kollegen unerlässlich, um Wettbe-
werbsvorteile nutzen zu können. Österreich ist einer
der Exportweltmeister. Zugleich sind unzählige Toch-
tergesellschaften internationaler Konzerne, deren
Konzernsprache in aller Regel Englisch ist, in Öster-
reich angesiedelt. Internationale Organisationen ha-
ben ihren Sitz in Wien, internationale Konferenzen
finden täglich in Österreich statt. Um auf diesen um-
kämpften Märkten reüssieren zu können, ist mehr als
juristische Fachkompetenz gefragt. Unserer anwaltli-
chen inhaltlich und qualitativ hochwertigen Arbeit
wird durch Sprachkompetenz im anglo-amerikanischen
Rechtsenglisch zusätzlicherWert verliehen.Wer nicht
nur gute Arbeit leistet, sondern dies auch in der Spra-
che der Zielgruppe kompetent kommunizieren kann,
wird gehört werden. Lawyer-linguists des Wiener Mo-
dells beherrschen diese Sprache fließend.

Fact Box I & II:

„Anglo-Amerikanische Rechtssprache – Anglo-American Legal Language“

BAND I: Vertragsrecht (Contract Law), Gesellschaftsrecht (Company/Corporate Law), Versicherungsrecht
(Insurance Law), Schiedsgerichtsbarkeit (Arbitration), Steuerrecht (Tax Law), Rechnungswesen (Accounting)
und Immaterialgüterrecht (Intellectual Property Law)

BAND II: Deliktisches Schadenersatzrecht (Tort Law), Zivilprozessrecht (Civil Procedure Law), Handels- und
Unternehmensrecht (Commercial Law), Arbeitsrecht (Labo(u)r Law), Liegenschaftsrecht (Real Estate Law)
und Familienrecht (Family Law)

BAND III: Verfassungsrecht (Constitutional Law), Verwaltungsrecht (Administrative Law), Strafrecht
(Criminal Law), Strafprozessrecht (Criminal Procedure Law), Insolvenzrecht (Insolvency Law) und Kartell-
recht (Antitrust/Cartel Law)

Vienna LLP (Vienna Legal Language Proficiency Certificate)

Das Vienna LLP ist Standard und Benchmark für die einschlägige umfassende und systematische Ausbildung in
der anglo-amerikanischen Rechtssprache im deutschsprachigen Raum.
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Studienbehelf:

„Anglo-Amerikanische Rechtssprache – Anglo-American Legal Language“ Band I – III

Prüfungsinhalt:

4 der 6 Kurse wählbar

sowohl US- als auch UK-Perspektive

zusätzlich frei wählbar entweder deutsches oder österreichisches Recht (oder beides)

Prüfungsablauf:

schriftlicher Teil – erfolgreich bestandene Kurse sind ersatzweise anrechenbar

mündliche Gesamtprüfung

Prüfungsgebühr:

E 195,– bzw nur mündlich E 95,–

Nächste Termine:

schriftlich: Mittwoch, 1. 3. 2017, Wien || Mittwoch, 4. 10. 2017, Wien
Donnerstag, 2. 3. 2017, Graz || Donnerstag, 14. 9. 2017, Graz

mündlich: Mittwoch, 8. 3. 2017, Wien || Mittwoch, 11. 10. 2017, Wien
Donnerstag, 9. 3. 2017, Graz || Donnerstag, 21. 9. 2017, Graz
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 » Wann beginnt/endet sie?
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• Folgen der Nichterfüllung der Verpfl ichtungen
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Die aktuelle Rechtsprechung des
Verfassungsgerichtshofs zum Vertrauensschutz
Von MR Dr. Martin Hiesel, Wien. Der Autor ist als Jurist in der VA tätig und war zuvor jeweils mehrere Jahre verfassungs-
rechtlicher Mitarbeiter am VfGH und Referent im BKA-VD. Zahlreiche Publikationen auf dem Gebiet des Verfassungs- und
Verwaltungsrechts sowie der Rechtsvergleichung.

Der VfGH hatte in den vergangenen Jahren in zahlreichen Fällen darüber zu entscheiden, ob gesetzliche Rege-
lungen mit den aus dem Vertrauensschutz abgeleiteten verfassungsrechtlichen Anforderungen im Einklang ste-
hen. Der vorliegende Beitrag gibt einen systematischen Überblick über diese Rsp.

I. Einleitung
Der aus dem Gleichheitssatz abgeleitete Vertrauens-
schutz hat gerade in den letzten Jahren, in denen insb
aus Gründen der erforderlichen – und noch immer
nicht ausreichend verwirklichten – Budgetkonsolidie-
rung immer wieder gesetzliche Regelungen getroffen
wurden, mit denen die Rechtslage zum Nachteil vieler
Rechtsunterworfener geändert wurde, große prakti-
sche Bedeutung erlangt. In zahlreichen Rechtsgebie-
ten wurden neue gesetzliche Regelungen mit dem Ar-
gument der Verfassungswidrigkeit infolge der Verlet-
zung des Vertrauensschutzes vor dem VfGH bekämpft
und musste der VfGH in den einschlägigen Verfahren
ausführlich begründen, wieso eine oder keine Verfas-
sungswidrigkeit vorlag. Eine Analyse der aktuellen
Rsp1) zeigt dabei, dass der VfGH eine Verletzung des
verfassungsrechtlichen Vertrauensschutzes nur selten
als gegeben ansieht und der rechtspolitische Gestal-
tungsspielraum des Gesetzgebers – sogar in dem ge-
rade unter Vertrauensschutzgesichtspunkten beson-
ders sensiblen Pensionsrecht – größer sein dürfte als
weithin angenommen.2)

II. Allgemeine Aussagen des VfGH
1. Grundlegende Abgrenzungen

Der Rsp des VfGH lassen sich zwei grundlegende Aus-
sagen darüber entnehmen, ob ein Sachverhalt vom
Vertrauensschutz überhaupt erfasst sein kann:
" Der verfassungsrechtliche Vertrauensschutz kann

sich grundsätzlich nur aus Erwartungshaltungen in
Bezug auf geltende Rechtsnormen und nicht auf
mögliche künftige Rechtsentwicklungen ergeben.3)
Selbst wenn der Gesetzgeber günstige Regelungen
sukzessive auf weitere Jahrgänge erstreckt oder be-
fristete Regelungen wiederholt neuerlich befristet
in Kraft setzt, so kann daraus kein verfassungsrecht-
lich relevantes Vertrauen darauf entstehen, dass der
Gesetzgeber diese Begünstigungen auch in Zukunft
auf weitere Jahre erstrecken bzw eine weitere Ver-
längerung der Befristung vornehmen wird.

" Der in einem engen Zusammenhang mit dem
Grundsatz der Rechtssicherheit stehende Ver-
trauensschutz schützt ein berechtigtes Vertrauen
auf eine bestehende Rechtslage, wobei sich die
einzelnen Rechtsunterworfenen nicht an Planun-
gen, politischen Vorhaben oder literarischen Dis-
kussionen orientieren müssen.4) Auch mit dieser
Aussage wird unterstrichen, dass das Vertrauen in
den Fortbestand der geltenden Rechtslage
Schutzgut des Vertrauensschutzes ist.

2. Allgemeine Judikaturformeln

Am Beginn der Erwägungen des VfGH, ob eine ge-
setzliche Anordnung gegen die aus dem Vertrauens-
schutz abzuleitenden verfassungsrechtlichen Anforde-
rungen verstößt, stehen fast immer Judikaturformeln,
die die verfassungsrechtliche Ausgangssituation
näher konkretisieren.

So betonen etwa die beiden folgenden Judikaturfor-
meln die grundsätzliche Freiheit des Gesetzgebers,
die Rechtslage für die Rechtsunterworfenen für
die Zukunft zu deren Nachteil zu verändern:
" Aus der Verfassung ist keine allgemeine Garantie

dafür abzuleiten, dass sich aufgrund geltender
Rechtslage erwartete Vorteile zukünftig auch auf-
grund geänderter Rechtslage tatsächlich realisie-
ren.5)

" Der VfGH hat in stRsp die Auffassung vertreten,
dass das bloße Vertrauen auf den unveränderten
Fortbestand der geltenden Rechtslage als solches
keinen besonderen verfassungsrechtlichen Schutz
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1) Der vorliegende Beitrag wurde unter Auswertung der einschlägigen
Rsp des VfGH von 2011 bis Mitte 2016 im September 2016 abge-
schlossen.

2) Nicht übersehen werden darf indes, dass Art 7 Abs 1 EMRK in Bezug
auf Strafbestimmungen ein ausnahmsloses Rückwirkungsverbot
enthält und sohin in diesem Rechtsbereich rückwirkende Gesetzes-
änderungen verfassungsrechtlich schlechthin unzulässig sind.

3) VfSlg 19884/2014.
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G 111/2015.
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genießt. Vielmehr bleibt es dem Gesetzgeber auf-
grund des ihm zukommenden rechtspolitischen Ge-
staltungsspielraums unbenommen, eine einmal ge-
schaffene Rechtsposition auch zu Lasten des Betrof-
fenen zu verändern.6)

Grenzen der rechtspolitischen Gestaltungsfreiheit des
Gesetzgebers bestehen aber dort, wo er durch seine
Regelungen die Rechtsunterworfenen zu einem be-
stimmten Verhalten geradezu angelockt hat:
" Nach der stRsp des VfGH müssen die Rechtsunter-

worfenen mit einer Veränderung der Rechtslage für
die Zukunft und damit auch einer ungünstigeren
Gestaltung dieser Rechtslage rechnen, im wirt-
schaftlichen Verkehr insb auch damit, dass sich
Preise, Tarife und Abgaben ändern. Der Gleich-
heitssatz setzt im Hinblick auf wirtschaftliche Inves-
titionsentscheidungen daher nur dort allenfalls be-
stimmte Grenzen, wo staatliche Maßnahmen das
konkrete Investitionsverhalten gezielt hervorgeru-
fen haben.7)

Grenzen der rechtspolitischen Gestaltungsfreiheit des
Gesetzgebers bestehen ferner dort, wo eine plötzliche
Änderung der Rechtslage im Lichte der damit ver-
bundenen gravierenden Folgen für die Rechtsun-
terworfenen sachlich nicht rechtfertigbar ist. In ei-
nem solchen Fall können Übergangsfristen verfas-
sungsrechtlich erforderlich sein:
" Nur unter besonderen Umständen setzt der Ver-

trauensschutz dem Gesetzgeber verfassungsrechtli-
che Grenzen, so insb, wenn dem Betroffenen zur
Vermeidung unsachlicher Ergebnisse die Gelegen-
heit gegeben werden muss, sich rechtzeitig auf die
neue Rechtslage einzustellen.8)

" Der verfassungsrechtlich verbürgte Vertrauens-
schutz kann es unter Umständen erfordern, dass
der Gesetzgeber eine Übergangsfrist setzt, in der
die alte Rechtslage unverändert oder in modifizier-
ter Form weitergilt. Damit wird betroffenen Norm-
unterworfenen die Möglichkeit eingeräumt, sich auf
die neue Rechtslage einzustellen. Wie lange eine
solche Frist zu sein hat, hängt maßgeblich von den
übrigen Übergangsregelungen und insb von der
Gravität der neuen Beschränkungen ab.9)

" Wenn der Gesetzgeber eine bisher erlaubte Tätig-
keit in Zukunft in erheblichem Umfang einschränkt,
so darf er – die Verfassungsmäßigkeit der Beschrän-
kung vorausgesetzt – dies auch mit einem bestimm-
ten Stichtag tun. Ob derartige Übergangsvorschrif-
ten zulässig sind, bemisst sich nach verschiedenen
Gesichtspunkten, die insb im Hinblick auf faktisch
getroffene Dispositionen maßgeblich vom verfas-
sungsrechtlichen Grundsatz des Vertrauensschutzes
bestimmt sind.10)

Die Umstände, unter denen der Vertrauensschutz die
Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers begrenzt, wer-

den durch die folgende Judikaturformel anschaulich
zusammengefasst:
" Vertrauensschutz begründende Umstände können

nach der Rsp des VfGH darin liegen, dass rückwir-
kend an in der Vergangenheit liegende Sachverhalte
geänderte (für die Normunterworfenen nachteilige)
Rechtsfolgen geknüpft werden11) oder dass der Ge-
setzgeber in Rechtsansprüche, auf die sich die
Normunterworfenen nach ihrer Zweckbestimmung
rechtens einstellen durften (wie auf Pensionsleistun-
gen bestimmter Höhe), plötzlich und intensiv nach-
teilig eingreift oder dass der Gesetzgeber, der
Normunterworfene zu Dispositionen veranlasst
hat, durch eine spätere Maßnahme diese im Ver-
trauen auf die Rechtslage vorgenommenen Disposi-
tionen frustriert bzw ihrer Wirkung beraubt.12) Nur
unter besonderen Umständen verbietet also der
Gleichheitssatz eine die Rechtsposition der Norm-
unterworfenen verschlechternde Rechtsgestal-
tung.13)

III. Die Rsp in einzelnen
Rechtsgebieten

1. Pensionsrecht

a. Allgemeines

Besondere Hervorhebung verdient die Judikaturfor-
mel, dass der Gesetzgeber den Gleichheitssatz dann
verletzt, wenn er bei Änderung der Rechtslage plötz-
lich – ohne entsprechende Übergangsregelung – und
intensiv in erworbene Rechtspositionen eingreift, wo-
bei dem Vertrauensschutz gerade im Pensions-
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6) VfSlg 19411/2011, 19517/2011, 19615/2012, 19637/2012; VfGH
7. 6. 2013, B 19/2013; VfSlg 19763/2013; VfGH 12. 3. 2015,
G 205/2014; 19. 6. 2015, E 1218/2014; 25. 9. 2015, G 111/2015.
Fast wortident VfSlg 19722/2012, 19333/2014.
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10) VfSlg 19663/2012.
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schriften, die an früher verwirklichte Tatbestände Belastungen
knüpfen und so die Rechtsstellung der Betroffenen mit Wirkung
für die Vergangenheit verschlechtern, dann gleichheitswidrig sind,
wenn sie einen Eingriff von erheblichem Gewicht vorsehen, der
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hende Rechtslage enttäuscht, und wenn keine besonderen Um-
stände vorliegen, die eine solche Rückwirkung ausnahmsweise zu
rechtfertigen vermögen.

12) VfSlg 19761/2013, 19763/2013, 19933/2014; VfGH 12. 3. 2015,
G 205/2014; 19. 6. 2015, E 1218/2014; 25. 9. 2015, G 111/2015.

13) VfSlg 19761/2013, 19897/2014, 19761/2013. IdS auch VfSlg
19933/2014.



recht besondere Bedeutung zukommt.14) Dem
VfGH zufolge können schwerwiegende und plötzlich
eintretende Eingriffe in erworbene Rechtspositionen,
auf deren Bestand der Normunterworfene mit guten
Gründen vertrauen konnte, zur Gleichheitswidrigkeit
des belastenden Eingriffs führen.

Daraus hat der VfGH abgeleitet, dass je nach In-
tensität ein entsprechendes Gewicht des öffentli-
chen Interesses erforderlich ist, um einen Eingriff
in bestehende Leistungen (oder effektuierte An-
wartschaften) sachlich rechtfertigen zu können.15)
Daher ist im Zuge der vorzunehmenden Güterabwä-
gung der Intensität des Eingriffs ua das Gewicht der
den Eingriff tragenden öffentlichen Interessen (zB
der Grad der Unvermeidbarkeit des Eingriffs zur Er-
haltung der Funktionsfähigkeit des Systems) gegen-
überzustellen. Ein an sich gravierender Eingriff kann
im Hinblick darauf verfassungsrechtlich unbedenklich
sein, dass er über einen gewissen Zeitraum bzw für be-
stimmte Altersgruppen durch Einschleifregelungen in
seiner Wirkung gemildert und abgefedert wird.

Nach der Rsp des VfGH kann insb auch der in der
Hinaufsetzung des Pensionsanfallsalters gelegene
Eingriff in eine Rechtsposition eine Einschränkung
des Vertrauens auf die geltende Rechtslage bedeu-
ten.16)

Leistungskürzungen fallen umso stärker ins Ge-
wicht, je näher die Betroffenen dem Pensionsalter
stehen; mit zunehmender Intensität des Eingriffs sind
entsprechend längere Übergangszeiträume vorzuse-
hen.17)

b. Konkrete Fallbeispiele

In Anwendung dieser Judikaturformeln hatte der
VfGH keine verfassungsrechtlichen Bedenken gegen
die Verschärfung der Anspruchsvoraussetzungen für
die Inanspruchnahme des Pensionskorridors durch Be-
amte mit Inkrafttreten des 2. StabilitätsG 2012 sowie
gegen die Erhöhung des Preises für den Nachkauf
von Schul- und Studienzeiten.18) Dieser Entscheidung
lag zugrunde, dass die Bf zwei Jahre vor dem geplanten
Pensionsantritt erfuhren, dass sich der Pensionsantritt
– im Falle der Abstandnahme von einem weiteren
Nachkauf von Schul- bzw Studienzeiten – um zwei
Jahre hinausschieben wird. Der VfGH werte diesen
Eingriff als „nicht derart intensiv, dass daraus die Ver-
fassungswidrigkeit der Regelungen folgt“. Zudem hielt
der VfGH fest, dass die seitens der Bf nachgekauften
Zeiten auch nach Erreichen des nunmehr erhöhten
Pensionsanfallsalters grundsätzlich anspruchs- bzw
leistungswirksam bleiben. Selbst wenn die ursprüngli-
che Erwartung der Bf über den Zeitpunkt des Pen-
sionsantritts durch die nachfolgende Gesetzesände-
rung insoweit enttäuscht wurde, als der Vorteil gerin-
ger ausfällt als ursprünglich erwartet, so liegt darin

nicht die Verletzung verfassungsrechtlich geschützten
Vertrauens.

Ebenso hatte der VfGH keine verfassungsrechtlichen
Bedenken gegen Bestimmungen betreffend die Mög-
lichkeit einer abschlagsfreien Ruhestandsversetzung
von Beamten und Beamtinnen des Geburtsjahres 1954
erst mit Vollendung des 65. Lebensjahres bzw gegen
die mit Abschlägen der Pensionshöhe verbundene Pen-
sionsantrittsvariante der „Langzeitbeamtenpension“.19)
DerVfGHging dabei davon aus, dass sich die bf Parteien
schon ab dem 51. Lebensjahr auf einen mit Abschlägen
in der Pensionshöhe verbundenen Pensionsantritt ein-
stellen konnten und die Voraussetzungen hinsichtlich
des Vorliegens der notwendigen beitragsgedeckten Ge-
samtdienstzeit sowie das konkrete Ausmaß der Ab-
schläge seit 31. 12. 2010 feststanden. Darüber hinaus
komme es bei einem Pensionsantritt im Jahr 2016 zu ei-
ner Beschränkung der Einbußen der Pensionshöhe von
8%, sodass nicht von einer drastischen Einkommensre-
duzierung gesprochen werden könne.

Auch die Bestimmungen im Bundesbahn-Pen-
sionsG betreffend die Ausdehnung des Durchrech-
nungszeitraums und das Hinausschieben des Pensions-
antrittsalters durch Erhöhung der Wartefrist und Ab-
senkung des Steigerungsbetrags wurden vom VfGH
als verfassungskonform angesehen.20) Der VfGH ging
in seinen Entscheidungsgründen zwar davon aus, dass
der Gesetzgeber insgesamt einen nicht unerheblichen
Eingriff in das Pensionssystem der ÖBB-Bediensteten
vorgenommen hat. Zugleich hat er aber unter Anwen-
dung eines differenzierten Systems von begleitenden
Regelungen das Gewicht des Eingriffs so weit gemil-
dert, dass er die verfassungsrechtlichen Grenzen nicht
überschritten hat.21)

Ebenso verfassungskonform waren nach Auffassung
des VfGH Bestimmungen der Satzung des Wohl-
fahrtsfonds einer Ärztekammer betreffend eine Kür-
zung der Zusatzleistung für die Altersversorgung, die
Rückzahlung geleisteter Beiträge und die Einhebung
eines Pensionssicherungsbeitrags.22) Der in der Ver-

653Österreichisches Anwaltsblatt 2016/12

Abhandlungen

Die aktuelle Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofs zum Vertrauensschutz
Autor: MR Dr. Martin Hiesel, Wien
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VfSlg 19722/2012.
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16) VfSlg 19832/2013, 19884/2014, 19897/2014. Denn das im Gesetz

vorgesehene Mindestalter für eine Alterspensionsleistung führt im
besonderen Maße zu Vorwirkungen, dass sich die Versicherten in ih-
rer Lebensplanung zunehmend darauf einstellen, ab einem be-
stimmten Alter aus dem Erwerbsleben auszuscheiden und dann
ein Einkommen in einer bestimmten Relation zu jenem während
des Erwerbslebens erwarten zu können.

17) VfSlg 19884/2014, 19897/2014.
18) VfSlg 19897/2014.
19) VfSlg 19884/2014.
20) VfSlg 19832/2013.
21) Laut OGHmusste der Kl in Bezug auf die Rechtslage vor dem BB-PG

2001 eine Kürzung von 7,92% hinnehmen.
22) VfSlg 19722/2012.



minderung der Leistungshöhe liegende Eingriff war
nach Ansicht des VfGH nämlich nicht als intensiv zu
beurteilen, weil ihm eine entsprechend verzinste Bei-
tragsrefundierung gegenüberstand.

Als verfassungswidrig erkannt wurde jedoch die Ein-
führung einer Beitragspflicht für Berufsausübungser-
satzzeiten zur Erfüllung der Voraussetzungen für eine
vorzeitige Alterspension bei langer Versicherungs-
dauer wegen des Fehlens einer die Dispositionen der
Versicherten berücksichtigenden Übergangszeit.23)
Der VfGH ging dabei davon aus, dass die ohne Über-
gangsfrist eingeführte Beitragspflicht ein Ausmaß er-
reicht, dass unter dem Gesichtspunkt der Intensität
des Eingriffs eine nicht zu vernachlässigende Hürde
zum Antritt der Pension zum jeweils vorgesehenen
Zeitpunkt darstellt und dazu führen kann, dass die be-
troffene Personengruppe durch die im Vertrauen auf
die Rechtslage vorgenommenen Dispositionen, näm-
lich die bereits erfolgte oder verbindlich in die Wege
geleitete Beendigung der dem Pensionsanfall entge-
genstehenden Beschäftigungsverhältnisse, Nachteile
erleidet.24)

2. Einführung einer Altersgrenze für die
Beendigung von kurativen Einzelverträgen

Nach Auffassung des VfGH ist die Einführung einer
gesetzlichen Altersgrenze von 70 Jahren für kurative
Einzelverträge verfassungsrechtlich nicht zu beanstan-
den, weil die vom Gesetzgeber geschaffene einjährige
Vorbereitungszeit für jene Vertragsärzte, die im
Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes das 70. Le-
bensjahr bereits überschritten hatten oder dieses bis
spätestens 31. 12. 2010 vollenden, unter Vertrauens-
schutzgesichtspunkten ausreichend ist.25) Der VfGH
hielt in seinen Entscheidungsgründen auch fest, dass
die vom Bf behaupteten Aufwendungen durch keine
Maßnahme des Gesetzgebers veranlasst wurden und
daher auch keinen besonderen Schutz beanspruchen
können.

3. Dienstrecht

Die diskriminierungsfreie Berechnung des histori-
schen Vorrückungsstichtags vermag eine gesetzliche
Regelung sachlich zu rechtfertigen, mit der eine rück-
wirkende Neufestsetzung des historischen Vorrü-
ckungsstichtags, die auch zu einer Reduktion des Ent-
gelts führen kann, nur aufgrund eines entsprechenden
Antrags des Beamten durchgeführt wird. Dieses „Op-
tionenmodell“ bedeutet nach Ansicht des VfGH näm-
lich zum einen, dass zwar für jene Beamte, die keinen
Antrag auf Neufestsetzung des historischen Vorrü-
ckungsstichtags stellen, eine Ungleichbehandlung auf-
rechterhalten bleibt, aber ihr Vertrauen in die bishe-
rige Rechtslage gewahrt bleibt, zum anderen aber, dass

sie die Möglichkeit haben, ihren historischen Vorrü-
ckungsstichtag in „diskriminierungsfreier“ Weise neu
berechnen zu lassen.26)

Der VfGH vermag nicht zu erkennen, dass die Ein-
stellung der pauschalierten Mehrdienstleistungsvergü-
tung einen Eingriff in eine durch den Vertrauens-
schutz geschützte Rechtsposition darstellt, zumal auf
die Beibehaltung einer Pauschalierung der Mehr-
dienstleistungsvergütung kein Anspruch besteht.27)

4. Steuerrecht

a. Allgemeines

Auch im Steuerrecht greift der verfassungsrechtlich
gewährleistete Vertrauensschutz nur für ganz be-
stimmte, aufgrund besonderer Konstellationen schutz-
würdige Positionen und setzt damit einer gesetzlichen
Änderung nur unter engen Voraussetzungen verfas-
sungsrechtliche Schranken.28)

Der VfGH hat in stRsp29) betont, dass der Gesetzge-
ber durch den verfassungsgesetzlich gewährleisteten
Gleichheitssatz gehalten ist, dem Vertrauensschutz
bei seinen Regelungen Beachtung zu schenken. Dem-
nach führen gesetzliche Vorschriften, die (nachträg-
lich) an früher verwirklichte Tatbestände steuerliche
Folgen knüpfen und dadurch die Rechtsposition des
Steuerpflichtigen mit Wirkung für die Vergangenheit
verschlechtern, zu einem gleichheitswidrigen Er-
gebnis, wenn die Normunterworfenen durch einen
Eingriff von erheblichem Gewicht in einem be-
rechtigten Vertrauen auf die Rechtslage ent-
täuscht werden und nicht etwa besondere Um-
stände vorliegen, die eine solche Rückwirkung –

bspw um einen gleichheitswidrigen Zustand zu beseiti-
gen – verlangen.

Unter dem Aspekt einer verfassungsrechtlich grund-
sätzlich verpönten rückwirkenden Verschlechterung
der Rechtslage kann es keinen Unterschied machen,
ob der Gesetzgeber an bereits verwirklichte Sachver-
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23) VfSlg 19763/2013.
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sich, sondern nur gegen das Fehlen einer die Dispositionen der Ver-
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krafttreten der geprüften Gesetzesbestimmung.

25) VfSlg 19761/2013.
26) VfGH 7. 6. 2013, B 19/2013. Vgl dazu jüngst VfGH 2. 7. 2016,

G 450/2015.
27) VfGH 20. 9. 2012, B 782/12.
28) VfSlg 19933/2014; VfGH 19. 6. 2015, E 1218/2014; 25. 9. 2015,

G 111/2015.
29) VfSlg 19637/2012.



halte rückwirkend direkt nachteilige steuerliche Fol-
gen knüpft oder ob sich die Verschlechterung indirekt
daraus ergibt, dass rückwirkend eine steuerliche Be-
günstigung gewährt wird, die aber automatisch auch
negative Folgewirkungen nach sich zieht.30) Im Allge-
meinen wird bei einer solchen Konstellation allerdings
die negative Folgewirkung als unbeachtliche (verfas-
sungsrechtlich unbedenkliche) Begleiterscheinung
der begünstigenden Regelung gewertet werden kön-
nen.

b. Konkrete Fallbeispiele

In Anwendung dieser – durchaus umfangreichen – Ju-
dikaturformeln sah der VfGH Bestimmungen über die
Stabilitätsabgabe und den Sonderbeitrag zur Stabi-
litätsabgabe als verfassungskonform an.31) Der
VfGH konnte nämlich nicht erkennen, dass vor Ein-
führung der Stabilitätsabgabe mit dem Budgetbegleit-
gesetz 2011 eine Rechtslage bestanden hätte, bei der
der Gesetzgeber bestimmte Verhaltensweisen gera-
dezu angeregt oder gefördert und damit Kreditinsti-
tute zu Geschäftsmodellen veranlasst hätte, die durch
die Einführung der Stabilitätsabgabe entwertet wären.

Als verfassungskonform erachtet wurde vom
VfGH ferner die Ausdehnung der Ertragsteuer-
pflicht auf die Veräußerung auch der am
31. 3. 2012 nicht steuerverfangenen, privaten
Grundstücke, wobei der VfGH dabei davon ausging,
dass der Gesetzgeber damit nicht rückwirkend in be-
stehende Rechtspositionen eingegriffen, sondern le-
diglich die Rechtsfolgen für Veräußerungen ab dem
Inkrafttreten der Regelung festgelegt hat.32) Der
VfGH konnte nicht erkennen, dass vor der mit dem
1. Stabilitätsgesetz 2012 erfolgten Einführung der Be-
steuerung privater Grundstücksveräußerungen eine
Rechtslage bestanden hätte, bei der der Gesetzgeber
bestimmte Verhaltensweisen gefördert hätte, die
durch das 1. Stabilitätsgesetz 2012 mit Blick auf die
dem Privatvermögen zuzurechnenden Grundstücke,
die zum 31. 3. 2012 nicht steuerverfangen waren, ent-
wertet wäre.33) Der Umstand, dass bis zum Inkrafttre-
ten des 1. Stabilitätsgesetzes 2012 Einkünfte aus priva-
ten Grundstücksveräußerungen nach Ablauf einer be-
stimmten Frist nicht im Rahmen der Besteuerung
des Einkommens zu erfassen waren, vermag nicht zu
bewirken, dass auf den unveränderten Fortbestand die-
ser Rechtslage ein verfassungsrechtlich geschütztes
Vertrauen bestünde, und zwar auch dann nicht, wenn
im Einzelfall die für das Bestehen einer Steuerpflicht
relevante Frist bereits abgelaufen gewesen sein
sollte.34)

Als verfassungskonform angesehen wurden vom
VfGH auch gesetzliche Bestimmungen über die
Beschränkung der Absetzbarkeit von Manager-
Gehältern.35) Der VfGH räumte zwar ein, dass die Zu-

rücknahme der Möglichkeit des Betriebsausgabenab-
zugs für bestimmte Entgelte und Bezüge plötzlich
und ohne Übergangsregelung erfolgte und es nicht
ausgeschlossen ist, dass Unternehmen in der Vergan-
genheit Dienst- undWerkverträge in Erwartung einer
unveränderten Fortdauer der bisherigen Rechtslage
abgeschlossen haben. Allerdings gestalten sich die Aus-
wirkungen der im Vertrauen auf das Bestehen der
rechtlichen Rahmenbedingungen getroffenen Disposi-
tionen lediglich aufgrund einer pro futuro geltenden
Änderung der Rechtslage anders als erwartet. Der
VfGH konnte diesbezüglich nicht erkennen, dass vor
dem AbgÄG 2014 eine Rechtslage vorlag, bei der der
Gesetzgeber bestimmte Verhaltensweisen geradezu
anregt und gefördert und die Unternehmen damit zu
Vertragsabschlüssen veranlasst hätte, deren betriebs-
wirtschaftliche Folgen sich durch die abrupte Be-
schränkung der Abzugsmöglichkeit als nachteilig er-
weisen.

Ebenso verfassungskonform war nach Auffassung
des VfGH die Beseitigung des Alleinverdienerab-
setzbetrags für kinderlose Ehen bzw Partnerschaf-
ten mit dem BudgetbegleitG 2011.36)

Der VfGH sprach zudem mit näherer Begründung
aus, dass der Gesetzgeber auch unter dem Aspekt des
Vertrauensschutzes berechtigt war, eine Einschrän-
kung der steuerlichen Abzugsfähigkeit auch für jene
Fälle vorzunehmen, in denen der Beteiligungserwerb
unter Geltung der ursprünglichen Vorschriften des
StReformG 2005 erfolgte und die Fremdkapitalzinsen
bisher abzugsfähig waren.37)

In die Anforderung des Vertrauensschutzes wahren-
der verfassungskonformer Interpretation wurde ferner
das Abzugsverbot des § 12 Abs 2 KStG 1988 idF des
AbgabenänderungsG 1996 in Bezug auf das Jahr
1996 auf jene Fälle eingeschränkt ausgelegt, in denen
den Fremdkapitalzinsen tatsächlich steuerfreie Beteili-
gungserträge gegenüberstehen bzw -standen.38)
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dass von einem schwerwiegenden Eingriff in geschützte Rechtspo-
sitionen nicht gesprochen werden kann, wenn Gesellschaften für
den Zeitraum von einem Jahr die Umstellung einer Fremdfinanzie-
rung auf eine Finanzierung durch Eigenmittel in Bezug auf die An-
schaffung von Beteiligungen mangels Legisvakanz der gesetzlichen
Neuregelung faktisch nicht möglich ist.



5. Studienbeitragsregelungen

In der rückwirkend mit 1. 6. 2012 erfolgten Hebung
mehrerer Satzungsbestimmungen einiger öffentli-
cher Universitäten in Gesetzesrang lag nach Auffas-
sung des VfGH keine Verletzung des verfassungs-
rechtlichen Vertrauensschutzes.39) Der VfGH begrün-
dete dies damit, dass der Umstand, dass Verordnungs-
bestimmungen im Hinblick auf ihre Gesetz- und
Verfassungsmäßigkeit auf einer unsicheren Rechtslage
beruhen, noch kein berechtigtes Vertrauen darauf ent-
stehen lässt, dass keine Studienbeitragspflicht besteht
bzw bereits entrichtete Studienbeiträge jedenfalls
rückerstattet werden.40)

6. Staatliche Transferleistungen

Es steht dem Gesetzgeber grundsätzlich frei, auf eine
die öffentlichen Haushalte übermäßig belastende
Nachfrage nach bestimmten steuerfinanzierten Trans-
ferleistungen zu reagieren und den Zugang zu diesen
Leistungen zu erschweren. Ein entsprechender Spiel-
raum besteht selbst im Bereich beitragsfinanzierter
Leistungen, wie etwa jenen im Recht der gesetzlichen
Pensionsversicherung; daher muss ein solcher Spiel-
raum in gleichem oder sogar verstärktem Ausmaß im
Bereich nicht beitragsfinanzierter Geldleistungen als
gegeben angenommen werden.41)

Bei abgabenfinanzierten Transferleistungen besteht
ein verfassungsrechtlich geschütztes Vertrauen auf un-
veränderten Fortbestand sohin grundsätzlich nicht.42)

7. Systemnutzungstarifierung

Der VfGH hat iZm Fragen der Systemnutzungstarifie-
rung mehrfach betont, dass die Annahme, wonach das
gesetzlich geregelte System der Zusammensetzung des
Systemnutzungsentgelts und die darauf gegründete
Tarifierung einen Anreiz für Investitionen in be-
stimmte Anlagen schaffen sollen, keinen verfassungs-
rechtlichen Vertrauensschutz zu begründen vermag.43)

Dass auch Einspeiser44) und Pumpspeicherkraft-
werke45) mit Netznutzungsentgelt belastet werden,
verstößt daher nicht gegen den Vertrauensschutz.

8. Glücksspiel

Ebenfalls als verfassungskonform erachtet wurden vom
VfGH Regelungen über die zeitliche Befristung des
zulässigen Betriebs von aufgrund landesgesetzlicher
Bewilligungen zugelassenen Glücksspielautomaten.46)
Im Hinblick darauf, dass die betroffenen Gesellschaf-
ten die ihnen bescheidmäßig eingeräumten Bewilli-
gungen für mehr als vier Jahre nach Inkrafttreten der
bekämpften Novelle weiter ausüben können, ver-
mochte der VfGH einen „plötzlichen Eingriff“ nicht
zu erkennen.

Wenn der Gesetzgeber bestimmte Formen des
Spiels als Glücksspiel qualifiziert und einen bestimm-
ten Betrieb von Einrichtungen für dieses Spiel nach ei-
ner Übergangsfrist von über zwei Jahren vorsieht, nach
deren Ablauf der Betrieb bestehender Pokersalons un-
zulässig wird, handelt er nicht unsachlich.47) Als verfas-
sungswidrig aufgehoben wurde hingegen eine gesetzli-
che Regelung, die zur Folge hatte, dass der Betrieb ei-
nes bisher zugelassenen Pokersalons mit Zustellung
des Konzessionsbescheids an jemand anderen von ei-
nem Tag auf den anderen einzustellen war, ohne dass
der Pokerspielbankbetreiber im Vorfeld Kenntnis
von dem relevanten Tag haben konnte.

9. Raumordnungsrecht

Der VfGH sah eine Regelung betreffend eine Ver-
kaufsflächenbeschränkung für zentrumsrelevante
Waren in Handelseinrichtungen außerhalb des
Ortskerns trotz des damit verbundenen Verlusts der
Möglichkeit, eine genehmigte Verkaufsfläche künftig
für zentrumsrelevante Waren zu erweitern, im Hin-
blick auf eine vom Gesetzgeber getroffene Übergangs-
regelung, die innerhalb einer gewissen Frist einen be-
schränkten Ausbau unter bestimmten Voraussetzun-
gen ermöglichte, als verfassungskonform an.48)

IV. Punktuelle Aussagen des VfGH
Zum Abschluss dieses Beitrags soll noch auf folgende
interessante Aussagen des VfGH aufmerksam gemacht
werden, denen für die darin angesprochene Fallkons-
tellation grundlegende Bedeutung zukommt:
" Eine Entscheidung des EuGH, die eine Gesetzesän-

derung auslöst, begründet kein vom Gleichheitssatz
geschütztes Vertrauen. Demnach ist es nicht un-
sachlich und keine Verletzung des Vertrauensschut-
zes, wenn eine im Gefolge einer Entscheidung des
EuGH vom Gesetzgeber für rechtspolitisch sinnvoll
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39) VfSlg 19775/2013.
40) Die geprüften Regelungen wurden vom VfGH letztlich aber mangels

sachlicher Rechtfertigung der nur für bestimmte Universitäten und
ihre Studierenden angeordneten Studienbeitragspflicht dennoch als
unsachlich erkannt und als verfassungswidrig aufgehoben.

41) VfSlg 19434/2011 betreffend die Erhöhung des erforderlichen Pfle-
gebedarfs für zwei Pflegestufen. IdS implizit auch VfSlg 19413/2011
betreffend die verfassungsrechtliche Zulässigkeit der Kürzung der
13. Familienbeihilfe.

42) VfSlg 19411/2011 betreffend die Verfassungskonformität der Her-
absenkung der Altersgrenzen für die Gewährung der Familienbei-
hilfe und der Einschränkung des Bezieherkreises der 13. Familienbei-
hilfe.

43) VfSlg 19634/2012, 19700/2012, 19740/2013.
44) VfSlg 19700/2012.
45) VfSlg 19740/2013.
46) VfGH 12. 3. 2015, G 205/2014.
47) VfSlg 19663/2012.
48) VfSlg 19629/2012.
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erachtete Gesetzesänderung „in einigen wenigen
Fällen“ nicht zu finanziellen Vorteilen, sondern zu
finanziellen Nachteilen für die davon betroffenen
Rechtsunterworfenen führt.49)

" Der Vertrauensschutz garantiert nicht, dass beste-
hende Institutionen und Instanzen bzw Instanzen-
züge beibehalten werden müssen.50)

" Die Verkürzung einer Verjährungsfrist auf drei
Jahre begegnet keinen verfassungsrechtlichen Be-
denken, wenn die neue Frist erst mit Inkrafttreten
der sie verfügenden Gesetzesbestimmung zu laufen
beginnt.51)

" Eine behauptete fehlerhafte Arbeitnehmerinforma-
tion zeigt keine Umstände auf, die ein verfassungs-
rechtlich geschütztes Vertrauen auf eine Abferti-
gung begründen und zu einer Verfassungswidrigkeit
führen würden.52)
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Die Europäische Kommission hat am 9. Dezember 2015 einen Vorschlag für eine Richtlinie über 
die Bereitstellung digitaler Inhalte und einen Vorschlag für eine Richtlinie über den Fernabsatz 
von Waren veröffentlicht. Beide Richtlinienvorschläge folgen dem Konzept der Vollharmonisierung 

und sind ein wichtiger Baustein in der Strategie für einen Digitalen Binnenmarkt. In diesem Band 

werden beide Vorschläge einer ersten kritischen Analyse aus österreichischer Sicht unterzogen.

Mit Beiträgen von:

Peter Csoklich, Ulrike Docekal, Wolfgang Faber, Bernhard A. Koch, Georg E. Kodek,
Elisabeth Lovrek, Brigitta Lurger, Huberta Maitz-Straßnig, Beate Pirker-Hörmann,
Christiane Wendehorst, Alexander Winkler und Brigitta Zöchling-Jud.

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
tel +43 1 531 61 100  fax +43 1 531 61 455  bestellen@manz.at  Kohlmarkt 16 ∙ 1010 Wien  www.manz.at

Wendehorst · Zöchling-Jud (Hrsg)

Ein neues Vertragsrecht für den
digitalen Binnenmarkt?
Zu den Richtlinienvorschlägen der Europäischen Kommission vom

Dezember 2015
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49) VfGH 2. 7. 2016, G 450/2015. Mit diesem Erk wurden Parteian-
träge von ÖBB-Bediensteten auf Aufhebung von Bestimmungen
über die Neuberechnung des Vorrückungsstichtags bzw Anrechnung
von vor Vollendung des 18. Lebensjahres zurückgelegten Vordienst-
zeiten und damit in Zusammenhang stehenden Inkrafttretensbe-
stimmungen abgewiesen. Die angefochtenen Regelungen verfolg-
ten dabei die Absicht, einerseits eine im Lichte der einschlägigen
Rsp des EuGH unionsrechtskonforme Rechtslage zu schaffen und
andererseits jegliche negative finanzielle Auswirkungen auf die
ÖBB (und somit auch für den Bundeshaushalt) nach Möglichkeit
zu vermeiden.

50) VfSlg 19909/2014. Der VfGH qualifizierte in diesem Erk die Be-
schränkung der Vertretungsbefugnis von Patentanwälten auf Ver-
fahren vor dem OLG unter dem Aspekt des Vertrauensschutzes
als verfassungskonform, zumal Patentanwälte bereits nach der
Rechtslage vor dem 1. 1. 2014 keine Vertretungsbefugnis vor dem
OGH hatten.

51) VfSlg 19426/2011.
52) VfGH 29. 2. 2016, G 314/2015. In diesem Erk wurden Bestimmun-

gen über den gedeckelten Abfertigungsanspruch von Bauarbeitern
bei Eingehen eines neuen Arbeitsverhältnisses zu einem neuen Ar-
beitgeber sowie die gesetzlich vorgesehene Ungleichbehandlung
der dem Bauarbeiter-, Urlaub- und AbfertigungsG bzw dem Ange-
stelltenG unterliegenden Arbeitnehmer im Hinblick auf die Beson-
derheiten der Baubranche vom VfGH als gleichheitskonform beur-
teilt.



Anwaltsakademie
Terminübersicht Dezember 2016 bis Februar 2017

Dezember 2016
13. 12. LINZ

Update
Die Immobilienertragsteuer
Seminarnummer: 20161213/3

Jänner 2017
19. 1. GRAZ

Basic
Die Behandlung eines Verkehrsunfalles
Seminarnummer: 20170119/5

19. bis 21. 1. WIEN
Special
start up für Rechtsanwälte – der Sprung ins kalte
Wasser
Seminarnummer: 20170119/8

20. und 21. 1. WIEN
Basic
Verwaltungsverfahren und verwaltungsgerichtliches
Verfahren Teil I: AVG, VStG
Seminarnummer: 20170120/8

23. 1. WIEN
Infopill
Aktuelle Entwicklungen in der Produkthaftung –

Rechtsprechung und Gesetzgebung
Exkurs: Der Produktrückruf, Beratung in der Praxis
Seminarnummer: 20170123/8

23. 1. INNSBRUCK
Infopill
FinanzOnline – Das elektronische Portal der
Finanzverwaltung im Kanzleialltag
Seminarnummer: 20170123/6

24. 1. DORNBIRN
Infopill
FinanzOnline – Das elektronische Portal der
Finanzverwaltung im Kanzleialltag
Seminarnummer: 20170124/7

24. und 31. 1. WIEN
Seminarreihe Steuerrecht:
1. Persönliche Einkommensteuer (ESt)
Seminarnummer: 20170124/8

27. und 28. 1. LINZ
Update
Rechtsentwicklung im Liegenschafts- und
Wohnrecht
Seminarnummer: 20170127/3

Februar 2017
3. und 4. 2. WIEN

Special
Strafverfahren I
Seminarnummer: 20170203/8

3. und 4. 2. ST. GEORGEN i.A.
Basic
Immaterialgüterrecht (Urheber-, Marken-, Muster-
und Patentrecht bzw. Namensrecht)
Seminarnummer: 20170203/3

3. und 4. 2. DORNBIRN
Special
Verwaltungsverfahren und verwaltungsgerichtliches
Verfahren Teil III: Die Verfahren vor den Verwal-
tungsgerichten (LVwG, BVwG, BFG, VwGH,
VfGH)
Seminarnummer: 20170203/7

10. und 11. 2. GRAZ
Basic
Arbeits- und Sozialrecht
Seminarnummer: 20170210/5

13. 2. WIEN
Privatissimum
Aktuelle Judikatur des OLG zu Kostenfragen
Seminarnummer: 20170213/8

14. und 21. 2. WIEN
Seminarreihe Steuerrecht:
2. Unternehmenssteuerrecht
Seminarnummer: 20170214/8

15. 2. ST. PÖLTEN
Update
Aktuelle Themen des Straf- und Strafprozessrechts
und „Prozessabsprachen“
Seminarnummer: 20170215/2

16. bis 18. 2. WIEN
Basic
Zivilverfahren
Seminarnummer: 20170216/8

24. und 25. 2. INNSBRUCK
Basic
Wohnungseigentumsrecht
Seminarnummer: 20170224/6

24. 2. und 3. 3. WIEN
Special
Insolvenzrecht
Seminarnummer: 20170224/8
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Die Immobilienertragsteuer

Update
Warum Sie teilnehmen sollten:
Bei der Abwicklung von Liegenschaftsveräußerungen
können Rechtsanwälte sowohl die Grunderwerbsteuer
als auch die Immobilienertragsteuer selbst berechnen.
Nehmen Sie keine Selbstberechnung vor, gibt es zu-
mindest Anzeigepflichten. Insbesondere die Selbstbe-
rechnung der Immobilienertragsteuer (ImmoESt)
kann auch zur Haftung des Rechtsanwalts führen.
In diesem Seminar soll ein kurzer Überblick über die
Immobilienertragsteuer (ImmoESt) vermittelt wer-
den. Außerdem werden auch aktuelle Entwicklungen
vorgestellt (aktuelle Judikatur und aktuelle Richtlinien
der Finanzverwaltung, insbesondere BMF-Info vom
12.05.2016). Der Schwerpunkt liegt auf der Veräuße-
rung von Liegenschaften aus dem nicht-betrieblichen
Bereich. Dadurch soll das Haftungsrisiko für Rechts-
anwälte verringert werden.

Aus dem Inhalt:
– Private (= nicht betriebliche) Grundstücksveräuße-
rungen sowie Schenkungen und Erbschaften
– Befreiungen, insbesondere Hauptwohnsitzbefreiun-
gen und Herstellerbefreiung
– Die Grundstücksveräußerung durch Vereine
– Die Richtlinie des BMF
– Selbstberechnung: Durchführung und Pflichten,
Veranlagungs- und Regelbesteuerungsoption
– Neuerungen bei der Einkommensteuer (inkl. BMF-
Info 12. 5. 2016)
– Aufteilung des Kauf- oder Verkaufspreises zwischen
Grund und Boden sowie Gebäude
– aktuelle Rechtsprechung
Planung: Dr. Walter Müller, RA in Linz
Referent: Univ.-Prof. MMag. Dr. Christoph Urtz,Uni-
versität Salzburg – Öffentliches Recht/Finanzrecht,
RA und Partner bei Baker & McKenzie in Wien
Termin: Dienstag, 13. 12. 2016 = 1 Halbtag
Veranstaltungsort: Linz, Courtyard by Marriott
Seminarnummer: 20161213/3

Die Behandlung eines Verkehrsunfalles

Basic
Warum Sie teilnehmen sollten:
Die Seminarteilnehmer sollen mit der Geltendma-
chung von Ansprüchen aus Verkehrsunfällen vertraut
gemacht werden.
Die einigermaßen zutreffende Einschätzung der Ver-
schuldensaufteilung sowie Maßnahmen zur außerge-
richtlichen und gerichtlichen Anspruchsdurchsetzung,
die Beratung und die Vorbereitung der Mandanten auf
ein Verfahren sowie die Besonderheiten des Verfah-
rens nach der ZPO unter dem Blickwinkel des EKHG
sind vorrangige Seminarziele.

Auch die technischen Aspekte sollen dabei nicht zu
kurz kommen.
Dieses Seminar wird gesponsert von der Steiermärki-
schen Sparkasse
Planung: Dr. Peter Bartl, RA in Graz
Referenten: Dr. Peter Bartl, RA in Graz
DI Dr.Harald Weinländer,Gerichtlich beeideter Sach-
verständiger
Termin: Freitag, 19. 1. 2017 = 1 Halbtag
Veranstaltungsort:Graz, Steiermärkische Sparkasse
Seminarnummer: 20170119/5

Aktuelle Entwicklungen in der Produkthaftung –
Rechtsprechung und Gesetzgebung
Exkurs: Der Produktrückruf, Beratung in der Praxis

Infopill
Warum Sie teilnehmen sollten:
Häufig wird die Thematik der Produkthaftung mit
Schadensfällen typischer Verbrauchsgüter konnotiert,
wie der berstenden Mineralwasser- oder Fruchtsaftfla-
sche, dem falsch konstruierten Gartenhäcksler oder
den fehlenden Warnhinweisen bei einer Stehleiter,

um nur einige Beispiele zu nennen. Die Produkthaf-
tung hat allerdings auch eine immer größere juristische
und wirtschaftliche Bedeutung im Zusammenhang mit
hochkomplexen und industriell gefertigten Produkten,
die als Zulieferteile in die Vertriebskette oder den An-
lagenbau gelangen und nicht in erster Linie für Ver-
braucher bestimmt sind, jedoch zu Verletzungen und
Schäden unbeteiligter nicht in einem Vertragsverhält-
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nis stehender Dritter führen können. In allen Fällen
trifft den Hersteller die vom Verschulden unabhängige
Haftung des PHG (Produkthaftungsgesetz).
Angesichts einer europaweit einzigartigen Fülle an
Entscheidungen des OGH zum PHG stellen diese
für mit dieser Materie beschäftigte Juristen wichtige
Anhaltspunkte für die Beratungspraxis dar. Dieses Se-
minar bietet einen Überblick über die Grundprinzi-
pien des PHG vor dem Hintergrund der europarecht-
lichen Vorgaben nach der Richtlinie EG 85/374. Die
einzelnen Begriffe des PHG werden anhand einschlä-
giger Judikatur und von Fallbeispielen nähergebracht
und vertieft. Dazu gehören unter anderem auch die
rechtlichen Voraussetzungen für die subsidiäre Haf-
tung von Händlern, die Beweislastregeln oder die ver-
fahrensrechtlich wichtige Frage, wann die gesetzlich

normierten Haftungsausschlussgründe des PHG ein-
gewendet werden müssen.
Daneben bietet Ihnen das Seminar einen Überblick
über den geltenden Rechtsrahmen im Bereich der Pro-
duktsicherheit und zeigt die Risiken bei der Beratung
von Mandanten im Fall von Produktrückrufen und
ähnlichen Maßnahmen auf.
Planung: Univ.-Prof. Dr. Michael Enzinger, Präsident
der Rechtsanwaltskammer Wien
Referent: Dr. Andreas Eustacchio, LL.M. (London,
LSE), RA und Partner bei Eustacchio Rechtsanwälte,
FH Campus Wien, IMC Krems/Donau
Termin: Montag, 23. 1. 2017 = 3 Halbtage
Veranstaltungsort: Wien, Hotel de France
Seminarnummer: 20170123/8

FinanzOnline – das elektronische Portal der Finanzverwaltung im
Kanzleialltag

Update
Warum Sie teilnehmen sollten:
Die elektronische Kommunikation mit dem Finanz-
amt über FinanzOnline wird seit 1995 immer weiter
ausgebaut. Dies ist ein wesentlicher Teil des E-Go-
vernment-Konzepts der Bundesregierung(en) und soll
Verwaltungsvereinfachung erzielen.
Um die Rationalisierung nicht nur für die Behörde zu
bewirken, sollte die elektronische Kommunikation op-
timal in die Kanzleiorganisation integriert sein. Auch
die Zusammenhänge mit dem Unternehmensservice-
portal oder der Bürgerkarte sind hierbei von Bedeu-
tung.
Dies bedeutet jedoch, dass die vorhandenen Möglich-
keiten sinnvoll verwendet werden müssen. All dies
muss im Einklang mit dem Rechtsrahmen aus mehre-
ren Gesetzen und Verordnungen, den personellen und
technischen Ressourcen sowie den Sicherheitsanforde-
rungen betrachtet werden.

Neben einem allgemeinen Überblick werden ausge-
wählte Verfahrensabläufe demonstrativ erläutert, um
einen Einblick in die Verwendung im Kanzleialltag,
aber auch in die Anforderungen an den Steuerpflichti-
gen zu bekommen.
Planung:
Innsbruck: Dr. Birgit Streif, RA in Innsbruck
Dornbirn: VPräs. Dr. Christian Hopp, RA in Dornbirn
Referent:
StB Ing. Dr. Axel Kutschera, Wirtschaftstreuhänder,
Steuerberater, Unternehmensberater und Informa-
tionstechnologie
Termin: Montag, 23. 1. 2017 = 1 Halbtag
Veranstaltungsort: Innsbruck, Hilton Innsbruck
Seminarnummer: 20170123/6
oder
Dienstag, 24. 1. 2017 = 1 Halbtag
Veranstaltungsort:Dornbirn, Vienna House Martins-
park Dornbirn
Seminarnummer: 20170124/7

Rechtsentwicklung im Liegenschafts- und Wohnrecht

Update
Warum Sie teilnehmen sollten:
Gegenstand des Seminars ist die wesentliche
Rechtsprechung im Liegenschaftsvertragsrecht,
im Mietrecht, im WE-Recht, im Bauträgerver-
tragsrecht, im Grundbuchsrecht und im Grund-
verkehrsrecht in der letzten Zeit, vor allem im
letzten Jahr vor dem Seminar. Aus nachstehenden

Gründen verdient das Seminar diesmal Ihr beson-
deres Interesse:
Herr Univ.-Prof. Dr. Kletečka wird die aktuelle
Rechtsprechung und Entwicklungen zum Woh-
nungseigentumsrecht und Allgemeinen Liegen-
schaftsvertragsrecht behandeln.
Herr Univ.-Prof. Dr. Vonkilch wird aktuelle Ent-
wicklungen in der miet- und bestandvertraglichen
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Judikatur behandeln sowie über den Stand der
Mietrechtsreform berichten.
Herr HRdOGH Univ.-Prof. Dr. Kodek, LL.M.,
Herausgeber des neuen Kommentars zum Grund-
buchsrecht, wird am Samstag zu den Themen
„Grundbuchsrecht, besonderes Liegenschaftsver-
tragsrecht“ referieren.
Dieses Seminar unterstützt alle Kolleginnen und
Kollegen, die trotz unerlässlicher Spezialisierun-
gen als Allrounder in einem übergreifenden Infor-
mationsstand auf dem Laufenden bleiben wollen.
Wir bitten um rechtzeitige Anmeldung, da die
Teilnehmerzahl auf 80 Personen beschränkt ist.
Planung: Dr. Walter Müller, RA in Linz

Referenten: Univ.-Prof. Dr. Andreas Kletečka, Univer-
sität Salzburg – Fachbereich Privatrecht
Univ.-Prof. Dr. Georg Kodek, LL.M. (Northwestern
University School of Law)
Hofrat des Obersten Gerichtshofes, Wirtschaftsuni-
versität Wien – Institut für Zivil- und Unternehmens-
recht
Univ.-Prof. Dr. Andreas Vonkilch, Universität Inns-
bruck – Institut für Zivilrecht, Of Counsel bei Schaf-
fer-Sternad Rechtsanwälte
Termin: Freitag, 27. 1. 2017 und Samstag, 28. 1. 2017
= 3 Halbtage
Veranstaltungsort: Linz, Arcotel Nike
Seminarnummer: 20170127/3

Immaterialgüterrecht
(Urheber-, Marken-, Muster- und Patentrecht bzw Namensrecht)

Basic
Warum Sie teilnehmen sollten:
Vermittlung der Grundkenntnisse und Grundbegriffe
im Immaterialgüterrecht mit der Möglichkeit, praxis-
gerechte Fälle zu den unterschiedlichen Schutzinstru-
mentarien zu lösen. Wesentliche Unterschiede der
einzelnen Immaterialgüterrechte einschließlich ihrer
Bedeutung im Rechtsverkehr (Verträge) und dem rich-
tigen Verhalten vor und in Verletzungsprozessen.
Weiters ist es Ziel, einen Überblick zu den Register-
rechten (Marken, Muster und Patente) bzw den nicht
Registerrechten (Urheberrecht und Namensrecht) zu
geben und die materiellrechtlichen Schutzvorausset-
zungen darzustellen. Zudem sollen die zur Verfügung

stehenden Ansprüche und Anspruchsvoraussetzungen
aufgezeigt werden, insbesondere mit Blick auf das rich-
tige Formulieren des Unterlassungsanspruchs bzw
dessen Abwehr.
Planung: Dr. Walter Müller, RA in Linz
Referenten: FH-Prof. Dr. Peter Burgstaller, LL.M.
(London), RA in Linz und SV für Urheberfragen/Me-
dien
Hon.-Prof. Dr. Clemens Thiele, LL.M. (Tax) GGU,
RA in Salzburg und SV für Urheberfragen/Medien
Termin: Freitag, 3. 2. 2017 und Samstag, 4. 2. 2017 =
3 Halbtage
Veranstaltungsort: St. Georgen i. A.,Hotel Attergau-
hof
Seminarnummer: 20170203/3

Eingetragene Rechtsanwälte entrichten im ersten Jahr
nach ihrer Eintragung in die „Liste der Rechtsanwälte“
den Seminarbeitrag, welcher für Rechtsanwaltsanwär-
ter Gültigkeit hat. Der Veranstaltungstermin dieser
vergünstigten Seminare muss im Zeitraum bis zum Ab-
lauf von einem Jahr nach Eintragung liegen. Der An-
meldung muss ein Nachweis des Eintragungszeitpunk-
tes beigelegt werden. Mit dieser Maßnahme sollen
Rechtsanwälte nach ihrer Eintragung eine finanzielle

Unterstützung erhalten, sich nach ihrer Ausbildung
weiterhin fortzubilden.
Nähere Informationen erhalten Sie unter:
Tel: (01) 710 57 22-0 oder Fax: (01) 710 57 22-20
oder E-Mail: office@awak.at
Zusätzlich haben Sie unterwww.awak.atGelegenheit,
sich zu informieren und sich anzumelden.
Bitte beachten Sie, dass Anmeldungen ausschließlich
schriftlich Gültigkeit haben!



Österreichisches Anwaltsblatt 2016/12662

Aus- und Fortbildung

Gegen das Vergessen

Elektronische Lernzielkontrolle der AWAK füllt
Wissenslücken

E s ist wie beim Autofahren: Man meint, auch nach
hunderttausend Kilometern hinter dem Steuer

noch alle Regeln und Verhaltensweisen im Straßenver-
kehr zu kennen. Aber in Wirklichkeit ist das in der
Fahrschule gelegte „Wissensfundament“ nach Jahren
und Jahrzehnten ohne Pflege längst rissig und bröcke-
lig. Oder kennen Sie noch die Faustformel zur Berech-
nung des Anhaltewegs?

Regelmäßiges Renovieren des Wissens ist auch in
der Rechtsberatung ein Gebot der Stunde. Dies betrifft
besonders jene Grundlagen, mit denen man beschäf-
tigt ist, die man vielleicht sogar im Studium das letzte
Mal gestreift hat. Aber wer hat schon die Zeit, nach-
träglich unzählige Seiten zu wälzen?

Schneller Test, . . .

Das muss auch gar nicht sein. Die Elektronische Lern-
zielkontrolle der Anwaltsakademie überprüft schnell,
zielgerichtet und effektiv den Wissensstand und ist
nicht nur für Rechtsanwaltsanwärter, sondern auch
für bereits etablierte Rechtsanwälte ein optimales Mit-

tel zur Auffrischung und Verdichtung. Die Datenbank
umfasst mehr als 1.200 Kontrollfragen aus dem Öf-
fentlichen Recht, Zivilrecht, Strafrecht, Standesrecht
und Honorarrecht. Ganz individuell können Themen-
bereiche und Anzahl der Fragen definiert werden.
Oder man macht in der Kaffeepause zwischendurch
den „Schnelltest“mit zehn Fragen aus einemThemen-
bereich.

Zusammengestellt wurden die Fragen von erfahre-
nen Richtern, Staatsanwälten, Professoren, Anwälten
und Juristen. Besonderes Augenmerk liegt auf dem
Praxisbezug. Viele Fragen sind daher mit Beispielen
und Szenarien aus der täglichen Rechtsprechung ange-
reichert. Die Auswahl erfolgt zufällig, da das System
keine personenbezogenen Daten speichert.

. . . genaue Analyse

Geantwortet wird – je nach Fragetyp – durch Ankli-
cken oder Auswählen einer oder mehrerer Lösungen,
Reihen bzw Anordnen von Elementen, Eingeben oder
Auswählen von Text. Nach der letzten Frage wertet
das System die Antworten aus und teilt die Ergebnisse
in „richtig“, „teilweise richtig“ oder „falsch“ ein. Im
Analysemodus kann man nun die Details und Lösungs-
texte abrufen, zB Verweise auf Entscheidungen, Zeit-
schriften oder Gesetze. Die Ergebnisse sind anonym
und werden aus Datenschutzgründen nicht gespei-
chert.

Und das Beste: Für Sie als Rechtsanwältin und
Rechtsanwalt ist die Elektronische Lernzielkontrolle
gratis. Einzige Voraussetzung ist der Besuch einer Se-
minarveranstaltung der Anwaltsakademie. Fordern Sie
einfach unter www.awak.at/ELK.html die Zugangsda-
ten an und helfen Sie Ihrem Wissen auf die Sprünge.
Anwaltsakademie Gesellschaft zur Förderung anwaltlicher

Aus- und Fortbildung m.b.H.
Reisnerstraße 5/3/2/5

1030 Wien



Anwaltstag 2016: Eröffnungsrede von
ÖRAK-Präsident Dr. Rupert Wolff

S ehr geehrte Festgäste, liebe Kolleginnen und Kol-
legen!

Hier in Niederösterreich begann ein wesentlicher
Teil der Geschichte der österreichischen Rechtsan-
wälte. Vor 368 Jahren – 1648 – wurde hier die Erste
Advokatenordnung kundgemacht. Und 200 Jahre spä-
ter – 1849 – entstand hier die erste autonome „Advoca-
tenkammer“.

Die Advokatenordnung von 1648 enthält unter an-
derem Bestimmungen zum Abhalten der Klienten
vor unnützem Vorgehen und das Verbot von unnüt-
zem Vorbringen.

Ich werde versuchen, mich an Letzteres zu halten.
Die Rechtsanwälte als Vertreter der Bürger und ih-

rer Rechte haben den bürgerlichen Rechtsstaat von je-
her begleitet. Die bürgerliche Revolution hat den An-
waltsstand moderner Prägung geschaffen und er-
kämpft, dass der Bürger ein Recht hat, sich zu verteidi-
gen, gegen jeden, auch gegen den Staat selbst.

Das führt erst zu dem Vertrauen, das die Bürger
brauchen, um den Staat mit seinem Gewaltmonopol,
mit der Rechtsprechung und der Verwaltung zu beauf-
tragen. Dieses Vertrauen der Bürger in ihre Bürokratie
und ihre Regierung ist wesentlich, um einen Staat
nachhaltig zu festigen und seinen Bürgern Wohlstand
und Sicherheit schaffen und erhalten zu können.

Heute ist dieses Urvertrauen der Bürger in ihre
Staaten europaweit korrodiert.

Terror, Amok einerseits –Nationalismus und Xeno-
phobie andererseits. Angst dominiert zunehmend die
Gedanken der Menschen in Europa und Österreich.
Angst aber beschädigt Vertrauen.

Die einen fürchten sich vor der Zuwanderung und
Ausländern, die anderen fürchten sich wiederum vor
den einen. Die Antwort auf die Ängste beider Seiten
bleibt der Staat oft schuldig. Im Gegenteil. Gerade
dann, wenn der Staat Stärke beweisen sollte, passiert
eine international blamable Affäre um Wahlkarten,
die nicht an den richtigen Stellen mit den richtigen La-
schen kleben wollen.

Der VfGH hat zuvor einenWahlgang für unzulässig
erklärt, weil fundamentale Anforderungen an eine ge-
heime Wahl nicht garantiert waren. Zumindest vor-
dergründig eine Zusammenschau staatlicher Hand-
lungsschwäche, welche das beschriebene Bürgerver-
trauen nicht stärken wird.

Die Menschen haben das Recht auf einen starken
Staat, um sich sicher zu fühlen. Sie haben ein Recht
auf eine funktionierende Justiz, auf Rechtssicherheit
und auf effektiven Schutz der Grundrechte. Sie haben

ein Recht auf eine Strafverfolgungsbehörde, die den
Staat und seine Bürger schützt und auf deren Objekti-
vität, Unabhängigkeit und Augenmaß man sich verlas-
sen kann.

Was aber machen die Staaten? Sie stärken nicht das
Vertrauen, sie stärken die Überwachung ihrer Bürger.

Vor der Zeit, in der die Advokatenordnung 1848 ge-
schrieben wurde, hatte Kanzler Metternich mit seinem
Spitzelstaat Ähnliches versucht. Sicher nicht, weil er ein
schlechter Mensch war; ich bin überzeugt davon, dass
er im Glauben handelte, das Richtige zu tun. Und den-
noch haben die Bürger einen anderen Weg gewählt, für
den wir heute noch dankbar sein müssen und auch sind.

Die Staaten bekommen auch heute Angst davor,
dass die Bürger nicht in die Richtung mitgehen wollen,
die von den politischen Eliten vorgegeben wird.

Ein aktuelles Beispiel für eine Trennung diesesWegs:
der Brexit. Ja, er wird Auswirkungen haben. Negative
Auswirkungen. Auf Großbritannien, aber auch auf die
EU. Aber es war der demokratischeWille der britischen
Bürger. Nichts rechtfertigt undemokratische oder nicht
rechtsstaatliche Maßnahmen. Nicht die Angst vor dem
Terror und nicht die Angst vor demWillen der Bürger.
Der Staat wäre sonst längst zu dem geworden, wovor er
seine Bürger zu schützen vorgibt.

Beschränkung der Grund- und Freiheitsrechte und
Ausweitung der Überwachungsmöglichkeiten sind
die Folge. Weil die Bürger Schutz benötigen, heißt
es. Ja, die Bürger brauchen Schutz, aber vor solchen
Maßnahmen!

Man merkt, der Staat ist auffällig modern, wenn es
darum geht, Informationen zu beschaffen. Da ist er
jung, da ist er frisch und weit weg von Begriffen wie
„Maschinensteuer“ – die auch das letzte progressive
junge Start-up-Unternehmen steuerlich killen oder
ins nahe Ausland abwandern lassen würde, denn die
Jungunternehmer kämen genau wie der staatliche
Überwachungsapparat ohne maschinenbesteuerte
Laptops nicht aus!

Jeder Terroranschlag, jeder Amoklauf scheint umso
mehr die Einschränkung der Grund- und Freiheits-
rechte zu legitimieren; jedenfalls behaupten das viele.
Ich widerspreche dem aufs Deutlichste!!

Man schränkt unsere Grundrechte zusehends ein
und verkauft uns diese Einschränkung als Sicherheits-
politik.

Die koordinierte Entführung von vier Flugzeugen
vor fünfzehn Jahren und die barbarische Vernichtung
von fast 3.000 Menschenleben in den Vereinigten
Staaten hat die Welt nachhaltig verändert.
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Die österreichische Rechtsanwaltschaft gedenkt der
Opfer.

Der darauf folgende Krieg gegen den Terror in Af-
ghanistan und im Irak destabilisierte die gesamte Re-
gion und löste eine Flüchtlingswelle nach Europa aus.

Aber auch das Sicherheitsgefüge der westlichen
Welt geriet aus den Fugen. Der Kampf gegen den Ter-
rorismus gewann Oberhand, Rechtsstaat und persönli-
che Freiheiten wurden beschränkt.

Geldwäscherichtlinien, Vorratsdatenspeicherung,
Sicherheitspolizeigesetz, polizeiliches Staatsschutzge-
setz und Wiedereinführung der Kontrollen an den
Binnengrenzen.

In der vor Kurzem zur Begutachtung ausgesandten
Notverordnung gem § 36 Abs 1 AsylG heißt es in
§ 1: „Die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung
und der Schutz der inneren Sicherheit im Sinne des
§ 36 Abs 1 AsylG 2005 sind gefährdet.“

All das stellt eine große Herausforderung für den
Rechtsstaat dar, erfordert Augenmaß und Bedachtsam-
keit und sorgfältige Abwägung der Rechtsgüter.

In den Richtlinien zur Berufsausübung der österrei-
chischen Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte heißt
es in § 1:

„Der Rechtsanwalt ist der durch seine rechts- und
wirtschaftswissenschaftliche Aus- und Fortbildung,
seine Verschwiegenheit, seine Vertrauenswürdigkeit,
seine Unabhängigkeit ausgezeichnete Berater, Bei-
stand oder Vertreter seiner Klienten in allen ihren öf-
fentlichen und privaten Angelegenheiten, im Besonde-
ren auch als Verteidiger in Strafsachen. Darüber hi-
naus ist der Rechtsanwalt berufen, engagiert für die
Verteidigung der Grundrechte und die Wahrung von
Freiheit und Rechtsfrieden einzutreten [. . .].“

Dieser Auftrag ist schwer genug, aber wir wollen uns
ihm stellen.

Nehmen wir die angesprochene Notverordnung.
Die dort vorgesehene Obergrenze ist eine willkürlich
festgesetzte Zahl. Sie wird unseren Staat nicht vor ille-
galer Einwanderung schützen und sie wird Schutzsu-
chende gefährden. Die Einwanderung wird anhaltend
und noch ungeordneter als bisher vonstattengehen.
Man wird Menschen in die Illegalität treiben.

Wie weit geht der Staat, um das zu tun, was er und
seine Organe glauben, dass es das Richtige sei? Will
er wirklich bei Eigentumsdelikten die unabhängigen
Strafgerichte durch weisungsgebundene Verwaltungs-
oder Polizeibeamte ersetzen, wie das der Innenminis-
ter vorgeschlagen hat? Und wenn ja, wäre das nicht
ein Schritt in die völlig falsche Richtung? Die völlig
berechtigte Kritik aus den Reihen der Richterschaft
und der Staatsanwälte wurde medial als „Angst um
die eigenen Jobs“ abgetan. Wie bitte?

Würde etwa ein Militärputsch in unserem Land
fehlschlagen, welche Folgemaßnahmen würde die Po-
litik dann für gerechtfertigt halten? Die Entlassung

Hunderter Richter und Staatsanwälte? Tausender
Lehrer und Lehrerinnen?

Auflösung der Rechtsanwaltskammern und des
ÖRAK?

Was brauchen wir in solchen Situationen?
Wir brauchen in einem Rechtsstaat die Beurteilung

durch freie unabhängige Richter.
Die parlamentarische Opposition im Nationalrat ist

ebenso wichtig wie die strukturelle Opposition der Ge-
richtsbarkeit, weil das öffentliche Recht und die Ver-
fassung der Politik Grenzen setzen.

Der Rechtsstaat und seine Gerichte binden und be-
grenzen die Regierung mitsamt ihrer nachgereihten
Verwaltung also auch.

Aber gerade das scheut die Politik. Nicht nur in der
Türkei, auch in unserem Land.

Die Alternativen der Politik lauten gerne: Rechts-
schutzbeauftragter, Weisungsrat usw.

Unabhängig gestellt durch einfache Gesetze.
Was aber brauchen wir in solchen Situationen?
Unabhängige, kritische Rechtsanwälte und Richter.
Wie tickt eine Rechtsanwältin, ein Rechtsan-

walt? Es ist nicht immer der justizpolitische Elfen-
beinturm oder der jährliche Austausch mit Kollegen
am Anwaltstag zu Rechtsthemen aller Art, nein, meis-
tens ist es anders. Ich versuche das, was ich meine, an-
hand eines Beispiels zu erklären:

„Das sei glatter Rechtsbruch“, so sagte er beim ers-
ten Termin in der Kanzlei. „Glatter Rechtsbruch.“

Der Nachbar habe „in schädigender Absicht“ und
„böswillig“ die Esche an die Grenze gepflanzt.

„In schädigender Absicht.“
Er sei dann hingelaufen, um den Nachbarn zur Rede

zu stellen. Dabei sei er über einen Wurzelstock gestol-
pert und zu Fall gekommen und habe sich verletzt –
„auf Eigengrund“, fügte er hinzu.

Nichts habe er getan, der Nachbar. Das sei unterlas-
sene Hilfeleistung, dass wisse er, er habe das gegoogelt.
§ 95 StGB.

„Den kriegen wir dran.“Der Nachbar müsse „seiner
gerechten Strafe zugeführt werden“. Ja, „zugeführt“
sagte er.

Und „gerechte Strafe“ sagte er.
Und Besitzstörungsklage sowie Unterlassungsklage

machen wir auch.
Wegen Beschattung und Vermoosung.
Das ist auch Anwaltstag.
Anwaltsalltag.
Da hören wir zu. Nicken. Verständig.
Wie hoch denn die Esche sei, fragen wir.
1,5m.
Das sei schwierig, meinen wir dann.
Er habe schon rechtliche Beratung eingeholt, am

Amtstag und bei der Arbeiterkammer und beim VKI.
Hier müsse man einen Präzedenzfall abhandeln, ein

Judikat erwirken.
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Ja, er sagte „Judikat erwirken“, eines verstärkten Se-
nats, sagte er, das sei möglich, das habe er gegoogelt,
„den verstärkten Senat müssen Sie beantragen, Herr
Doktor“.

Wie kriegen wir den wieder raus, aus unserer Kanz-
lei? In schicklicher Zeit.

Und aus dem Vorraum war noch zu hören: „Amts-
missbrauch und unterlassene Hilfeleistung“ und „Dis-
ziplinaranzeige“.

Ja, auch das ist Anwaltstag.
Anwaltsalltag.
Anwälte kennen keine Biennalsprünge, keinen Vor-

rückungszeitraum, keinen Karenzurlaub, weder Väter-
karenz noch Mütterkarenz.

Wenn Sie in einer Rechtsanwaltskanzlei anrufen, so
werden Sie niemals hören, Dr. XY sei dreiWochen auf
Kur. Oder in Fortbildungskarenz.

Oder die Abteilung ist unbesetzt.
Anwälte schlafen nicht.
Anwälte wachen schweißgebadet auf – habe ich den

Verjährungseinwand erhoben? Habe ich die Echtheit
der Beilage . /Y bestritten?

Jetzt werden Sie einwenden: Das ist ein Paradoxon –

nicht schlafen und schweißgebadet aufwachen.
Ja, wir Anwälte können auch das.
Anwälte sind selten krank. Sie werden krank, wenn

ihr geplanter Urlaub beginnt.
Anwälte haben keinen Urlaub. Den müssen sie sich

nehmen.
Anwälte haben kein Beschaffungsamt.
Wird der Computer kaputt, dann müssen sie sich ei-

nen neuen kaufen.
Anwälte haften für Berufsfehler – auch noch dreißig

Jahre, nachdem sie in Pension gegangen sind.
Aber Anwälte gehen nicht in Pension, sie emeritieren.
Dann sind sie Emeriti.
Und fällt die Ladung zur Hauptverhandlung in die

prognostizierte Zeit der Endbindung, dann muss die An-
wältin aus Eigenem für Ersatz und Vertretung sorgen.

Sie kann nicht sagen: „Die Abteilung ist zwölf Mo-
nate nicht besetzt.“

Anwälte fahren 5er-BMWs.
Die sind geleast.
Marketing heißt das.
Anwälte müssen Rechnungen stellen, auch dann,

wenn der Prozess verloren wurde.
Honorarnoten heißen die.
Anwälte sind zueinander Konkurrenten.
Anwälte machen Fehler.
Anwälte führen Nichtigkeitsbeschwerden nicht ge-

setzmäßig aus und vergessen den Verjährungseinwand.
Das steht dann auch so im Urteil des OGH.
Anwälte haben um 9 Uhr eine Verhandlung am BG

Döbling, um 11.30 Uhr am BG Meidling und um
15 Uhr am BG Hietzing.

Um 16 Uhr sind sie in ihrer Kanzlei.

Dazwischen ein Würstel am Naschmarkt.
Und die Tochter noch schnell zur Ballettstunde

bringen.
Dann rufen die Klienten an: „Herr Doktor, Sie sind

ja nie zu erreichen!“
„Haben Sie mein E-Mail gelesen?“
„Ich habe es Ihnen vor zehn Minuten geschickt.“
Anwälte wollen nicht hinnehmen, dass die Bevölke-

rung anlasslos und flächendeckend überwacht wird.
Anwälte sehen aber auch nicht ein, warum eine Ko-

pie bei Gericht E 1,20 pro Seite kosten soll. Darum
gehen sie vor den VfGH und erhalten dort Recht.

Nur weil es mutige Anwälte und mutige Richter gibt
in unserem Land.

Denen sei gedankt.
Mutige und effiziente Richter. Solche, die in vier

Verhandlungstagen 80 Zeugen einvernehmen.
Wie die Richter des VfGH.
Danke, Frau Vizepräsidentin Bierlein, Ihnen und

Ihrem Gerichtshof.
Nichts ist so wichtig wie das wechselseitige Ver-

ständnis der tagtäglichen Umfeldbedingungen un-
serer Berufe: Richter und Staatsanwälte, diplomierte
Rechtspfleger sollen eben wissen, wie es in einer An-
waltskanzlei zugeht.

Und wo es zwickt und spießt.
Fördern und verstärken wir deshalb die Zusammen-

arbeit der justiziellen Berufe mit der Rechtsanwalt-
schaft.

Danke, Herr Justizminister, dass Sie die Gerichts-
praxis wieder verlängert haben und das Adiutum er-
höht haben!

Bauen wir die bestehendenMöglichkeiten der Praxis
von Richteramtsanwärtern und Staatsanwälten in
Rechtsanwaltskanzleien noch weiter aus!

Sehr geehrte Richter und Staatsanwälte!
Haben Sie Verständnis bei Vertagungsbitten.
Lehnen Sie solche erst dann ab, wenn Sie berechtig-

ten Grund dafür haben, dass sie missbräuchlich erfolg-
ten.

Auch Anwälte haben Kinder.
Auch die haben Masern.
Oder Erstkommunion, Firmung oder Heirat.
Anwälte haben Großeltern; die versterben.
Oder sie haben einen lange erwarteten Magnetreso-

nanztermin.
Die Verhandlung vor dem BG Steyr und dem LG

Klagenfurt kollidiert zeitlich.
Es bedarf wenig, um einander besser zu verstehen.
Gehen wir das gemeinsam an!
Bauen wir gemeinsam eine Brücke des Verständnis-

ses und der Zusammenarbeit und des Vertrauens zwi-
schen Anwälten und Richtern und Staatsanwälten und
Rechtspflegern. Auch, um das Vertrauen der Bürger
wiederzugewinnen, das Vertrauen, das ein Rechtsstaat
braucht, um zu funktionieren.

665Österreichisches Anwaltsblatt 2016/12

Chronik



Wo stehen wir im September 2016?
Jahrzehntelange Kritik an der Gesetzgebungs-

praxis – vor allem wegen zu kurzer Begutachtungsfris-
ten – hat keine Früchte getragen.

Nach wie vor gibt es Begutachtungsentwürfe mit ei-
ner Frist von zehn Tagen. So bei der letzten Novelle
des Asylgesetzes!

Cui bono? Die informierte Zivilgesellschaft ist darü-
ber verärgert,

die Bürger verstehen es nicht,
der Politik ist es wurscht oder versucht sie die Kon-

trolle über ihre Gesetzesvorhaben zu erschweren?
Wir Anwälte haben den Eindruck, man will an uns

vorbeimanövrieren.
Wollen wir wirklich, dass alle industriellen Streitig-

keiten in Schiedssachen in Stockholm, Bern oder
London abgehandelt werden? Auch jene zwischen
Erste Bank und OMV?

Nur deshalb, weil ein Schiedsvergleich in Österreich
2% Gebühr nach dem Gebührengesetz nach sich zieht?

Wollen wir wirklich große Unternehmen zwingen,
Mietverträge über Einkaufszentren mündlich in Spitz-
bergen abzuschließen, nur weil in Österreich eine
1%ige Gebühr vom 7-fachen Jahresmietzins droht?

Wollen wir wirklich, dass BAWAG und Stadt Linz
den Gerichtsstand München wählen, nur weil eine un-
gedeckelte Gerichtsgebühr von über 5,4% des Streit-
werts in Österreich droht??

Ist das nicht das w.o. der österreichischen Rechts-
pflege?

Wollen wir wirklich, dass unser Staat eine Schad-
software auf den PCs der Bürger installiert, sich also
Einbrechermethoden bedient, um auch WhatsApp
und Skype-Telefonie überwachen zu können?

Der Staat als Einbrecher, und zwar in jene Privat-
sphäre der Bürger, zu deren Schutz und Achtung er
verpflichtet ist?

„Nein“, werden wir von der Politik beruhigt, das sei
nur bei Verdacht auf schwere Straftaten möglich, wie
Terrorismus. Im Gesetz steht dann aber bei Verdacht
auf Straftaten, die mit bis zu fünf Jahren Haftstrafe be-
droht sind. Das betrifft dann also doch nicht nur Ter-
roristen.

Wollen wir wirklich V-Leute in Rechtsanwalts-
kanzleien haben? Nach dem Polizeilichen Staats-
schutzgesetz?

Jemanden, der sich als Sekretär beworben hat, aber
vom Landeskriminalamt Niederösterreich entsandt
ist und bezahlt wird, Informationen aus der Rechtsan-
waltskanzlei an die Exekutive weiterzugeben?

Wie ist die anwaltliche Verschwiegenheit da noch
geschützt? Das sind Ihre Sorgen und Anliegen, Ihre
persönlichen Informationen, Ihre Verträge, Ihre
Scheidungsunterlagen!

Reicht es, dass man den Anwalt als Mitbeschuldigten
führt, um die Verschwiegenheitspflicht auszuhebeln?

Und wollen Sie, sehr geehrte Richter und Staatsan-
wälte und diplomierte Rechtspfleger, wirklich, dass
sich ein Fleischhauer und ein Chirurg zu einer cosme-
tical surgery GmbH zusammenschließen?

Die Wirtschaftskammer will das: Rechtsanwälte in
einer GmbH gemeinsam mit Gewerbetreibenden, die
dann den Rechtsanwaltsberuf ausübt.

Deregulierung nennt die Wirtschaftskammer das.
Und „One-Stop Shop“ nennt sie das.
Dass wäre so, als würde Theresa May fordern, am

Kontinent auch links fahren zu dürfen.
Und Juncker darauf beharren, auf der Insel rechts zu

fahren. Die Schäden sind vorprogrammiert.
DieWKOverfolgt damit nur eines: die Ausweitung ih-

rer Macht – dafür will sie nun auch die freiberuflichen
Rechtsanwälte in ihren Einflussbereich bekommen.

Wollen Sie wirklich, dass sich Rechtsschutzversiche-
rungen, Banken, internationale Wirtschaftstreuhänder
Gesellschaftsanteile an Rechtsanwaltskanzleien kau-
fen, um ihren Profit zu steigern?

Zum Nachteil der rechtsuchenden Bevölkerung.
Zum Nachteil der Rechtsstaatlichkeit.
Und wie wird sich das auf die justiziellen Berufe aus-

wirken?
Wollen Sie wirklich, dass das Computerprogramm

„KFZ-Justizia 2040“, entwickelt durch den Verband
der Versicherungsunternehmen Österreichs in enger
Zusammenarbeit mit dem BMJ, alle Verkehrsschäden
automatisiert abführt?

Abwickelt. Abhandelt.
Man habe in diesem Programm, so der Prospekt, der

mit einer Richterin erstellt wurde, „alle nur denkmög-
lichen“ Schadensabläufe verknüpft und vernetzt und
über 3.000 mögliche Urteile abgespeichert.

Dann stand da noch ein Absatz über artificial intelli-
gence versus virtual intelligence und etwas über cogni-
tive systems – das haben wir Rechtsanwälte aber nicht
verstanden.

Wollen Sie wirklich, dass alle geringfügigen Strei-
tigkeiten (nach dem BGBl 2040/12 solche mit einem
Streitwert bis zu E 3.000,–) vor dem Schiedsgericht
der WKO abgehandelt werden?

Sperren wir dann die Hälfte der Gerichte in Öster-
reich zu, entlassen die Hälfte der Richterinnen und
Richter und dasselbe ebenso in der Staatsanwaltschaft
und bei den Rechtspflegern? Die Politik wird dieses
Projekt mit dem positiv besetzten Begriff „Verwal-
tungsverschlankung“ etikettieren.

Bedenken Sie: Unabsetzbare und definitiv Gestellte
entfernt man in der Politik gewöhnlich dadurch, in-
dem man deren Posten, Ressort oder Sektion einfach
streicht.

Zum Abschluss im Telegrammstil:
Achtung! Es geht um unser Land, um unsere Hei-

mat, um unser schönes Österreich!
Und es geht um die Bürger.
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Und deshalb geht es auch um uns selbst und unsere
Familien, als freie Bürger der Republik Österreich.

Es geht darum, den Rechtsstaat zu erhalten und die
Bürger zu beschützen. Zu beschützen vor allem, was
ihre Rechte unrechtmäßig beschränkt, und sei es der
Staat selbst.

Unabhängige Richter und objektive Staatsanwälte,
mutige diplomierte Rechtspfleger und wir Anwälte
sind das Fundament des Rechtsstaats. Wir haben die
Verpflichtung, den Bürgern diesen Schutz bestmöglich
zu gewähren.

Lassen wir uns nicht auseinanderdividieren!
Auch nicht in Zeiten des Terrors, des Brexit und der

Irregularität.
Es geht um das Vertrauen, das die Menschen in ih-

ren Staat haben müssen. Unser gemeinsames Handeln
ist wesentlich, um dieses Vertrauen nachhaltig sicher-
zustellen.

Hoch lebe die unabhängige, freie und selbstverwal-
tete Rechtsanwaltschaft in Österreich!

RA Dr. Rupert Wolff
Präsident des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages

22. Finanzstrafrechtliche Tagung in Linz am
23. 3. 2017

F achliche Leitung: Hon.-Prof. Dr. Roman Leitner
und Mag. Rainer Brandl

Die hochkarätige Fachtagung widmet sich den The-
men:

Grundsatzfragen der Selbstanzeige
" Wesen und Zweck der Selbstanzeige
" Selbstanzeige gem § 29 FinStrG – Problembereiche

der Praxis
" Verfassungsfragen zur Selbstanzeige
" Gesetzgeberische Maßnahmen zur Unterbindung

unerwünschten Taktierens
Lösungsansätze in Deutschland/Schweiz/Österreich

" Schadensgutmachung
" Podiumsdiskussion: Selbstanzeige quo vadis?
Für die Tagung konnten namhafte Referenten gewon-
nen werden:

Justizminister Univ.-Prof.
Dr. Wolfgang Brandstetter, BMJ
Mag. Rainer Brandl, LeitnerLeitner
Prof. Dr. Jens Bülte, Universität Mannheim
Prof. Dr. Gerhard Dannecker,
Universität Heidelberg
Dr. Christoph Herbst, Herbst Kinsky Rechtsanwälte,
VfGH

Daniel Holenstein, FGS Zürich AG
Prof. Dr. Markus Jäger, BGH, 1. Strafsenat,
Karlsruhe
Hon.-Prof. Dr. Roman Leitner, LeitnerLeitner
Dr. Franz Reger, BMF
Univ.-Prof. Dr. Andreas Scheil,
Universität Innsbruck
Mag. Norbert Schrottmeyer, LeitnerLeitner
Programm und nähere Informationen:

www.leitnerleitner.com
Anmeldung: meeting.leitner@leitnerleitner.com
Teilnahmegebühr: E 456,– inkl USt/Person.
E 306,– inkl USt/Person für Richter, Staatsanwälte

sowie Beamte des Finanzamtes, BMF und BMJ.
Für Studenten bis 26 Jahre kostenfrei.
Veranstalter:
LeitnerLeitner, Wirtschaftsprüfer Steuerberater
Universität Graz, Institut für Finanzrecht
Universität Linz, Institut für Finanzrecht, Steuer-

recht und Steuerpolitik
Wirtschaftsuniversität Wien, Institut für Öster-

reichisches und Europäisches Wirtschaftsstrafrecht

Konferenz: Directors’ and Officers’ Liability
(Haftung von Leitungsorganen)

In den vergangenen Jahren haben Aufsehen erre-
gende Fälle die Diskussion über die Verantwortlich-

keit von Gesellschaftsorganen neu angefacht. Die ins
Treffen geführten Argumente verdeutlichen, dass zwei
gegenläufige Bedürfnisse im Spiel sind: Zum einen soll
den verantwortlichen Organen der nötige Raum für
unternehmerische Entscheidungen gewährt werden,

zugleich müssen Anleger und Gläubiger von Gesell-
schaften vor den negativen Folgen nachteiliger Ent-
scheidungen dieser Organe geschützt werden. Die
Konferenz präsentiert die Ergebnisse einer umfassen-
den rechtsvergleichenden Untersuchung der Haftung
von Leitungsorganen (Directors’ & Officers’ Liabi-
lity), die mit großzügiger finanzieller Unterstützung
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der B & C Privatstiftung vom Europäischen Zentrum
für Schadenersatz- und Versicherungsrecht (ECTIL)
sowie vom Institut für Europäisches Schadenersatz-
recht der Österreichischen Akademie der Wissen-
schaften und der Karl-Franzens-Universität Graz
(ETL) organisiert wurde. Im Rahmen der Tagung re-
ferieren internationale Experten zu sechs unterschied-
lichen Rechtssystemen; zudem werden Spezialberichte
zu einschlägigen Fragen der ökonomischen Analyse
des Rechts, aus der Versicherungswirtschaft und zu As-
pekten des internationalen Privatrechts vorgestellt.
Für reichliche Gelegenheit zur Diskussion ist gesorgt.

Die Konferenz findet am Dienstag, den 28. 3. 2017
an der Wirtschaftsuniversität Wien (Library Center,
Welthandelsplatz 1, 1020 Wien) statt.

Konferenzsprache ist Englisch. Um Anmeldung
bei Lisa Zeiler (zeiler@ectil.org) bis Ende Februar
2017 wird gebeten.

Die Teilnahme ist unentgeltlich.
Weitere Informationen und Anmeldung:
EuropeanCentre ofTort and Insurance Law (ECTIL)
Reichsratsstraße 17/2, 1010 Wien, Österreich
Tel: +43 (0)1 4277 29650; Fax: +43 (0)1 4277 29670
E-Mail: ectil@ectil.org
Internet: www.ectil.org
Institute for European Tort Law (ETL)
Reichsratsstraße 17/2, 1010 Wien, Österreich
Tel: +43 (0)1 4277 29651; Fax: +43 (0)1 4277 29670
E-Mail: etl@oeaw.ac.at
Internet: www.etl.oeaw.ac.at

52. Tagung der Österreichischen Gesellschaft für
Arbeitsrecht und Sozialrecht
30. 3. 2017, 8.45 Uhr und 31. 3. 2017, 9.00 Uhr, Ferry
Porsche Congress Center, 5700 Zell am See, Brucker
Bundesstraße 1a

Donnerstag, 30. 3. 2017–8.45 Uhr
" Digitalisierung der Arbeitswelt

ao. Univ.-Prof. Dr.Martin Risak (Universität Wien)
und RA Dr. Stefan Köck (Wien)

" Religion, Weltanschauung und Arbeitsverhält-
nis
Univ.-Prof. Dr. Walter Berka (Universität Salzburg)
Seminar: 17.30 Uhr

" Arbeitsmigration und anwendbare Rechtsord-
nung
Univ.-Ass.in MMag.a Dr.in Diana Niksova (Universi-
tät Wien)
Freitag, 31. 3. 2017 – 9.00 Uhr

" Bedürftigkeitsabhängige Sozialleistungen: Diffe-
renzierungen, Pauschalierungen, Bedingungen
Univ.-Prof. Dr. Robert Rebhahn (Universität Wien)

" Rehabilitation: Wirklichkeit und Anspruch
Dr. Martin Sonntag (OLG Wien) und Ass.-Prof.in
Dr.in Barbara Födermayr (Universität Linz)
Nachwuchsforum:
Mittwoch, 29. 3. 2017 – 15.00 bis 16.30 Uhr
– gesonderte Anmeldung erforderlich –

Infos unter: www.arbeitsrechtundsozialrecht.com
Teilnahmegebühr: E 65,– (an: Österreichische Ge-
sellschaft für Arbeitsrecht und Sozialrecht, IBAN:
AT 261500000771005501, BIC: OBKLAT 2L)
Das Tourismusbüro der Stadt Zell am See
(E-Mail: welcome@zellamsee-kaprun.com;
Internet: www.zellamsee-kaprun.com) übernimmt
auf Wunsch Zimmerreservierungen.
Anmeldungen und Anfragen richten Sie bitte an
Frau Astrid Bönisch-Weilguny,
Tel: +43 (0)1 732 2468 -7470,
E-Mail: astrid.boenisch@jku.at
Postanschrift: pA Johannes Kepler Universität Linz,
Altenbergerstr. 69, 4040 Linz

16th Annual Conference on European Tort Law (ACET)

V on 20. bis 22. 4. 2017 findet die vom Institut für
Europäisches Schadenersatzrecht (ESR) und

vom Europäischen Zentrum für Schadenersatz- und
Versicherungsrecht (ECTIL) veranstaltete Annual
Conference on European Tort Law zum sechzehnten
Mal in Wien statt. Die Konferenz, die in englischer
Sprache abgehalten wird, informiert über die wichtigs-
ten Entwicklungen des Schadenersatzrechts in Europa
im Berichtsjahr 2016.

Die Veranstaltung beginnt am Donnerstagabend
(20. 4. 2017) mit einem Eröffnungsvortrag von Pierre
Widmer (Bern) und einem anschließenden Empfang
im österreichischen Justizministerium.

Am Freitag (21. 4. 2017) berichten Experten aus den
meisten Rechtsordnungen der Europäischen Union,
sowie aus Norwegen und der Schweiz, über die ak-
tuellsten schadenersatzrechtlichen Tendenzen in ih-
rem Heimatland. Ein kurzer rechtsvergleichender
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Überblick und eine Darstellung der Entwicklungen auf
europäischer Ebene stehen ebenfalls auf dem Pro-
gramm.

Die Konferenz wird schließlich am Samstagvormit-
tag (22. 4. 2017) mit weiteren schadenersatzrechtli-
chen Vorträgen fortgesetzt, die heuer dem Spezial-
thema „Climate Change and Environmental Liability“
gewidmet sind. Das Ziel, den Klimawandel zu stoppen
und seine Auswirkungen zu begrenzen, ist nur durch
globale und multidisziplinäre Bemühungen erreichbar.
Unter dem Vorsitz vonMartin Spitzer (Wien) befassen
sich die Vortragenden – Giedrė Kaminskaitė-Salters
(Vilnius, Litauen), Philip Sutherland (Stellenbosch,
Südafrika) und Monika Hinteregger (Graz) – mit der
Frage, inwieweit das Schadenersatzrecht Möglichkei-
ten bietet, Verursacher des Klimawandels haftbar zu
machen und so der Gefahr Einhalt zu gebieten.

Im Anschluss an die Veranstaltung werden die er-
weiterten Länderberichte im Yearbook „European
Tort Law 2016“ veröffentlicht. Überarbeitete Fas-
sungen der Spezialberichte erscheinen als Sonderheft
des Journal of European Tort Law.

Konferenzbeitrag E 500,– (inklusive eines Exemp-
lars des Yearbook 2016)

Frühbucherbonus bis 22. 2. 2017: E 400,–

Fördernde Mitglieder E 250,– (inklusive eines
Exemplars des Yearbook 2016)

Frühbucherbonus bis 22. 2. 2017: E 200,–
Universitätsangehörige, Richter
Berufsanwärter E 80,– (nur Konferenz; Kosten für

Yearbook 2016 zusätzlich ca E 85,–)
Frühbucherbonus bis 22. 2. 2017: E 70,–
Juristen in Ausbildung E 40,– (nur Konferenz; Kos-

ten für Yearbook 2016 zusätzlich ca E 85,–)
Frühbucherbonus bis 22. 2. 2017: E 35,–
Die Konferenzbeiträge inkludieren Konferenzmate-

rialien, Abendempfang mit Buffet am Donnerstag,
Mittagsbuffet am Freitag und Erfrischungen während
der Konferenz.

Weitere Informationen und Anmeldung:
EuropeanCentre ofTort and Insurance Law (ECTIL)
Reichsratsstraße 17/2, 1010 Wien, Österreich
Tel: +43 (0)1 4277 29650; Fax: +43 (0)1 4277 29670
E-Mail: ectil@ectil.org
Internet: www.ectil.org
Institute for European Tort Law (ETL)
Reichsratsstraße 17/2, 1010 Wien, Österreich
Tel: +43 (0)1 4277 29651; Fax: +43 (0)1 4277 29670
E-Mail: etl@oeaw.ac.at
Internet: www.etl.oeaw.ac.at

Plenarversammlung der Rechtsanwaltskammer
Niederösterreich

D ie ordentliche Plenarversammlung der Rechtsan-
waltskammer Niederösterreich fand am

20. 10. 2016 im Panoramasaal der HYPO NOE
Gruppe in St. Pölten statt. Bei der Plenarversammlung
waren 75 von 441 eingetragenen Rechtsanwälten und
13 von 131 eingetragenen Rechtsanwaltsanwärtern
persönlich anwesend.

Beitrags- und Leistungs- und Umlagenordnung für
2017 wurden gemäß den Anträgen des Ausschusses be-
schlossen.

Einstimmig beschlossen wurde die Neufassung des
Statuts der Treuhandeinrichtung.

Einstimmig angenommen wurden der Rechnungs-
abschluss 2015 und der Voranschlag 2017. Es wurde
dem Ausschuss daher mit Enthaltungen die Entlastung
erteilt.

Entsprechend dem Wahlvorschlag wurde Prof. Dr.
Rudolf Beck zum Präsidentenstellvertreter des Aus-
schusses gewählt.

Zu Rechnungsprüfern wurden Dr. Anton Hinter-
meier und Dr. Hans-Jörg Haftner gewählt.

Als fachkundige Laienrichter nach dem ASGG wur-
den gewählt: Dr. Manfred Dimmy, Dr. Peter Eigentha-

ler,Mag. Sonja Fragner,Dr. Ernst Goldsteiner,Dr.Doris
Hohler-Rössel, Mag. Gerhard Holzer, Dr. Friedrich Nus-
terer,Dr. Frank E. Riel,Dr.Michael Schwarz,Dr. Franz
Seidl, Dr. Ernst Summerer, Dr. Martina Withoff, Dr.
Elisabeth Zimmert, Mag. Rainer Samek, Mag. Markus
Mayer, Mag. Christian Marchhart und Mag. Florian
Steinwendtner.

GewähltwurdenDr.Friedrich Bubla,Mag.FlorianKno-
tek, LL.M., Dr. Gerhard Rößler und Mag. Rainer Samek
alsMitglieder des Ausschusses aus demKreis der Rechts-
anwälte. Aus dem Kreis der Rechtsanwaltsanwärter wur-
den RAA Mag. Alexander Enzenhofer und Mag. Roland
Schöndorfer als Mitglieder des Ausschusses gewählt.

Als Disziplinarräte aus dem Kreis der Rechtsan-
waltsanwärter wurden RAA Mag. Martin Engelbrecht
und Mag. Nina Witzersdorfer gewählt.

Präsident Dr. Schwarz dankte allen anwesenden
Kolleginnen und Kollegen für ihr zahlreiches Erschei-
nen und ihr reges Interesse für das Geschehen in der
Kammer.

Im Anschluss an die Vollversammlung lud die Rechts-
anwaltskammer Niederösterreich die anwesenden Mit-
glieder zu einem geselligen Beisammensein ein.
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Alle beschlossenen Ordnungen wurden auf der
Homepage des ÖRAK www.rechtsanwaelte.at kundge-
macht. Das Protokoll der ordentlichen Plenarversamm-
lung samt den beschlossenen Ordnungen wurden auf

der Homepage der Rechtsanwaltskammer Niederöster-
reich www.raknoe.at im internen Bereich kundgemacht.

RA Dr. Michael Schwarz
Präsident der Rechtsanwaltskammer Niederösterreich

Vollversammlung 2016 der Salzburger
Rechtsanwaltskammer

B ei der am 7. 11. 2016 stattgefundenen ordentli-
chen Vollversammlung der Salzburger Rechtsan-

waltskammer waren 112 (davon 78 RAe und 34 RAAe)
von 528 Mitgliedern der Salzburger Rechtsanwalts-
kammer anwesend. Nach Begrüßung und Feststellung
der Beschlussfähigkeit berichtete Präsident Dr. Kleibel
über die Arbeit des Ausschusses. Danach erfolgte ein
Bericht von VP Dr. Pallauf über die CCBE und den
AK Berufsrecht International. VP Dr. Schubeck infor-
mierte über die Tätigkeit der Abteilung 1 und die Neu-
gestaltung der Homepage der Salzburger Rechtsan-
waltskammer.

Anschließend erstattete der Präsident des Diszipli-
narrates, Dr. Walter Aichinger, den Bericht über die
Tätigkeit des Disziplinarrates.

Es wurden sodann die wesentlichen Ziffern des Jah-
resabschlusses 2015 vorgetragen. Der Rechnungsprü-
fer Mag. Robert Morianz teilte mit, dass der Abschluss
2015 von den Rechnungsprüfern geprüft wurde und
beantragte, dem Kammerausschuss die Entlastung zu
erteilen. Die Entlastung für den Jahresabschluss 2015
wurde mit zwölf Stimmenthaltungen erteilt. Der Jah-
resabschluss wurde einhellig genehmigt.

Die Änderungen des Treuhandstatutes der Salzbur-
ger Rechtsanwaltskammer gemäß Treuhandstatut
2017 im Entwurf vom 22. 9. 2016 wurden von Herrn
Kollegen Dr. Sluka referiert. Das Treuhandstatut
2017 wurde mit zwei Stimmenthaltungen einhellig ge-
nehmigt.

Dr. Kronberger und Dr. Berger stellten das neue
Schiedsgericht Salzburg der anwesenden Kollegen-
schaft vor.

Danach berichtete Mag. Hantschel von der adbalan-
cer EDV-DienstleistungsgmbH über das Konzept
der ÖRAK-Werbekampagne 2016/2017.

Der Voranschlag für die Kammergebarung 2017
wurde einstimmig beschlossen.

Die Beitragsordnung wurde wie folgt mit einer Ge-
genstimme und acht Stimmenthaltungen beschlossen:

Der Kammerbeitrag für Rechtsanwälte/Innen
sowie RA-GmbH samt Zuschlägen (= Kammerbei-
trag) beträgt für 2017:
" Grundbeitrag E 950,–

" Zusatzbeitrag für den 1. RAA E 950,–
" Zusatzbeitrag für den 2. RAA E 1.900,–
" Zusatzbeitrag für den 3. RAA E 2.850,–
" Zusatzbeitrag für den 4. RAA E 3.800,–
" für eine(n) Angestellte(n) mit Beglaubigungsur-

kunde E 130,–
" Prämie der Zweitrisikoversicherung

bei einer Versicherungssumme von E 400.000,–
E 989,–
bei einer Versicherungssumme von E 600.000,–
E 1.099,–

Die Kammerbeiträge sind in zwei gleichen Teilbeträgen
am 1. 1. und 1. 7. eines jeden Jahres zur Zahlung fällig.
Die Prämie der Zweitrisikoversicherung ist am 1. 4. ei-
nes jeden Jahres zur Zahlung fällig. Verzugszinsen ab
Fälligkeit in Höhe von 8% über dem Basiszinssatz.
" für die Eintragung in die Liste der Rechtsanwälte

E 250,–
" für die Eintragung in die Liste der Rechtsanwaltsge-

sellschaften E 250,–
" Zuschlag für den Notfallfonds E 0,–

Der Kammerbeitrag für Rechtsanwaltsanwärter/
Innen E 45,–
Der Kammerbeitrag ist am 1. 5. eines jeden Jahres zur
Zahlung fällig. Verzugszinsen ab Fälligkeit in Höhe
von 8% über dem Basiszinssatz.

Die Umlagenordnung 2017 wurde mit vier Ge-
genstimmen und elf Stimmenthaltungen wie folgt be-
schlossen:
" für Rechtsanwälte/Innen unter 66 Jahre E 6.480,–
" für Rechtsanwälte/Innen, die am 1. 1. des Beitrags-

jahres das 66. Lebensjahr vollendet haben und deren
Wartezeit gem § 50 Abs 1 lit a und b RAO zu die-
sem Zeitpunkt vollendet war E 3.240,–

" für Rechtsanwälte/Innen, die am 1. 1. des Beitrags-
jahres das 75. Lebensjahr vollendet haben und deren
Wartezeit gem § 50 Abs 1 lit a und b RAO zu die-
sem Zeitpunkt vollendet war E 0,–

" Normbeitrag = Grundbeitrag für niedergelas-
sene europäische Rechtsanwälte E 9.388,–

" für Rechtsanwaltsanwärter/InnenE 3.240,–
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" Herabsetzung des Beitrages zur Versorgungsein-
richtung Teil A gem § 53 Abs 2 Z 5 RAO auf
E 3.240,–

" Sterbegeld fällig binnen 14 Tagen ab Datum der
Vorschreibung E 15.000,– Aufteilung erfolgt nach
Anzahl der am Sterbetag eingetragenen RAe

Die Beiträge Teil A sind in vier gleichen Teilbeträgen
am 1. 1., 1. 4., 1. 7. und 1. 10. eines jeden Jahres zur
Zahlung fällig. Verzugszinsen ab Fälligkeit in Höhe
von 8% über dem Basiszinssatz.

Der Antrag des Ausschusses der Salzburger Rechts-
anwaltskammer auf Erhöhung des Beitrages der „Zu-
satzpension“ für 2017 auf E 5.790,– festzusetzen, wurde
mit einer Gegenstimme und zehn Stimmenthaltungen
angenommen.

Die Leistungsordnung 2017 wurde mit drei
Stimmenthaltungen wie folgt beschlossen:
" Festsetzung der Basisaltersrente auf monatlich

brutto E 2.158,–
(bei Zusammentreffen mehrerer Ansprüche erfolgt
eine anteilige Kürzung, sodass der Gesamtauszah-
lungsbetrag nie mehr als brutto E 2.158,– beträgt.
Sämtliche Zahlungen erfolgen 14x jährlich.)

Die durchgeführten Wiederwahlen bzw Ersatzwah-
len haben folgendes Ergebnis gebracht:

Vizepräsidenten der Salzburger Rechtsanwalts-
kammer:

Dr. Michael Schubeck
Ausschussmitglieder aus dem Kreis der Rechtsan-
wälte/Innen:

Dr. Franz Essl
Dr. Robert Krivanec
Dr. Harald Kronberger
Dr. Brigitte Piber

Ausschussmitglieder aus dem Kreis der Rechtsan-
waltsanwärter/Innen:

Mag. Markus Kobler, LLB.oec.
MMag. Manuel Mayr

Disziplinarräte aus dem Kreis der Rechtsanwälte/
Innen:

Dr. Michael Dyck
Dr. Sonja Moser

Disziplinarräte aus dem Kreis der Rechtsanwalts-
anwärter/Innen:

Mag. Katharina Haller
Dr. Mathilde Wolff

Rechnungsprüfer:
Dr. Josef Dengg
Mag. Robert Morianz

Kammeranwalt-Stellvertreter:
Dr. Christoph Brandweiner

Laienrichter nach dem ASGG für das LG Salzburg:
Mag. Alois Huter
Dr. Robert Krivanec
Dr. Franz Linsinger
Dr. Christine Monticelli
Dr. Dieter Perz
Dr. Katharina Sedlazeck-Gschaider

Prüfungskommissäre für die Rechtsanwaltsprü-
fungen:

Dr. Thomas Bestebner
Dr. Daniel Bräunlich
Dr. Reinfried Eberl
Dr. Alfred Ebner
Dr. Claudia Franzelin
Dr. Andrea Gesinger
Mag. Edda Grimm
Dr. Gernot Franz Herzog
Dr. Wolfgang Hochsteger
MMag. Dr. Stefan Hornung
Mag. Martina Hosp
Dr. Helmut Hüttinger
Dr. Gerhard Lebitsch
Dr. Gerhard Schöppl
Hon.-Prof. Dr. Clemens Thiele

Der Präsident schloss die Vollversammlung mit dem
Dank an alle Funktionäre für ihr Engagement.

RA Dr. Wolfgang Kleibel
Präsident der Salzburger Rechtsanwaltskammer

Ordentliche Plenarversammlung der Vorarlberger
Rechtsanwaltskammer

A n der ordentlichen Plenarversammlung der Vorarl-
berger Rechtsanwaltskammer vom 12. 10. 2016 in

Feldkirch (Schattenburg) nahmen 77 Rechtsanwälte/in-
nen und 26Rechtsanwaltsanwärter/innen teil, womit die
Beschlussfähigkeit des Plenums gegeben war.

Nach der Begrüßung und den einleitenden Worten
durch die Präsidentin folgte das Referat des Versiche-
rungsmathematikers Franz Walter Pagler, welcher
seine schriftliche Expertise zur Entwicklung der Ver-
sorgungseinrichtung Teil A dem Plenum ausführlich
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darstellte. Die Ausführungen von Pagler wurden disku-
tiert.

In ihremTätigkeitsbericht informierte die Präsiden-
tin die Anwesenden über die aktuellen standes- und
justizpolitischen Entwicklungen, über die Tätigkeiten
der Vorarlberger Rechtsanwaltskammer und die Tä-
tigkeiten des ÖRAK.

Der Vizepräsident des Disziplinarrates Dr. Alexan-
der Matt erstattete den Tätigkeitsbericht aus dem Dis-
ziplinarrat.
Die Wahlen brachten folgende Ergebnisse:
Zum Präsidenten des Disziplinarrates aus dem Kreis
der Rechtsanwälte wurde

RA Dr. Alexander Matt gewählt.
In den Disziplinarrat aus dem Kreis der Rechtsanwälte
wurden gewählt:

RA Dr. Richard Bickel,
RA Dr. Armin Bonner,
RA Mag. Christoph Dorner,
RA Dr. Christoph Ganahl,
RA MMMag. Dr. Franz-Josef Giesinger,
RA Dr. Richard Kempf,
RA Dr. Wilhelm Klagian,
RA Mag. Matthias Kucera,
RA Mag. Claudia Lecher-Tedeschi,
RA Dr. Angelika Lener,
RA Dr. Eva Müller,
RA Dr. Ingrid Neyer,
RA Dr. Rainer Santner,
RA Dr. Eva Schneider,
RA Dr. Helgar Schneider,
RA MMag. Dr. Manfred Schnetzer,
RA Dr. Günther Tarabochia,
RA Mag. Daniela Weiss,
RA Mag. Bernd Widerin und
RA Dr. Alexander Wittwer.

In den Disziplinarrat aus dem Kreis der Rechtsan-
waltsanwärter:

RAA Mag. Halil Arslan und
RAA Mag. Gregor Gehrer.

ZumKammeranwalt aus demKreis der Rechtsanwälte:
RA Dr. Gerhard Müller.

Zu Kammeranwalt-Stellvertretern aus dem Kreis der
Rechtsanwälte:

RA Dr. Günther Keckeis und
RA Dr. Andreas Mandl.

Zum Ausschussmitglied aus dem Kreis der Rechtsan-
waltsanwärter:

RAA Mag. Florin Reiterer.
Zu Rechnungsprüfern aus dem Kreis der Rechtsan-
wälte

RA Dr. Marco Fiel und
RA Mag. Lukas Pfefferkorn.
Nach Darstellung des Rechnungsprüfers Mag. Lu-

kas Pfefferkorn wurde der Rechnungsabschluss 2015
der Kammer und der Versorgungseinrichtung einstim-
mig genehmigt. Ebenso einstimmig erfolgte die Ge-
nehmigung des Voranschlages 2017 der Kammer und
der Versorgungseinrichtung Teil A.

In der Umlagenordnung zur Versorgungseinrich-
tung Teil A für das Jahr 2017 wurde der Empfehlung
des Versicherungsmathematikers Franz Walter Pagler
und dem Vorschlag des Ausschusses gefolgt und der
tatsächlich vom Rechtsanwalt zu entrichtende jährli-
che Beitrag auf E 5.470,– (ds 4%) erhöht. Die jährli-
chen Beiträge für die Rechtsanwaltsanwärter wurden
auf E 2.304,– erhöht.

Die Beiträge zur Zusatzpension Teil B wurden nicht
erhöht und betragen diese somit auch für das Jahr 2017
E 7.000,–.

In Teil B wurden die Risikoleistungen (Berufsunfä-
higkeits- und Witwenpension) für das Jahr 2017 nach
einem von Pagler berechneten Faktor herabgesetzt.

Es wurde weiters beschlossen, den jährlichen Kam-
merbeitrag nicht anzuheben und dieser beträgt somit
auch für das Jahr 2017E 1.700,– für Rechtsanwälte/in-
nen und E 250,– für Rechtsanwaltsanwärter/innen.

Schließlich wurde eine Änderung im Statut zum
Treuhandbuch beschlossen. Pkt. 9.2.1. (Verfügungs-
beschränkungen) lautet nun wie folgt:

„Dem Rechtsanwalt ist eine Verfügung über den Treu-
handerlag erst nach Meldung der Übernahme und nach Er-
halt der die Registrierung der Treuhandschaft im Anwalt-
lichen Treuhandbuch bestätigenden Mitteilung der Rechts-
anwaltskammer gestattet.“

Dies entspricht auch dem § 10a Abs 4 RAO.
Die Präsidentin bedankte sich nach weiteren Wort-

meldungen zum Punkt Allfälliges für die Teilnahme
und schloss die Sitzung um 19.38 Uhr.

Die Ergebnisse der Wahlen wurden auf der Home-
page der Vorarlberger Rechtsanwaltskammer www.
rechtsanwaelte-vorarlberg.at iSd § 25 Abs 5 RAO
und § 7 Abs 5 DSt kundgemacht.

RA Dr. Birgitt Breinbauer
Präsidentin der Vorarlberger Rechtsanwaltskammer



Disziplinarrecht

§ 45 RL-BA 1977 (= § 47 RL-BA 2015); § 1 DSt – Unrichtige und marktschreierische Werbung, Beein-
trächtigung von Ehre oder Ansehen des Standes, aber keine Berufspflichtenverletzung

Die Versendung von Serienbriefen und die Veröffentlichung von Einschaltungen in Zeitungen mit un-
richtigen Informationen über eine bevorstehende Erhöhung der landwirtschaftlichen Einheitswerte
zwecks Mandatsakquisition ist disziplinär.

Die Selbstanpreisung als „der Problemspezialist für Haus- und Hofübergaben in Oberösterreich“ ver-
mittelt den Eindruck einer Allein- und Spitzenstellung im Vergleich zu anderen Rechtsberatern in der
Region und ist als marktschreierische Werbung disziplinär.

OGH 10. 6. 2016, 20 Os 2/16v

Sachverhalt:

Der Beschuldigte richtete an ca 1.000 Personen, die
zumindest überwiegend nicht seine Mandanten waren,
einen Serienbrief, in welchem er den zeitnahen Ab-
schluss von Übergabsverträgen bis spätestens
31. 12. 2013 mit der unrichtigen Behauptung empfahl,
dass ab 1. 1. 2014 die Einheitswerte für landwirtschaft-
liche Flächen erheblich erhöht würden und es dadurch
zu einer massiven Erhöhung der Grunderwerbsteuer
und der gerichtlichen Eintragungsgebühr käme, wobei
er den angesprochenen Personen zusicherte, die Über-
gabe des Hofs schnell und effizient zu erledigen, dies
unter der unrichtigen Behauptung, die Adressaten
würden sich hierdurch bis zu 30% an Steuern und Ge-
bühren ersparen, und unter der weiteren unrichtigen
Behauptung, dass ihnen das landwirtschaftliche Anwe-
sen vom Staat nicht mehr weggenommen werden
könne, falls sie pflegebedürftig und in ein Pflegeheim
kommen würden, woraus den Nachkommen eine Er-
sparnis von bis zu E 2.000,– erwachse.

In diesem Serienbrief bezeichnete er sich als der
Problemspezialist für Haus- und Hofübergaben in
Oberösterreich.

In einer Einschaltung in einer sich an ein bäuerliches
Publikum richtenden Zeitschrift stellte er die weitere
unrichtige Behauptung auf, dass die Fünfjahresfrist iS
des Oberösterreichischen Sozialhilfegesetzes hinfällig
und der Rückgriff auf übergebenes Vermögen immer
möglich wäre, wenn in einem Übergabsvertrag eine
„Pflegeklausel“ enthalten sei, und behauptete darüber
hinaus weiters unrichtig, durch die wahrscheinliche
Erhöhung der Grunderwerbsteuer mit 1. 1. 2014 sei
die begünstigte Weitergabe von Immobilien innerhalb
der Familie, insb an Kinder und Enkel, Eltern und
Großeltern, Stief-, Wahl- und Schwiegerkinder sowie
Ehegatten und Partner gefährdet und spare eine rasche
Übergabe daher bares Geld.

Wegen Verstößen gegen § 45 Abs 2 RL-BA 1977,
wonach Werbung insb wahr zu sein hat, und gegen
das sich aus § 45 Abs 3 lit a RL-BA 1977 ergebende
Verbot der Selbstanpreisung durch marktschreierische
Werbung wurde der Beschuldigte vom Disziplinarrat
zu einer Geldbuße von E 5.000,– verurteilt.

Aufgrund seiner Berufung wegen Nichtigkeit setzte
der OGH die Geldbuße auf E 3.500,– herab.

Aus den Gründen:
Zum Schuldspruch 1./ wird im angefochtenen Erk auf
Grundlage des in wörtlicher Wiedergabe des festge-
stellten Inhalts des vom Disziplinarbeschuldigten an
rund 1.000 von ihm aus öffentlichen Adressdateien er-
hobenen Empfängern gerichteten Serienbriefs v
25. 11. 2013 sowie vollständigerWiedergabe der darin
angesprochenen Gesetzesbestimmungen in hinreich-
ender Deutlichkeit dargelegt und begründet, dass mit
den beim empfohlenen Aufruf zur raschen Kontaktauf-
nahme mit dem Disziplinarbeschuldigten zwecks Un-
terfertigung eines Übergabevertrags noch vor dem
31. 12. 2013 („am 01. 01. 2014 kann es zu spät sein“)
als Begründung angeführten bevorstehenden Geset-
zesänderungen vom Genannten eine Falschinforma-
tion erteilt wurde, die dem Wahrheitsgebot des § 45
Abs 2 RL-BA 1977 widerstreitet. Dies gilt gleicherma-
ßen für die dem Wahrheitsgebot zuwiderstehenden,
vom Disziplinarbeschuldigten dazu als akquisitori-
scher Anreiz noch gemachten unrichtigen Angaben
über die Ersparnis von „bis zu 30% an Steuern und
Gebühren“ und die im Serienbrief enthaltene undiffe-
renzierte, nicht näher begründete unsachliche Infor-
mation vom Erzielen einer Kostenersparnis „bis zu
EUR 2.000,–“.

Dem dazu vom Disziplinarbeschuldigten erhobenen
Einwand einer Unzumutbarkeit der Eruierung der
entsprechenden Rechtslage und eines ihm infolge di-
verser Publikationen, etwa durch den Bauernbund
und andere Fachleute, unterlaufenen Rechtsirrtums
steht entgegen, dass ihm gerade mangelnde Sorgfalt
bei der Recherche als Fahrlässigkeit vorgeworfen
wurde.

Aus diesen Erwägungen kommt auch den weiteren
Ausführungen, wonach es sich bei der Ersparnis von
bis zu 30% an Steuern und Gebühren um eine ledig-
lich auf der Unrichtigkeit des Datums der Erhöhung
der Einheitswerte beruhende Fehlangabe handle, die
ebenso wie die unrichtige Aussage hinsichtlich der
Fünfjahresfrist auf einer unrichtigen irrtümlichen
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Fehleinschätzung der Erhöhung der Einheitswerte be-
ruhe, keine Berechtigung zu.

Die Berufung versagt weiters unter Bezug auf die
mit Schuldspruch 1./ inkriminierte Behauptung im Se-
rienbrief, wonach eine Beratung durch den Diszipli-
narbeschuldigten auch den Nutzen hätte, dass im Fall
der Pflegebedürftigkeit und bei einem Wechsel in ein
Pflegeheim das landwirtschaftliche Anwesen vom Staat
nicht mehr weggenommen werden könne. Sie ver-
kennt nämlich, dass die konstatierte Unrichtigkeit
der Angaben aus der zum Ausdruck gebrachten, indes
unzutreffenden generellen Verhinderbarkeit folgt. Zu-
dem steht die Angabe im Kontext mit der falschen Be-
hauptung bevorstehender Gesetzesänderungen und
stellt insoweit eine sinnwidrige und dem Gebot der
Wahrheit und Sachlichkeit widersprechende Informa-
tion dar.

Auch die zum Schuldspruch 2./ erhobene Berufung
verfehlt ihr Ziel. Den Erfahrungen des täglichen Le-
bens entsprechend wird – entgegen den Ausführungen
des Disziplinarbeschuldigten – mit der Berühmung als
„der Problemspezialist“ im Serienbrief („Informieren Sie
sich bei mir, dem [sic] Problemspezialisten für Haus-
und Hofübergabe in Oberösterreich“) in Verbindung
mit „über 500 erfolgreichen durchgeführten Übergaben“
nicht allein auf besondere Erfahrungen im Bereich
der Haus- und Hofübergaben verwiesen. Zum Aus-
druck gebracht wird vielmehr iS der Ausführungen
des Disziplinarrats eine Sonderstellung im Vergleich
zu anderen Rechtsberatern in der Region des ange-
sprochenen Verkehrskreises in Form einer Allein-
und Spitzenstellung. Dessen Beurteilung als verbo-
tene, § 45 Abs 3 lit a RL-BA 1977 widerstreitende
marktschreierische Selbstanpreisung steht im Einklang
mit der Rsp zu diesem standesrechtlichen Werbever-
bot (Feil/Wennig, Anwaltsrecht7 § 45 RL-BA 1977
Rz 2; AnwBl 2004/7920).

Dem Schuldspruch 3./ hält die Berufung bloß entge-
gen, dass dem Disziplinarbeschuldigten die mehrfach
konstatierten Unrichtigkeiten nicht anzulasten wären,

weil er keinen Korrekturabzug derWerbeeinschaltung
erhalten hätte. Nach den Feststellungen des Diszipli-
narrats fehlte es an jeglichem Hinweis zu einem Über-
prüfungsvorhaben und einem dahingehenden Interes-
se des Disziplinarbeschuldigten. Vielmehr entspre-
chen die mehrfachen rechtlichen Unrichtigkeiten der
Einschaltung dem Inhalt nach weitgehend jenen des
zur Mandantenwerbung versandten Serienbriefs, zu
der der Disziplinarbeschuldigte iS unzureichender Re-
cherche geständig war (ES 4, 10). Die Einschaltung in
der Zeitschrift erfolgte somit ebenso fahrlässig wie die
Versendung des Serienbriefs, was für disziplinäre Haf-
tung ausreicht (RIS-Justiz RS0120395).

Im Recht ist die Berufung wegen Nichtigkeit jedoch
mit den Ausführungen, mit denen die Qualifikation
der Tathandlungen aller drei Schuldsprüche auch als
Berufspflichtverletzung bekämpft wird. Der Beschul-
digte war bei den ihm zur Last gelegten Werbeaktio-
nen nicht in Ausübung seines Berufs als Rechtsanwalt
und Parteienvertreter, sondern in „eigener Sache“ tätig
(RIS-Justiz RS0123543; AnwBl 2010, 318).

Bei der deshalb notwendigen Strafneubemessung
war erschwerend die große (und zum Teil stark nega-
tive) Breitenwirkung der erheblich standeswidrigen
Werbung, mildernd das Geständnis und das Vorleben
des Disziplinarbeschuldigten.

Anmerkung:
Marktschreierische und inhaltlich falsche Werbung: Das
geht auch nach der Liberalisierung der Bestimmungen über
anwaltliche Werbung nicht. Wenig zielführend war auch
der Einwand des beschuldigten Kollegen, die Ermittlung
der (richtigen) Rechtslage sei ihm unzumutbar gewesen
bzw dass ihm aufgrund von Publikationen des Bauernbun-
des ein Rechtsirrtum unterlaufen sei. Diese mangelnde
Sorgfalt bei der Recherche wurde ihm vom OGH als Fahr-
lässigkeit vorgehalten, zumal er sich besonderer Kenntnisse
auf diesem Rechtgebiet berühmt hatte.

Michael Buresch

Verwaltungsrecht

§ 57 Abs 1 und 2 AVG; Art 130 Abs 1 Z 1 B-VG – Rechtsmittel im Verwaltungsverfahren; Beschwer-
dezulässigkeit im Fall eines Mandatsbescheids

Erst gegen den aufgrund der Vorstellung im ordentlichen Verfahren ergangenen Bescheid ist die Er-
hebung einer Beschwerde an das Verwaltungsgericht zulässig.

VwGH 10. 10. 2016, Ra 2016/04/0100–3 (Beschluss)

Sachverhalt:

Die erstinstanzliche Behörde hatte einen Bescheid nach
dem Wiener Gasgesetz erlassen und in diesem eine
Rechtsmittelbelehrung des Inhalts erteilt, dass die Partei
das Recht habe, binnen vier Wochen gegen diesen Be-

scheid Beschwerde an das Verwaltungsgericht zu erhe-
ben. Genau dies tat die Partei. Das Verwaltungsgericht
wies die Beschwerde jedoch als unzulässig zurück.

Dagegen wurde ao Revision an den VwGH erhoben
und zu deren Zulässigkeit vorgebracht, es handle sich
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unter dem Gesichtspunkt des Grundsatzes der Rechts-
mitteleffizienz und der daraus erfließenden verfas-
sungskonformen Interpretation zugunsten eines um-
fassenden Rechtsschutzes um eine Rechtsfrage von
grundsätzlicher Bedeutung, da das Gesetz die Mög-
lichkeit der Anrufung des Verwaltungsgerichts nicht
ausschließe und somit die Auffassung naheliege, dass
die Beschwerdeerhebung an das Verwaltungsgericht
auch im Fall eines Mandatsbescheids alternativ zum re-
monstrativen Rechtsbehelf einer Vorstellung zulässig
sei.

Aus den Gründen:
Der VwGH wies die Revision unter Berufung auf das
Erk v 23. 10. 2015, Ra 2015/02/0029, unter Hinweis
auf die parlamentarischen Materialien zur Verwal-
tungsgerichtsbarkeits-Novelle BGBl I 2012/51 (AB
1771 BlgNR 24. GP 8) zurück, wonach im Fall von
Mandatsbescheiden nach § 57 Abs 1 AVG, gegen die
gem § 57 Abs 2 AVG das remonstrative Rechtsmittel
der Vorstellung erhoben werden kann, eine unmittel-
bare Beschwerdeerhebung an das Verwaltungsgericht
nicht zulässig sei, sondern zunächst Vorstellung erho-
ben werden müsse. Erst gegen den aufgrund der Vor-
stellung im ordentlichen Verfahren ergangenen Be-
scheid ist die Erhebung einer Beschwerde an das Ver-
waltungsgericht zulässig.

Das Verwaltungsgericht hat im vorliegenden Fall
daher die gegen den (Mandats-)Bescheid des Magist-
rats der Stadt Wien erhobene Beschwerde zu Recht
als unzulässig zurückgewiesen. Daran vermag die un-
richtige Rechtsmittelbelehrung des erstinstanzlichen
Bescheids nichts zu ändern. Inwieweit eine unrichtige
Rechtsmittelbelehrung in einem allfälligen Verfahren
betreffend die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand
von Bedeutung sein kann, kann im vorliegenden Zu-
sammenhang dahinstehen.

Die Revision war daher zurückzuweisen.

Anmerkung:
Die Begründung des VwGH überrascht, denn erstens ist
eine Vorstellung – genau genommen – kein Rechtsmittel,
weil der Fall, dass eine Behörde selbst über ein Korrekturbe-
gehren einer Partei in Bezug auf den von ihr erlassenen Be-
scheid entscheidet, nicht typisch für ein Rechtsmittel, sondern
für einen Rechtsbehelf ist; ein (echtes) Rechtsmittel ist viel-
mehr ein aufsteigendes – sog devolutives – Korrekturbegeh-
ren einer Partei mit Erledigungsanspruch durch die (von
der erstinstanzlichen Behörde verschiedene) Rechtsmittelbe-
hörde. Zweitens tat die Partei, indem sie eine Beschwerde
und keine Vorstellung erhob, lediglich das, was die Behörde

selbst in ihrer Rechtsmittelbelehrung vorgegeben hatte. Und
drittens schließt die Rechtsordnung – ungeachtet der gesetz-
lichen Möglichkeit, gegen einen Mandatsbescheid einen
nicht aufsteigenden Rechtsbehelf in Form einer Vorstellung
einzubringen – an keiner Stelle die Möglichkeit aus, gegen
einen Mandatsbescheid (auch) eine Beschwerde an das Ver-
waltungsgericht zu erheben. Lege non distinguente (ge-
nauer: lege non excludente) müsste somit die Beschwerdeer-
hebung an das Verwaltungsgericht zulässig sein, denn es
gibt keine Vorschrift, derzufolge ein Verwaltungsgericht
über eine Beschwerde nicht (meritorisch) zu entscheiden
hätte, nur weil die Möglichkeit der Einbringung einer Vor-
stellung besteht. Unzulässig könnte die Beschwerde allenfalls
sein, wenn der Bescheid bereits infolge Vorstellungserhebung
außer Kraft getreten wäre. Wenn das aber nicht der Fall ist,
gibt es keinen gesetzlichen Grund für eine Beschwerdeunzu-
lässigkeit.

Eine Beschwerde an das Verwaltungsgericht nach
Art 130 Abs 1 Z 1 B-VG ist vielmehr von Verfassung we-
gen gegen jeden Bescheid vorgesehen und daher auch gegen
einen nach § 57 Abs 1 AVG ergangenen. Deshalb darf
keine im Gesetz nicht vorhandene Ausschlussbestimmung
über den Umweg der – bekanntlich nicht normativen – Ge-
setzesmaterialien herbeiinterpretiert werden, denn dies ver-
stieße gegen Art 18 B-VG und den diesem immanenten
Grundsatz, dass Beschränkungen einer ausdrücklichen ge-
setzlichen Grundlage bedürfen und generell niemals exten-
siv auszulegen sind (vgl dazu Mayer/Muzak, B-VG5,
S. 139 unten, Erläuterungen zu Art 18 B-VG).

Und eine normative Anordnung, dass stets nur ein
Rechtsmittel oder nur ein Rechtsbehelf zulässig sein könne,
gibt es überhaupt nicht. Es ist ja in der österreichischen
Rechtsordnung gang und gäbe, dass gegen einen Rechtsakt
mehrere Rechtsbehelfe offenstehen können, zB im Zivilver-
fahren Einspruch gegen einen bedingten Zahlungsbefehl
und Rekurs. Freilich tritt der Zahlungsbefehl bei Ein-
spruchserhebung außer Kraft. Aber wenn der Rechtsunter-
worfene lieber einen Rekurs einbringen will, dann muss die-
ser behandelt werden. Niemals könnte das Rekursgericht
den Rekurs als unzulässig zurückweisen, mit der Begrün-
dung, es gebe ohnehin die Möglichkeit eines Einspruchs,
den die Partei hätte erheben können. Ähnliche Häufungen
von Bekämpfungsmöglichkeiten finden sich beim Wider-
spruch gegen ein Versäumungsurteil und bei der Berufung
gegen dasselbe Versäumungsurteil. Daher ist es nicht er-
sichtlich, aufgrund welcher gesetzlichen Vorschrift gegen ei-
nen Mandatsbescheid trotz der Möglichkeit des remonstrati-
ven Rechtsbehelfs der Vorstellung kraft § 57 Abs 2 AVG
nicht alternativ dazu das devolutive Rechtsmittel der Be-
schwerde kraft Art 130 Abs 1 Z 1 B-VG zulässig sein
sollte.

Adrian Eugen Hollaender



Gebühren- und Steuerrecht

§ 285 Abs 1 BAO idF vor dem FVwGG – Vertagungspflicht einer mündlichen Verhandlung ungeachtet
rechtswirksamer Ladung

1. Der mündlichen Verhandlung kommt grundsätzliche Bedeutung für die Wahrung der Parteien-
rechte zu. Dieser Bedeutung hat die BAO auch bereits in ihrer Fassung vor dem FVwGG 2012 Rech-
nung getragen, indem sie grundsätzlich ein unbedingtes Recht auf die Durchführung einer mündli-
chen Verhandlung vorsieht, wenn dies der Berufungswerber rechtzeitig beantragt.

2. Die Durchführung der mündlichen Verhandlung zu einem Termin, wobei der Abgabenbehörde von
vornherein bewusst ist, dass weder der Partei noch ihrem (ehemaligen) Vertreter der Termin bekannt
ist, zeitigt für die Partei grob nachteilige Folgen, weil sie de facto den Verlust seiner in der mündli-
chen Verhandlung vorgesehenen Verteidigungsrechte bewirkt und seine Mitwirkung an der Sachauf-
klärung (insb mündlich die für seinen Standpunkt sprechenden Fakten vorzubringen und zu Beweis-
ergebnissen Stellung zu nehmen) hindert.

3. Die Abgabenbehörde muss daher – ungeachtet einer rechtswirksamen Ladung des Berufungswer-
bers – eine Vertagung der mündlichen Verhandlung vornehmen, wenn ihr von vornherein mit Sicher-
heit bekannt ist, dass die Verständigung über einen anberaumten Verhandlungstermin den Beru-
fungswerber gar nicht erreicht hat.

VwGH 29. 6. 2016, 2013/15/0245

Sachverhalt:

Mit Haftungs- und Abgabenbescheiden v 15. 6. 2009
wurde der Bf seitens des Finanzamts für die Jahre
2004 und 2005 als Arbeitgeber für die Einbehaltung
und Abfuhr der vom Arbeitslohn einzubehaltenden
Lohnsteuer in Anspruch genommen. Zudem wurden
ihm der Dienstgeberbeitrag zum Ausgleichsfonds für
Familienbeihilfen und der Zuschlag zum Dienstgeber-
beitrag sowie Säumniszuschläge vorgeschrieben. Da-
gegen erhob der Bf Berufung und beantragte die
Durchführung einer mündlichen Verhandlung vor Er-
lassung der Berufungsentscheidung. Mit dem angef B
wies die belBeh die Berufung ab.

In seiner dagegen erhobenen Beschwerde an den
VwGH rügte der Bf ua, dass er zur mündlichen Ver-
handlung nicht ordnungsgemäß geladen worden sei.
Im Zuge einer nach Zustellung des angef B vorgenom-
menen Akteneinsicht habe sich herausgestellt, dass die
belBeh den Bf mit einer mit 3. 6. 2013 datierten Ladung
zu Handen des Steuerberaters A zu einer für den
1. 7. 2013 anberaumten mündlichen Verhandlung gela-
den habe.Mit Eingabe v 5. 6. 2013 habe der Steuerbera-
ter der belBeh daraufhin mitgeteilt, dass er den Brief irr-
tümlich übernommen habe und ungeöffnet retourniere,
weil er den Bf schon seit Jahren nicht mehr vertrete. In
weiterer Folge sei eine mit 12. 6. 2013 datierte Ladung
des Bf für die am 1. 7. 2013 anberaumte mündliche Ver-
handlung abgefertigt worden. Diese sei laut Übernah-
mebestätigung am 17. 6. 2013 von einer Person namens
B, die am Übernahmeschein als Arbeitnehmerin ge-
kennzeichnet ist, übernommen worden. Bei nachfolgen-
der Prüfung habe sich herausgestellt, dass es sich dabei
um eine Person handle, die nicht beim Bf, sondern bei
einem anderen Unternehmen beschäftigt sei. Frau B
sei am 17. 6. 2013 vertretungsweise im Infobereich des

allgemeinen Sekretariats tätig gewesen und habe dort
offenbar – ohne dazu bevollmächtigt zu sein – das
Schriftstück übernommen und dann verabsäumt, es
dem Bf auszuhändigen. Der Bf habe daher keine Kennt-
nis vom Termin der mündlichen Verhandlung gehabt.

In der von der belBeh erstatteten Gegenschrift bringt
diese vor, der Bf sei sehr wohl ordnungsgemäß zur
mündlichen Verhandlung geladen worden. In der Beru-
fung v 15. 7. 2009 (und im Vorlageantrag) sei der Bf un-
ter Berufung auf die ihm erteilte Vollmacht von Dr. A
(Steuerberater) vertreten gewesen. Eine allgemeine
Vollmacht umfasse nach stRsp des VwGH auch die Zu-
stellungsbevollmächtigung. Dies gelte auch dann, wenn
sich ein Vertreter auf die ihm erteilte Vollmacht berufe
(Hinweis auf VwGH 3. 7. 2009, 2008/17/0154). Dem
Vertreter des Bf sei die Vorladung v 3. 6. 2013 für die
am 1. 7. 2013 anberaumte (und durchgeführte) Beru-
fungsverhandlung laut Zustellnachweis am 5. 6. 2013
zugestellt worden. In dieser Zustellung an den Vertreter
liege keine Rechtswidrigkeit (Hinweis auf VwGH
28. 9. 2004, 2002/14/0021). Mit Schreiben v 5. 6. 2013
habe der Vertreter die ihm (zuvor) zugestellte Vorla-
dung v 3. 6. 2013 zurückgesandt und angegeben, dass
diese irrtümlich übernommen worden sei und der Bf
von der Kanzlei steuerlich nicht mehr vertreten werde.
Nach stRsp des VwGH werde die Kündigung der Voll-
macht eines Parteienvertreters der Beh gegenüber, bei
welcher der Vertreter eingeschritten sei, erst wirksam,
wenn sie ihr mitgeteilt werde. Im gegenständlichen Fall
sei die Mitteilung der Vollmachtskündigung erstmals
mit dem Schreiben v 5. 6. 2013 erfolgt, das am
6. 6. 2013 bei der belBeh eingelangt sei. Die Kündigung
der Vollmacht sei somit der belBeh gegenüber erst nach
Zustellung der Ladung wirksam geworden. Das be-
deute, dass die Zustellung der Ladung zur mündlichen
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Berufungsverhandlung dem Bf zuzurechnen sei (Hin-
weis auf VwGH 29. 6. 1994, 94/03/0098).

Darüber hinaus sei der Bf mit (weiterer) Ladung v
12. 6. 2013 zu der mündlichen Verhandlung geladen
worden. Aufgrund des Rückscheins betreffend die Zu-
stellung stehe fest, dass der Bf als Empfänger ausgewie-
sen gewesen sei, die Ladung am 17. 6. 2013 übernom-
men worden sei und der Rückschein von B mit dem
Vermerk „Arbeitnehmer“ unterschrieben worden sei
(unter der Angabe „Arbeitnehmer“ sei zusätzlich zu
der Unterschrift der Name der Übernehmerin in
Blockbuchstaben angegeben worden). Der Bf habe an-
gegeben, dass es sich dabei um Frau B gehandelt habe,
die nicht bei ihm beschäftigt gewesen sei. Fest stehe,
dass Frau B im Zeitpunkt der fraglichen Zustellung Ar-
beitnehmerin der L GmbH gewesen sei. Damit sei
aber noch nicht die Frage beantwortet, ob Frau B nicht
trotzdem als Ersatzempfängerin iSd § 16 Abs 2 Zu-
stellG in Betracht komme. Für die dort geforderte Ar-
beitnehmereigenschaft sei die Rechtsgrundlage des
Beschäftigungsverhältnisses ebenso unerheblich wie
die Frage, ob die Beschäftigung entgeltlich oder un-
entgeltlich erfolge; die Leistung müsse bloß einver-
nehmlich, also mit Wissen und Willen des Arbeitge-
bers erbracht werden. Es komme nur darauf an, ob Ab-
hängigkeit und Unselbständigkeit des Übernehmers
der Postsendung vom Adressaten vorliege (Hinweis
auf VwGH 13. 11. 2012, 2010/05/0027). Der Bf habe
angegeben, Frau B sei am Tag der Zustellung der La-
dung im Sekretariat des Bf tätig gewesen und habe die
Ladung übernommen und es verabsäumt, sie ihm aus-
zuhändigen. Fest stehe auch, dass die Berufungsent-
scheidung v 3. 7. 2013, die an dieselbe Abgabestelle
gerichtet gewesen sei wie die Ladung, von Frau R
mit dem Vermerk „Arbeitgeber/Arbeitnehmer“ über-
nommen worden sei. Auch Frau R sei Arbeitnehmerin
der L GmbH. Betreffend die Zustellung der Beru-
fungsentscheidung gehe auch der Bf von einer wirksa-
men Zustellung aus. Es sei daher davon auszugehen,
dass die bei der L GmbH beschäftigten Arbeitnehme-
rinnen die Obliegenheit gehabt hätten, die Post für
den Bf zu übernehmen. Vom Bf sei daher akzeptiert
worden, dass die Übernahme von für ihn bestimmten
Postsendungen von Arbeitnehmern der L GmbH er-
folge. Dies bedeute eine Einbindung der Arbeitneh-
mer in die innerbetriebliche Organisationsstruktur
des Bf. Frau B sei daher als Arbeitnehmerin des Bf
iSd § 16 Abs 2 ZustellG zu qualifizieren. Für ein Ver-
langen beim Zustelldienst, dass an Frau B nicht hätte
zugestellt werden dürfen, lägen keine Anhaltspunkte
vor.

Spruch:
Aufhebung wegen Rechtswidrigkeit infolge Verlet-
zung von Verfahrensvorschriften.

Aus den Gründen:
Wie der VwGH in seiner Rsp bereits wiederholt aus-
gesprochen hat, wird die Kündigung der Vollmacht ei-
nes Parteienvertreters der Beh gegenüber, bei welcher
der Vertreter eingeschritten ist, erst wirksam, wenn sie
dieser mitgeteilt wird (vgl jeweils mwN beispielsweise
VwGH 29. 6. 1994, 94/03/0098; 18. 10. 1996, 95/09/
0103, sowie 19. 3. 2009, 2007/18/0112). Die erste La-
dung wurde daher – wie von der belBeh angenommen
– rechtswirksam zugestellt. Allerdings wurde diese La-
dung der belBeh ungeöffnet zurückgestellt, sodass die
belBeh wusste, dass der ehemalige Bf-Vertreter nicht
einmal Kenntnis vom Inhalt der Sendung hatte und da-
her an den Bf auch keine Mitteilung darüber erstatten
konnte. Der mündlichen Verhandlung kommt aller-
dings grundsätzliche Bedeutung für die Wahrung der
Parteienrechte zu. Dieser Bedeutung hat die BAO
auch bereits in ihrer Fassung vor dem FVwGG 2012
Rechnung getragen, indem sie grundsätzlich ein unbe-
dingtes Recht auf die Durchführung einer mündlichen
Verhandlung vorsieht, wenn dies der Berufungswerber
– was im vorliegenden Fall unstrittig gegeben war –

rechtzeitig beantragt. Die Durchführung der mündli-
chen Verhandlung zu einem Termin, wobei der bel-
Beh von vornherein bewusst ist, dass weder der Partei
noch ihrem (ehemaligen) Vertreter der Termin be-
kannt ist, zeitigt für die Partei grob nachteilige Folgen,
weil sie de facto den Verlust seiner in der mündlichen
Verhandlung vorgesehenen Verteidigungsrechte be-
wirkt und seine Mitwirkung an der Sachaufklärung
(insb mündlich die für seinen Standpunkt sprechenden
Fakten vorzubringen und zu Beweisergebnissen Stel-
lung zu nehmen) hindert.

Gem § 284 Abs 4 BAO idF vor dem FVwGG hat der
Vorsitzende des Berufungssenats bzw der Referent
„den Ort und den Zeitpunkt der Verhandlung zu be-
stimmen“. Gem § 285 Abs 1 BAO idF vor dem
FVwGG hat er die mündliche Verhandlung „erforder-
lichenfalls zu vertagen“ und dafür „Sorge zu tragen,
dass die Sache vollständig, erforderlichenfalls in Rede
und Gegenrede, erörtert wird“. Der VwGH hat dazu
bereits festgehalten, dass eine Vertagung der mündli-
chen Berufungsverhandlung auch vor dem Hinter-
grund der gesetzlichen Bestimmung des § 280 BAO
idF vor dem FVwGG 2012 geboten sein kann, weil
die Abgabenbehörde zweiter Instanz danach auf neue
Tatsachen, Beweise und Anträge Bedacht zu nehmen
hat, die ihr im Laufe des Berufungsverfahrens, dh ge-
gebenenfalls auch noch in der mündlichen Berufungs-
verhandlung, zur Kenntnis gelangen. Dies gilt unab-
hängig davon, ob die am Verfahren beteiligten Par-
teien ihr Vorbringen schon früher hätten erstatten
können (vgl VwGH 24. 2. 1993, 92/13/0045). Muss
die belBeh aber gegebenenfalls eine Vertagung der
mündlichen Verhandlung vornehmen, wenn dies für
die weitere Sachaufklärung notwendig ist, so gilt dies
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umso mehr, wenn ihr von vornherein mit Sicherheit
bekannt ist, dass die Verständigung über einen anbe-
raumten Verhandlungstermin den Berufungswerber
gar nicht erreicht hat.

Im Lichte der obigen Ausführungen besteht daher –
ungeachtet einer rechtswirksamen Ladung des Beru-
fungswerbers – in einer Fallkonstellation wie der vor-
liegenden, in der aufgrund eines offensichtlichen In-
formationsdefizits von vornherein die Möglichkeit ei-
ner Teilnahme und Mitwirkung des Berufungswerbers
(oder seines Vertreters) ausgeschlossen ist, eine Verta-
gungspflicht der belBeh, sofern nicht eine neuerliche
rechtswirksame rechtzeitige Verständigung des Beru-
fungswerbers oder seines neuen Parteivertreters vom
ursprünglichen Termin der mündlichen Verhandlung
erfolgt. Kommt die Berufungsbehörde dem nicht nach,
ist dies dem rechtswidrigen Unterbleiben einer münd-
lichen Verhandlung gleichzuhalten (vgl VwGH
23. 1. 2013, 2010/15/0196).

Die belBeh hat in diesem Sinne auch einen zweiten
Ladungsversuch unternommen, dieser hat aber nicht
zu einer rechtswirksamen Zustellung geführt. Die
Übernehmerin B war – wie auch die belBeh auf Grund-
lage eines Versicherungsdatenauszugs der Österreichi-
schen Sozialversicherung in ihrer Gegenschrift ein-
räumt – keine Arbeitnehmerin des Beschwerdeführers.
Dass eine gemeinsame „Einlaufstelle“ mehrerer Unter-
nehmen vorgelegen wäre, ist allerdings nur eine Mut-
maßung der belBeh in der Gegenschrift, die nicht auf
unter Wahrung von Parteiengehör getroffenen näheren
Feststellungen beruht. Vor diesem Hintergrund kann
nicht von einer rechtswirksamen Zustellung ausgegan-
gen werden. Damit verbleibt aber nur die erste Ladung,
die zwar rechtswirksam war, die aber in der besonderen
Konstellation des Beschwerdefalls eine Vertagungsver-
pflichtung (bzw ergänzende Verständigungspflicht) der
belBeh ausgelöst hat, der sie im Ergebnis nicht nachge-
kommen ist.

Das Unterbleiben einer gesetzmäßig beantragten
Berufungsverhandlung ist nach stRsp des VwGH au-
ßerhalb des Anwendungsbereichs der Europäischen
Grundrechtecharta ein Verfahrensmangel, der nur
dann zur Aufhebung eines vor dem VwGH angef Be-
scheids führt, wenn die Beh bei Vermeidung dieses
Mangels zu einem anderen Bescheid hätte gelangen
können, was der Bf vor dem VwGH so weit darzustel-
len hat, dass ein solches Ergebnis vom VwGH nicht
ausgeschlossen werden kann (vgl etwa VwGH
31. 7. 2002, 98/13/0011, mwN). Welches Vorbringen
der Bf im Rahmen der mündlichen Berufungsverhand-
lung hätte erstatten können, zeigt er in der Beschwerde
auf, wenn er auf Einwände hinsichtlich der Bemes-
sungsgrundlage hinweist und dazu ein Schreiben der
AbgBeh erster Instanz v 22. 3. 2012 vorlegt, in dem
dieses gegenüber dem Landesgericht für Strafsachen
im parallel geführten Finanzstrafverfahren seine ur-

sprüngliche Schätzung im Hinblick auf die Geringfü-
gigkeit von einzelnen Beschäftigungsverhältnissen
und eine dadurch fehlende Lohnsteuerpflicht zurück-
nimmt und deutlich reduziert.

Mit der Durchführung der mündlichen Verhand-
lung in Abwesenheit des Bf ungeachtet der aufgezeig-
ten Vertagungs- bzw Verständigungsverpflichtung hat
die belBeh somit ihren Bescheid mit einer Verfahrens-
verletzung belastet, bei deren Vermeidung sie zu ei-
nem anderen, für den Bf günstigeren Ergebnis hätte
gelangen können.

Im Übrigen ist darauf hinzuweisen, dass der als
Rechtsnachfolger gem § 19 BAO herangezogene Bf
schon in seiner Berufung angegeben hat, dass er auch
dartun hätte können, dass offenbar die den Bescheiden
zugrunde gelegte Bemessungsgrundlage unrichtig sei,
wenn die AbgBeh erster Instanz ihn über Einleitung,
Durchführung, Verfahrensstand etc des gegenständli-
chen Verfahrens informiert hätte. Damit war für die
belBeh offenbar, dass der Bf diesbezügliche Bedenken
in der mündlichen Verhandlung thematisieren
möchte. Vor diesemHintergrund hätte sich die belBeh
mit der Bemessungsgrundlage beschäftigen müssen.
Die Begründung des angef Bescheids enthält dazu je-
doch keinerlei Ausführungen, sondern beschränkt sich
auf die Erörterung der Heranziehung des Bf im Wege
des § 14 oder des § 19 BAO. Auch in der in Abwesen-
heit des Bf geführten mündlichen Verhandlung hat die
belBeh gegenüber der AbgBeh erster Instanz die Be-
messungsgrundlage nicht thematisiert und sich diesbe-
züglich nach dem Stand des Finanzstrafverfahrens er-
kundigt. Damit hat die belBeh ihren Bescheid auch
mit einem wesentlichen Begründungsmangel belastet.

Anmerkung:
1. Mit dem vorliegenden Erk hat der VwGH das Rechtsin-
stitut der mündlichen Verhandlung vor dem UFS (nun-
mehr BFG) als letzte uneingeschränkte Tatsacheninstanz
in Abgabensachen weiter gestärkt. So hat er in dem Erk zu-
nächst allgemein die Bedeutung der mündlichen Ver-
handlung für die Wahrung der Parteienrechte betont.
Diese eröffne den AbgPfl Verteidigungsrechte und die Mit-
wirkung an der Sachaufklärung (insb mündlich die für ih-
ren Standpunkt sprechenden Fakten vorzubringen und zu
Beweisergebnissen Stellung zu nehmen).

2. Sodann erinnerte der VwGH daran, dass die AbgBeh
zweiter Instanz auch auf neue Tatsachen, Beweise und An-
träge Bedacht zu nehmen hat, die ihr im Laufe des Beru-
fungsverfahrens, dh gegebenenfalls auch noch in der münd-
lichen Berufungsverhandlung, zur Kenntnis gelangen, und
im Zuge dessen gegebenenfalls auch eine Vertagung der
mündlichen Verhandlung vornehmen muss, wenn dies
für die weitere Sachaufklärung notwendig ist.

3. Diese Vertagungspflicht müsse umso mehr gelten,
wenn der AbgBeh von vornherein mit Sicherheit bekannt
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ist, dass die Verständigung über einen anberaumten Ver-
handlungstermin den Berufungswerber gar nicht erreicht
hat. Damit hat der VwGH den formalen Hinweis der bel-
Beh auf die rechtswirksame Ladung des Berufungswer-
bers über den ehemaligen Parteienvertreter, der die Kün-
digung seiner Vollmacht der AbgBeh nicht bekannt gege-
ben hat, zwar als rechtswirksame Ladung, nicht aber als
Rechtfertigung für die unterbliebene Vertagung angesehen,
wenn von vornherein die Möglichkeit einer Teilnahme und
Mitwirkung des Berufungswerbers (oder seines Vertreters)
aufgrund eines offensichtlichen Informationsdefizits (Rück-
sendung des ungeöffneten Ladungskuverts durch den
ehemaligen Parteienvertreter) ausgeschlossen ist.

4. Auch in der geltenden Rechtslage (BAO idF nach dem
FVwGG 2012) gibt es weiterhin eine (nicht näher konkre-
tisierte) Vertagungspflicht des Bundesfinanzgerichts. So
heißt es in § 275 BAO in unveränderter Form, der Senats-
vorsitzende habe „die mündliche Verhandlung zu eröffnen,
zu leiten, erforderlichenfalls zu vertagen und zu schließen.
Er hat dafür zu sorgen, dass die Sache vollständig, erforder-
lichenfalls in Rede und Gegenrede, erörtert wird.“Die Aus-
sagen zur Rechtslage vor dem FVwGG haben daher auch
für die neue Rechtslage weiter Bedeutung.

5. Zusätzlich zur Vertagungspflicht des BFG gibt es in der
BAO idF nach dem FVwGG 2012 nunmehr aber auch aus-
drücklich die Möglichkeit einesWiedereinsetzungsantrags
bei Versäumung der mündlichen Verhandlung (§ 308:
„Gegen die Versäumung einer Frist [. . .] oder einer mündli-
chen Verhandlung ist auf Antrag der Partei, [. . .], die Wie-
dereinsetzung in den vorigen Stand zu bewilligen, wenn
[. . .]“). In der BAO idF vor dem FVwGG 2012 war – im
Gegensatz zu FinStrG und AVG – eine solche Möglichkeit
nicht ausdrücklich eingeräumt und daher strittig (dafür Stoll,
BAO 2977 f; dagegen Walter, ÖJZ 1961, 619).

6. Das vorliegende Erk zeigt: Angesichts der zentralen
Rolle, die dem UFS (nunmehr BFG) gerade als Tatsa-
cheninstanz zukommt, ist eine übermäßige formale
Strenge im Zugang zur mündlichen Verhandlung nicht an-
gezeigt. Vor dem Hintergrund der (vom VwGH im vorlie-
genden Erk ebenfalls betonten) Offizialmaxime ist die
mündliche Verhandlung für das Bundesfinanzgericht zu-
dem auch die beste Gelegenheit zur Ausräumung offener
sachverhaltsbezogener Fragen.

Franz Philipp Sutter
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• eine umfassende Kommentierung des KMG auf dem Stand 1.6.2016
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• Bezugnahmen auf den Entwurf zur neuen ProspektVO
•  deutsche Literatur zur Umsetzung der ProspektRL – welche Rückschlüsse können daraus für die 

nationale Rechtsanwendung geschlossen werden?

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
tel +43 1 531 61 100  fax +43 1 531 61 455  bestellen@manz.at  Kohlmarkt 16 ∙ 1010 Wien  www.manz.at

Zivny

Kapitalmarktgesetz 2. Auf lage
www.manz.at/list.html?isbn=978
www.manz.at/list.html?isbn=978
www.manz.at/list.html?isbn=978
www.manz.at/list.html?isbn=978
wwwwwwwww mmmaaannnzzz aaattt///llliiisssttt hhhtttmmmlll???iiisssbbbnnn===999777888



Zeitschriften
" Aktuelles Recht zum Dienstverhältnis

6515 | 3 Abwa, Tanja: Potenzialanalysen als Turbo für
Leadership-Development-Prozesse

6516 | 3 Sadlo, Sabine und Eduard Heinz: Mitarbeiterra-
batte: Steuerliche Behandlung des Personal-
kaufs für und durch Angehörige

6517 | 3 Lindmayr, Manfred: Grenzen der Bevorzugung
einzelner Arbeitnehmer

6518 | 3 Sabara, Bettina: Entgeltfortzahlung bei Lehrlin-
gen im Fall von Krankheit oder Arbeitsunfall

" Arbeits- und SozialrechtsKartei
10 | 362 Schrammel, Walter: Naht das Ende des freien

Dienstvertrages?
369 Gerhartl, Andreas: Nutzung von Social Media

im Arbeitsrecht
377 Zankel, Sebastian: Die ZKO-Meldung
384 Schuster, Stefan: Bemessungsgrundlage des Wo-

chengeldes bei variablen Gehaltsbestandteilen
387 Kollenz, Wolfgang: Möglichkeiten und Grenzen

der Überprüfung berufskundlicher Gutachten

" BankArchiv
10 | 722 Graf, Georg: Rechtliche Konsequenzen der ver-

pflichtenden Verzinsung von Spareinlagen für
den Streit über die Negativzinsen

733 Spitzer, Martin: Inkassokosten,Wiederholungs-
gefahr und Leistungsfrist – Bemerkenswerte
Fragen einer Verbandsklage zu 4 Ob 139/16v

737 Seeber, Thomas: Praxisleitfaden Leistungen der
Gebäudeversicherung aus Sicht der finanzie-
renden Bank

" bau aktuell
5 | 161 Weselik, Nikolaus: Zu den Auswirkungen der In-

solvenz eines ARGE-Gesellschafters auf nicht
vollendete Bauvorhaben

166 Schwangler, Andrea: Die Vermutung der Man-
gelhaftigkeit beim Bauwerkvertrag?

170 Frad, Thomas: Bemerkenswerte baurechtliche
Entscheidungen des OGH im Jahr 2015
(Teil II)

182 Hofer, Christoph, Arnold Tautschnig und Florian
Gschösser: Evaluierung von REFA-Zeiterfas-
sungsmethoden zur Entwicklung von Leis-
tungsansätzen für Ressourcengruppen im Spe-
zialtiefbau

" baurechtliche blätter
5 | 173 Painsi, Alexander, Lukas Andrieu und Georg See-

bacher: Judikaturtendenz schafft Haftungsrisi-

ken: Regress des Bauunternehmers an der Ört-
lichen Bauaufsicht und dessen Abwehr

180 Kastner, Peter und Wolfgang Kleewein: Miss-
stände bei der Vollziehung des Baurechts. Ak-
tuelle Fälle aus der Volksanwaltschaft 2016/1

"Das Recht der Arbeit
5 | 295 Melzer-Azodanloo, Nora: Zumutbare Arbeit: Ar-

beitslosengeld –Notstandshilfe –Mindestsiche-
rung

306 Risak, Martin: Die Dinge anders angehen?
Überlegungen zum Vorschlag der Europä-
ischen Kommission zur Änderung der Ent-
sende-RL 96/71/EG

"Datenschutz konkret
4 | 78 Gruber, Siegfried und Markus Oman: mHealth –

meine Organe gehen online
81 Berdenich, Christoph:Datenschutz online: Analy-

tics & Tracking-Cookies

" ecolex
9 | 748 Wilhelm, Georg: Piercing the Corporate Veil

759 Graf, Georg: Der möglicherweise arglistig ver-
einbarte Mindestzinssatz

762 Oppel, Albert: Wenn die Baubehörde Fertigstel-
lungsanzeigen nicht mehr bearbeiten kann

765 Schmid, Ludwig: OGH schützt Fiskus vor Ge-
setzgeber?! Eine Erwiderung

777 Mertens, Jürgen Stephan: Werturteil und Tatsa-
chenbehauptung im politischen Meinungs-
kampf

780 Roth, Claudia: Wissenswertes zur Europäischen
Kontenpfändungsverordnung

789 Taufner, Markus: Pfandrechtswandlung bei Ka-
pitalgesellschaftsanteilen – Grundlagen und
Praxisfälle

793 Moser, Gerald: Die Änderungen im Ausweis ei-
gener Aktien nach dem RÄG 2014

802 Kraus, Peter und Ralph Trischler: Kritik der lau-
terkeitsrechtlichen Schutzzone für die öffentli-
che Hand?

809 Dullinger, Thomas: Verschleierungsverbot am
Arbeitsplatz

812 Wiesinger, Christoph: Die arbeitsrechtlichen
Auswirkungen des Ausbildungspflichtgesetzes

820 Pinetz, Erik und Markus Stefaner: BFG: Ener-
gieabgabenvergütung für Dienstleister auch
nach 2010

831 Lust, Philipp: Ist das UKW-Radio schon zu alt?
844 Reinisch, Philipp: „Brexit“ – Folgen für den Da-

tenschutz
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" immolex
9 | 246 Gröschl, Valerie und Markus Reithofer: Grundla-

gen, Bewertungsgrundsätze bei der Ermittlung
der Nutzwerte

250 Prader, Christian: Verflixt: Wohnungseigen-
tumsobjekt oder Zubehör?

272 Kothbauer, Christoph: Maklerpflichten bei der
Vermittlung eines Wohnungseigentumsobjekts

" Interdisziplinäre Zeitschrift für Familienrecht
5 | 293 Fritz, Romana: Die Sachwalterrechtsreform

nimmt Gestalt an
295 Mondel, Christoph: Die geplanten Änderungen

im Recht der Kuratoren
299 Barth, Peter: Sozialleistungen und die Rolle der

Sachwalterschaft: Mindestsicherung
313 Mokrejs-Weinhappel, Caroline: Die Änderungen

imHeimAufG im Rahmen des 2. Erwachsenen-
schutz-Gesetz

317 Leb, Birgit und Stefanie Thuiner: Verheimlichtes
Vermögen in der Ehe

320 Labner, Kevin: Reichweite der Bindungswirkung
des Scheidungsurteils im nachfolgenden Unter-
haltsprozess

" Journal für Erbrecht und Vermögensnachfolge
3 | 104 Urnik, Sabine: Ertragsteuerliche Risiken bei der

unentgeltlichen Übertragung überschuldeter
Betriebe: Immobilienertragsteuerpflicht für
Grundstücke?

112 Fritz-Schmied, Gudrun: Der (derivative) Fir-
menwert in inhaltlicher und betragsmäßiger
Ausgestaltung

120 Komarek, Ernst und Jürgen Reinold: Aktuelle
Entwicklungen zur Hauptwohnsitzbefreiung
gem § 30 Abs 2 Z 1 EStG

128 Reinold, Jürgen: Die Wahlrechte für am
31. 3. 2012 nicht mehr steuerverfangene
Grundstücke bei Einbringungen iSv Art III
UmgrStG – Grafisch dargestellt

" Journal für Strafrecht
5 | 401 Hollaender, Adrian Eugen:Opferrechtsschutz bei

der Anzeigenzurücklegung a limine
407 Nachbaur, Dina: Wenn aus Hass Kriminalität

wird
411 Papst, Paulus: Zur Nichtigkeitsbeschwerde bzw

Berufung wegen Nichtigkeit aus der Sicht des
Privatbeteiligten

413 Rami, Michael: Zwei Streitfragen des § 470 Z 3
StPO

421 Schönborn, Elias: Zur strafrechtlichen Beurtei-
lung des konzerninternen Cash Pooling

426 Staffler, Lukas: „Rechtskräftige Entscheidung“
und ne bis in idem: Eingehende Ermittlungen

als Anwendungsvoraussetzung der Verfahrens-
garantie

432 Mayer, Christian und Fritz Zeder: Die fünfte
Richtlinie über Beschuldigtenrechte: Verfah-
rensgarantien im Jugendstrafverfahren

438 Meuschke, Heiko Norman: Kriminalprognose
ohne Delinquenz – Eine Typologisierung des
stationären Inanspruchnahmeverhaltens schi-
zophrener Straftäter

" Juristische Blätter
9 | 549 Dubarry, Julien: Akademische Entwürfe zu einer

Reform des französischen Schadenersatzrechts
564 Trenker, Martin: Bindung des Zivilgerichts an

verwaltungsbehördliche/-gerichtliche Ent-
scheidungen (2. Teil)

"Österreichische Blätter für Gewerblichen
Rechtsschutz und Urheberrecht

5 | 208 Graf, Silke und Lucas Prunbauer: Die Zessions-
gebühr bei Markenübertragungen

"Österreichische Juristenzeitung
18 | 805 Apathy, Peter: Zur Hinzurechnung und Anrech-

nung im neuen Erbrecht
814 Venier, Andreas: Ausgewählte Probleme des

StRÄG 2015
19 | 853 Verweijen, Stephan: ErbRÄG 2015 – zu den

Rechten des Lebensgefährten
863 Klein, Martina und Carmen Prior: Strafprozess-

rechtsänderungsgesetz I 2016 und Ausblick auf
bevorstehende StPO-Novellen

"Österreichische Richterzeitung
9 | 186 Roth, Marianne und Henriette-Christine

Duursma-Kepplinger: Zur Frage der Bindungs-
wirkung eines VfGH-Erkenntnisses im Zivil-
verfahren

199 Margula, Wilhelm: Palliativmedizin im Span-
nungsverhältnis zum Strafrecht

10 | 210 Schallmoser, Nina Marlene: Zum Schädigungs-
vorsatz des § 302 StGB nach der Rechtspre-
chung des OGH

217 Hauska, Elvira: Kulturwandel der Konfliktrege-
lung

"Österreichische Steuerzeitung
18 | 488 Staringer, Claus: Firmenwertabschreibung auf

ausländische Gruppenmitglieder: Keine Ende
in Sicht

499 Hirschler, Klaus und Pavel Knesl: Nichtfestset-
zungs- und Ratenzahlungskonzept bei Betriebs-
einbringung gem § 16 UmgrStG

512 Heffermann, Verena und Marlies Ursprung-
Steindl: KESt-Befreiung für Outbound-Divi-
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denden – Formalvorgaben des BMF auf dem
Prüfstand

19 | 525 Beiser, Reinhold: Eine Markteinkommensteuer –
ein Vorschlag zur Diskussion

540 Oberbauer, Nadine und Laura Turcan: Begrün-
dungspflicht bei Festsetzung von Selbstbemes-
sungsabgaben

"Österreichische Zeitschrift für Kartellrecht
4 | 123 Goffinet, Pierre: The judgments of the General

Court in the Intel case and of the Court of Jus-
tice in the Post Danmark II case: more clarity
on the legal standard?

137 Klumpe, Gerhard und Thomas Thiede: Kritische
Bemerkungen zum derzeitigen Stand einer Eu-
ropäischen Kartellschadenrichtlinie aus Sicht
der deutschen Praxis – Teil 1

144 Onzek, Stefan: Fusionskontrollrechtliche As-
pekte von Immobilientransaktionen

" Recht der Medizin
5 | 168 Wallner, Felix: Kompetenzen der ärztlichen

Leitung von Krankenanstalten (I)
173 Renner, Bernhard: Die steuerliche Beurteilung

von Sonderklassegebühren in Spitälern
177 Zeinhofer, Claudia: Verabreichung von Arznei-

mitteln durch Notfallsanitäter
183 Braza-Horn, Daniela: Subventionsleistungen

von Gemeinden an niedergelassene Ärzte
5a | 203 Jabornegg, Peter: Bedarfsmangel- und Motiv-

kündigungen von Spitalsärzten
216 Riss, Olaf und Jakob Kepplinger: Haftungsfragen

bei Delegation ärztlicher Tätigkeiten an
„Nichtärzte“

240 Raschauer, Nicolas: Verfassungsrechtliche Vor-
gaben für die Weiterentwicklung des ärztlichen
Vertragspartnerrechts

254 Mair, Andreas: Kassenärzte als arbeitnehmer-
ähnliche Personen?

266 Birklbauer, Alois: Kontrolle von Kassenärzten
durch „Scheinpatienten“ (Mystery Shopping)

" Recht der Wirtschaft
9 | 591 Koziol, Helmut: Der an Politiker auszulegende

Sorgfaltsmaßstab
597 Deixler-Hübner, Astrid und Alexander Meisinger:

Nebenintervention/Streitverkündung – insbe-
sondere im Schiedsverfahren

615 Karl, Beatrix: Karfreitag: Zulässiges Feiertags-
privileg oder verbotene Diskriminierung?

621 Unterrieder, Matthias:Konzernentsendung nach
dem neuen LSD-BG

635 Renner, Bernhard: Einladungen zu Sport-Groß-
ereignissen: Repräsentation

638 Beiser, Reinhold: Gesellschaften bürgerlichen
Rechts: Keine Gewinnermittlung nach § 5
EStG

642 Hammerl, Christian: Kleines Vereinsfest – erst-
malige gesetzliche Definition durch EU-Abg-
ÄG 2016

645 Bodis, Andrei und Sebastian Pfeiffer: Vorbehalts-
fruchtgenuss an Grundstücken – Behandlung
der AfA in der Einkommen- und in der Umsatz-
steuer

" Sachverständige
3 | 135 Grabner, Ewald H. und Wolfgang Pfeffer: Ver-

wendung von Gebraucht-, Nachbau- und
Ident-Ersatzteilen im Kfz-Schadenersatz

142 Lattner, Christa und Alexander Schmidt: Der
Grundstückswert in der Grunderwerbsteuer

148 Bachl, Robert und Stefan Piringer: Reform des
Untreuetatbestands und Business Judgment
Rule aus Sicht des Buchsachverständigen

153 Mogel, Volker: Pönale – gesetzliches und ver-
tragliches Schadenersatzrecht

" Steuer und Wirtschaft International
10 | 484 Haumer, Silvia: Rechtliches versus wirtschaftli-

ches Eigentum bei immateriellen Wirtschafts-
gütern

490 Bramerdorfer, Norbert und Samir Kovacevic: Zum
Begriff „Investment Entity“ nach FATCA und
dem OECD-Common Reporting Standard

500 Galli, Sandra und Benedikt Hörtenhuber: SWI-
Jahrestagung: Auskunftsbescheid im Zusam-
menhang mit Verrechnungspreisen

504 Mechtler, Lukas und Karoline Spies: Die Entstri-
ckungsbesteuerung bei beschränkter Steuer-
pflicht nach dem Abgabenänderungsgesetz
2015

" Steuer- und Wirtschaftskartei
27 | 1157 Schuster, Stefan: Die (lohn)steuerbegünstigte

Gruppe
1162 Hafner, Katharina undMarion Stiastny:Die EU-

Anti-BEPS-Richtlinie
1167 Pinetz, Erik und Alexander Zeiler: Anteilsverei-

nigung:Wann gehört ein Grundstück zumVer-
mögen der Gesellschaft

1175 Petrikovics, Florian und Alexandra Patloch: Im-
mobilienvermietung durch die Kapitalgesell-
schaft an den Gesellschaftern

1188 Knechtl, Markus: Datenerhebung für Kontroll-
mitteilungen als Verlängerungshandlung?

1192 Baumüller, Josef: Corporate Governance
28 | 1197 Rzeszut, Robert: BMF veröffentlicht überarbei-

teten Erlass zur Einzelaufzeichnungs-, Regist-
rierkassen- und Belegerteilungspflicht
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1203 Kohler, Gerhard: Herstellung oder Instandset-
zung?

1206 Schrottmeyer, Norbert:Neuer Straftatbestand bei
Verletzung der Verpflichtung zur Übermitt-
lung des länderbezogenen Berichts

29 | 1229 Bodis, Andrei und Andrea Ebner: Steuerliche Be-
handlung von geselligen Veranstaltungen ge-
meinnütziger Körperschaften oder Körper-
schaften öffentlichen Rechts

1240 Laudacher, Marco: Abzugsfähigkeit von Vertei-
digungskosten im Zusammenhang mit einem
EU-Wettbewerbsverstoß

1244 Lang, Michael und Kasper Dziurdz: Die umsatz-
steuerliche Behandlung des ORF-Programm-
entgelts im Lichte der jüngsten EuGH-Judika-
tur

1262 Derntl, Johannes: Lohn- und Sozialdumping im
Verhältnis zur Insolvenzverschleppung

" taxlex
9 | 264 Scherleitner, Moritz und Hannes Rasner: Verein-

nahmte Zinsen aus der Fremdfinanzierung ei-
nes konzerninternen Beteiligungserwerbs beim
Erwerber

267 Ehrke-Rabel, Tina und Marcus Schinnerl: Vor-
steuerabzug bei Immobilienvermietung zwi-
schen nahestehenden Personen

271 Steiger, Stefan: Wesentlich beteiligter Gesell-
schafter-Geschäftsführer und Leistungen an
die GmbH – wann kommt es zur Lohnneben-
kostenpflicht?

284 Holzinger, Raphael: Die Analogie und der Miss-
brauch

294 Steiner, Gerhard: Brexit – mögliche abgaben-
rechtliche Implikationen – „action required“!?

297 Kanduth-Kristen, Sabine: GrESt und NeuFöG-
Freibetrag bei Betriebsübertragungen ab
1. 1. 2016

"wirtschaftsrechtliche blätter
9 | 477 Moritz, Wendelin:Drittplattformverbote in qua-

litativ selektiven Vertriebssystemen
485 Engelhart, Anna Lisa: Anfechtung von Arbeits-

verträgen oder Verdrängung durch Auflösung
aus wichtigem Grund?

" Zeitschrift für Arbeits- und Sozialrecht
5 | 252 Felten, Elias:Neue Entwicklungen in der Recht-

sprechung zum SV-Leistungsrecht

260 Tomandl, Theodor: Die Rechtsprechung des
VwGH zum Dienstnehmerbegriff?

272 Mazal, Wolfgang: Gleichbehandlung: Diskrimi-
nierung oder positive Maßnahme

" Zeitschrift für Finanzmarktrecht
9 | 419 Wendt, Domenik Henning und Oliver Read: Die

Kapitalmarktunion: Erste Maßnahmen zu Kre-
ditverbriefung und Infrastrukturprojekten

423 Peschetz, Katharina: Spannungsfeld zwischen
Abgabenbetrugsbekämpfung und Bankgeheim-
nis – die neuen Auskunfts- und Sorgfaltspflich-
ten der Kreditinstitute

429 Resch, Reinhard: Überwälzung betrieblicher
Pensionslasten auf das ASVG

" Zeitschrift für Verbraucherrecht
5 | 132 Bollenberger, Raimund: Anmerkungen zum Kon-

trahierungszwang für Basiskonten
136 Reichholf-Kogler, Ursula und Walter Reichholf:

Kreditbearbeitungsgebühr – Kontrollfreie
Hauptleistung?

140 Graf, Georg: Überlange Vertragsbindung und
Verbot der geltungserhaltenden Reduktion

144 Ramharter, Martin: Inducements nachMiFID II
und IDD und das zivilrechtliche Geschenkan-
nahmeverbot (§ 1013 ABGB) (Teil II)

" Zeitschrift für Verkehrsrecht
10 | 380 Janezic, Joachim J.: Luftfahrtrechtliche Ent-

scheidungen aus den Jahren 2015 und 2016
383 Eisenberger, Iris, Christian J. Gruber, Andreas

Huber und Konrad Lachmayer: Automatisiertes
Fahren

" Zeitschrift der Verwaltungsgerichtsbarkeit
5 | 389 Raschauer, Nicolas: Vermittlung von Verkehrs-

dienstleistungen an der Schnittstelle von
GewO, GütbefG und ECG – zugleich Anmer-
kungen zu VGW-021/020/10964/2015

407 Hugeneck, Magdalena: Die Ermahnung im Ver-
waltungsstrafrecht – eine Judikaturanalyse

" Zivilrecht aktuell
17 | 324 Mann-Kommenda, Manfred:Neues zur Verbrau-

chereigenschaft von GmbH-Gesellschaftern
327 Rieder, Katharina:Die wichtigsten Erkenntnisse

des OGH zum Kleingartengesetz



Für Sie gelesen
" Gmundner Kommentar zum Gesundheitsrecht. Von Matthias

Neumayr/Reinhard Resch/Felix Wallner (Hrsg). Verlag Manz, Wien
2016, XXXIV, 2546 Seiten, geb, E 398,–.

ImFrühjahr 2016wurde derGmundnerKom-
mentar zum Gesundheitsrecht – herausgege-
ben von Univ.-Prof. Dr. Matthias Neumayr,
Univ.-Prof. Dr. Reinhard Resch und Hon.-
Prof. Dr. Felix Wallner – in seiner ersten Fas-
sung veröffentlicht. Der umfangreiche Kom-
mentar zeichnet sich besonders dadurch aus,
dass er 34 zentrale Gesetze des Gesundheits-
rechts in einem Kontext vereint und somit in

medizinrechtlichen Kernbereichen eine rasche und zugleich
zuverlässige Orientierung verschafft. Im Groben verläuft der
Querschnitt angefangen vomBereich desBerufsrechts derme-
dizinischen Berufe über das Krankenanstaltenrecht, Medizin-
produkte im weiteren Sinn, darauf folgend verschiedene Sani-
tätsgesetze und mündet schließlich in weiteren medizinrecht-
lichen Regelungen, welche sich verstreut im ABGB, ASVG,
FMedG usw wiederfinden.

Besonders hervorzuheben ist der Umstand, dass sich der
Kommentierung 34 Autorinnen und Autoren verschiedener
Fach- und Arbeitsbereiche angenommen haben, deren viel-
seitige Ausbildung und Erfahrung eingangs im Gmundner
Kommentar Erwähnung gefunden hat. Die Diversität im
Autorenteam ermöglicht die Beleuchtung einzelner The-
men aus verschiedenen Aspekten und bietet einen facetten-
reichen Zugang zum Gesundheitsrecht.

In formeller Hinsicht folgt der Kommentar einer be-
währten Struktur, indem die zuvor erwähnten Themenbe-
reiche in die einzelnen dazu passenden Gesetzesquellen un-
tergliedert werden. Teils sind die relevanten Gesetze aus-
zugsweise kommentiert, teils umfassend. Nach Wiedergabe
der Norm und des Literaturverzeichnisses erfolgt die ei-
gentliche Kommentierung. Ist diese umfangreicher, wird
sie mittels Inhaltsverzeichnisses gegliedert, so findet man
sich rasch zurecht. Erfreulicherweise wird mittels Fußnoten
zitiert, wodurch der Lesefluss erheblich erleichtert wird.

Inhaltlich fällt positiv auf, dass die Kommentierungen
prägnant sind und das Wesentliche beinhalten, womit die
mitunter komplizierten Normen verständlicher werden.
Die im Bereich des Gesundheitswesens vorwiegende
VwGH-Judikatur wird, soweit überblickbar, berücksichtigt,
und die Verweise auf Regierungsmaterialien, helfen den im
Gesetz nicht immer erkennbaren Willen des Gesetzgebers
zu ergründen. Die wichtigsten bearbeiteten Gesetze im Be-
rufsrecht sind: ÄrzteG, ApoG, GewO, GuKG, MABG,
ZÄG. Im Krankenanstaltenrecht werden das G-ZG, KA-
KuG und das KA-AZG behandelt. Weiters das BSG,
GSG und SMG. Außerdem Auszüge aus dem ABGB, ASVG
und StGB sowie das FMedG, HeimAufG, OTPG, PatVG
und das UbG.

AmEnde des Kommentars folgt ein umfangreiches Stich-
wortverzeichnis, welches wesentlich zum schnelleren Auf-
finden der gesuchten Information beiträgt.

Der Gmunder Medizinrechtskongress gehört zu den
wichtigsten Veranstaltungen in diesem Bereich und so ist
auch der vorliegende Kommentar nicht nur unerlässlich
für die medizinrechtliche Praxis, sondern auch ein erfreuli-
cher Schritt zur Weiterentwicklung dieses Rechtsgebiets.

Jakob Hütthaler-Brandauer

" Europäisches Zivilprozess- und Kollisionsrecht (EuZPR/EuIPR),
Rom I-VO, Rom II-VO. Von Thomas Rauscher (Hrsg). 4., neu be-
arbeitete Auflage, Verlag Dr. Otto Schmidt, Köln 2016, 1.102 Sei-
ten, geb, E 256,–.

In der vierten Auflage 2016 ist der dritte
Band des Kompendiums von Rauscher zum
europäisches Zivilprozess- und Kollisions-
recht erschienen. Dieser Band III beinhaltet
in aktualisierter Kommentierung die beiden
Flaggschiffe des europäischen Kollisions-
rechtes. Auf insgesamt rund 1.050 Seiten
sind die beiden, vergleichsweise kurzen, eu-
ropäischen Rechtsakte umfassend erläutert.

Die Fülle der enthaltenen Informationen ist immens.
Zu Art 8 Rom I-VO hat von Hein die neue Judikatur des

EuGH zur „Base Rule“ im internationalen Arbeitsvertrags-
recht eingearbeitet (etwa Rz 47ff zu Art 8).

Leider ist die neueste Rsp des EuGH im internationalen
Haftpflicht- und Versicherungsrecht, vermutlich weil sie erst
nach Manuskriptabgabe ergangen ist, noch nicht eingearbei-
tet. So fehlen – soweit ersichtlich – bspw bei Art 18 Rom II-
VO (Statut der Direktklage) die Entscheidung des EuGH in
der Sache Prüller-Frey (v 9. 9. 2015, C-240/14), zu Art 20
Rom II-VO und Art 7 Rom I-VO (Versicherungsregress aus
internationalem Verkehrsunfall) die E Ergo Insurance SE v
10. 12. 2015 (C-359/14) und ist auch die bedeutsame zum all-
gemeinen Kollisionsstatut in Art 4 (Lazar v 10. 12. 2015, C-
350/14) noch nicht eingearbeitet. Gerade die E Lazar (Ver-
kehrsunfall in Italien und und zur Frage, ob die [immateriel-
len] Schäden der Hinterbliebenen in Rumänien nach rumäni-
schemoder italienischemRecht anzuknüpfen sind), beinhaltet
bedeutsame Ausführungen zum Umfang des Deliktsstatuts.

Dem österreichischen Zivilrechtler sei die Anschaffung
schon deshalb empfohlen, weil in Österreich – bis auf die
vergleichsweise kurze Erläuterung in der vierten Auflage
des KBB – eine umfassende Bearbeitung dieser doch sehr
bedeutsamen europäischen Rechtsakte in Kommentarform
fehlt. Die wissenschaftliche Tiefe und zugleich praxisnahe
Darstellung ist beachtlich.

Alexander Wittwer
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Jetzt anmelden!
www.manz.at/rechtsakademie

RECHTSAKADEMIE MANZ

Freitag, 27. Jänner 2017, 9.30 bis 16.00 Uhr
Justizpalast, Schmerlingplatz 10-11, 1010 Wien
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" Die gewerbliche Betriebsanlage. Von Stolzlechner/Wendl/Berg-
thaler. 4. Auflage, Verlag Manz, Wien 2016, XVIII, 600 Seiten,
geb, E 148,–.

Das von Stolzlechner, Wendl und Bergthaler
herausgegebene Werk, nunmehr in vierter
Auflage vorliegend, umfasst alles rechtlich
Wissenswerte über gewerbliche Betriebsan-
lagen und die damit verbundene Genehmi-
gungspflicht. Das (in der Urauflage noch
von Zitta mitherausgegebene) Buch ist auf
dem Buchdeckel als „Handbuch“ bezeich-
net, was angesichts seiner Größe eigentlich

nicht zutrifft. Aber dafür ist es umso instruktiver, reicht es
doch von Kernthemen wie dem Begriff der Betriebsanlage
(Autorin: Paliege-Barfuß) und der auf selbige bezogenen Ge-
nehmigungspflicht (Autor: Stolzlechner) bis hin zu der Par-
teistellung von Nachbarn (Autor: Wendl), den zivilrechtli-
chen Ansprüchen und Einwendungen der Nachbarn (Autor:
Kerschner), wesentlichen europarechtlichen Aspekten (Auto-
ren: Bergthaler und Berger), fundamentalen verfassungs-
rechtlichen Grundlagen (Autor: Stolzlechner) und schließlich
dem umfangreichen Bereich der Überwachung, der
Zwangsmaßnahmen und der Sanktionen (Autoren: Vogel-
sang, Giese, Ziermann, McAllister und Schmoller).

Bei einigen im Betriebsanlagenrecht strittigen Themen ist
man für die präzisen Hinweise im Buch besonders dankbar:

So fällt etwa die auf S 17 in Rz 22 angesprochene Unter-
scheidung zwischen Belästigungen durch Immissionen (die
bloß auf ein zumutbares Maß beschränkt werden müssen)
und Gesundheitsgefährdungen (die vermieden werden müs-
sen) in der Praxis nicht immer leicht.

Gleichermaßen komplex ist die auf S 105 in Rz 198 be-
handelte Beurteilung, ob eine Betriebsanlage bereits a li-
mine als von jeglicher Genehmigungspflicht ausgenommen
angesehen werden kann, weil nachteilige Auswirkungen
auf Personen sowie Tätigkeits- und Sachbereiche iSd § 74
Abs 2 GewO von vornherein auszuschließen sind. Dabei
geht es um das Abstellen auf die Eignung einer gewerbli-
chen Betriebsanlage zur Verursachung nachteiliger Auswir-
kungen. So ist etwa das Aufstellen eines Getränkeautomaten
in einem Wettbüro (dessen Betreibung ja – als gem Art 15
B-VG in die Regelungszuständigkeit der Länder fallend
(S 302 unten [Rz 299]) – von der GewO ausgenommen ist
und daher für sich allein generell keine gewerbliche Be-
triebsanlagenpflicht begründen kann) als von vornherein
nicht geeignet anzusehen, Nachbarn zu belästigen oder
sonstige nachteilige Wirkungen hervorzurufen (S 105 un-
ten unter Berufung auf LVwG Tirol 25. 2. 2014, LVwG-
2013/25/2704–2).

Auch die Ausführungen zur generellen Genehmigungs-
freistellung bei „ungefährlichen Kleinanlagen“ zB in Ein-
zelhandelsbetrieben oder Bürobetrieben (S 122, Rz 202)
werfen schwierige Abgrenzungsfragen auf, bei denen die
Hinweise im Buch weiterhelfen.

Ebenso diffizil ist auch die auf S 141ff behandelte Beur-
teilung, wann und wie eine Belästigung von Nachbarn iSd
§ 74 Abs 2 Z 2 GewO auf ein zumutbares Maß beschränkt
wird, was also die Maßstäbe für die Beurteilung der Zumut-
barkeit sind. Auch dazu enthält das Buch wertvolle Hin-
weise (wobei idZ richtigerweise auf S 144 oben hervorgeho-
ben wird, dass die Auswirkungen einer zu genehmigenden
Betriebsanlage unter Zugrundelegung jener Situation zu
beurteilen sind, in der die Immissionen für die Nachbarn
am ungünstigsten, dh am belastendsten sind).

Insgesamt bietet das Buch einen exzellenten Überblick
über das gesamte Betriebsanlagenrecht und verkörpert ei-
nen hervorragenden Leitfaden für die Praxis, der zugleich
die auch in diesem Rechtsgebiet erforderliche theoretische
Fundierung nicht vernachlässigt.

Adrian Eugen Hollaender

" Stempel- und Rechtsgebühren. Mit Judikatur in Leitsätzen und
erläuternden Anmerkungen. Von Karl-Werner Fellner. 10. Auflage,
Verlag Manz, Wien 2016, XX, 702 Seiten, geb, E 128,–.

Karl-Wolfgang Fellner,mittlerweile im (Un-)
Ruhestand befindlicher Hofrat des VwGH,
zählt seit vielen Jahrzehnten zu den wenigen
auserlesenen Experten dieses Landes, die die
Untiefen des ungeliebten Gebührenrechts
wie ihre eigene Westentasche kennen. Inso-
fern überrascht es nicht, dass er mit der nun-
mehrigen Herausgabe der 10. Auflage seines
bewährten Kommentars zu den Stempel-

und Rechtsgebühren ein rundes Jubiläum feiern kann. Die
Neuauflage markiert auch insofern einen Wendepunkt, als
mit ihr erstmals die im Zuge der Neuordnung der Verwal-
tungsgerichtsbarkeit im Zuge der „Jahrhundertreform“ des
Jahres 2014 geschaffene Instanz des Bundesfinanzgerichts
(BFG) berücksichtigt wurde, dessen Rsp mittlerweile das
Gebührenrecht leitend prägt. Das Werk befindet sich auf
dem Stand der Gesetzgebung vom 1. 1. 2016 – allein seit
der neunten Auflage im Jahr 2011 waren zu diesem Zweck
neun Änderungen des GebG einzuarbeiten, also beinahe
zwei Novellen pro Kalenderjahr. Inhaltlich handelt der ge-
genständliche Kommentar naturgemäß vorwiegend sämtli-
che (insgesamt 38) Paragraphen des GebG ab. Der quanti-
tative Schwerpunkt liegt naheliegenderweise auf den um-
fangreichen Tarifposten der §§ 14 (Stempelgebühren) und
33 GebG (Rechtsgeschäftsgebühren). Entsprechend dem
Konzept der Manz´schen Gesetzesausgaben gliedern sich
sämtliche Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen
in einen Kommentarteil und in eine geraffte Darstellung
der relevanten, in insgesamt mehr als 2.000 Rechtssätze ge-
fassten Judikatur, die thematisch geordnet und entspre-
chend einer inneren Logik in Unterkapitel gegliedert
wurde. Der rechtsanwendende Praktiker wird es hier zu
schätzen wissen, dass Hervorhebungen im Fettdruck bei
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den einzelnen Leitsätzen enorm die Auffindbarkeit von ein-
schlägigen Erkenntnissen erleichtern. Die vom Autor ver-
fassten Anmerkungen berücksichtigen in zahlreichen As-
pekten auch die vom BMF im Jahr 2007 herausgegebenen
und daher leider an manchen Stellen nicht mehr aktuellen
Gebührenrichtlinien.

Der zweite Teil des vorliegenden Werks besteht aus vier
Anhängen, in dessen erstem Teil der Autor – neben dem
GebG – die wichtigsten bundesgesetzlichen Bestimmungen
mit gebührenrechtlichem Inhalt behandelt, so etwa aus dem
ASVG, MRG, NeuFöG, StPO, UmgrStG, VfGG und
VwGG. Dieser Teil geht jedoch deutlich über einen bloßen
„Anhang“ hinaus, indem sich bei den wichtigsten dieser
Rechtsvorschriften auch Kommentierungen sowie Leitsätze
der ergangenen Rsp finden. Die Anhänge II bis IV umfassen
letztlich die einschlägigen gebührenrechtlichen Verordnun-
gen und Erlässe des BMF in der jeweils aktuellen Fassung
sowie eine Übersicht der im gesamten Bundesrecht ver-
streuten Gebührenbefreiungstatbestände. Letztere sind je-
doch leider nicht alphabetisch, sondern nach Jahrgang und
Nummer des jeweiligen BGBl geordnet – es erscheint hier
aber fraglich, ob dies den Interessen der Anwender ausrei-
chend entgegenkommt. Dies vermag freilich die Qualität
des Gesamtwerks nicht zu trüben. Ein mehr als 25 Seiten
umfassendes Stichwortverzeichnis rundet den Kommentar
ab und ermöglicht dementsprechend die bequeme Auffind-
barkeit des gesuchten Inhalts.

Angesichts des hohen Grads der Kasuistik und der nicht
immer nachvollziehbaren Logik des Rechts der Stempel-
und Rechtsgebühren sind die rechtsberatenden Berufe lau-
fend damit konfrontiert, bei der Ausübung ihrer Tätigkeit ei-
nen Blick auf mögliche gebührenrechtliche Folgen zu werfen.
Die mangelnde Beachtung dieses Aspekts kann für den Man-
danten wie auch in weiterer Folge für den Rechtsberater fa-
tale finanzielle Auswirkungen haben, die aber durch entspre-
chende vertragliche Gestaltung oder durch eine geänderte
Vertragsabwicklung oftmals auch vermieden werden können.
Ein Kommentar zum GebG sollte daher eigentlich in keiner
Handbibliothek eines Praktikers, der laufend mit Vertragser-
richtungen befasst ist, fehlen. Das gegenständliche Werk ist
in seiner Handlichkeit und unüberbietbaren Übersichtlich-
keit auch für den Nicht-Gebührenspezialisten ein probates
Instrument, mit nur wenigen Handgriffen zum Kern eines
Gebührenproblems vorzudringen und auch gleich die geeig-
nete Lösung zur Hand zu haben.

Rainer Wolfbauer

" Wettbewerbs- und Immaterialgüterrecht. Von Andreas Wiebe
(Hrsg). 3. Auflage, Facultas Verlag, Wien 2016, 510 Seiten, br,
E 42,–.

Das Wettbewerbs- und Immaterialgüter-
recht ist ein breites Feld und umfasst meh-
rere Rechtsgebiete wie das Patentrecht, das
Urheberrecht, das Markenrecht, das Mus-
terschutzrecht, das Kartellrecht, das Lauter-
keitsrecht und das Kartellrecht. All diese
werden im vorliegenden Buch behandelt,
welches eine Gemeinschaftsarbeit von sechs
Autoren (Appl, Fercher, Heidinger, Sedef,

Wiebe und Winner) unter der Herausgeberschaft von Wiebe
verkörpert.

Das Buch bietet einen guten Überblick über die genann-
ten Rechtsgebiete. Deren Gemeinsamkeit ist der Immate-
rialgüterschutz und, soweit es um das Wettbewerbsrecht
geht (welches wiederum seinerseits das Lauterkeitsrecht
und das Kartellrecht umfasst), der Schutz derWettbewerbs-
ordnung.

Hervorzuheben sind die punktgenauen Ausführungen
zum urheberrechtlichen Werkbegriff (S 178ff). Diesem
kommt fundamentale Bedeutung zu, ist doch der Schutzge-
genstand des Urheberrechts nach § 1 Abs 1 UrhG die ei-
gentümliche geistige Schöpfung auf den Gebieten der Lite-
ratur, der Tonkunst, der bildenden Künste oder der Film-
kunst. Ob es sich bei einem Werk um eine geistige Schöp-
fung mit einem gewissen Maß an Originalität oder
Individualität handelt, ist nicht immer leicht zu beurteilen
(zumal sich der Gesetzgeber auf weitgehend unbestimmte
Rechtsbegriffe beschränkt hat). Das vorliegende Buch hilft
dabei, sich zu orientieren.

Auch diffizile Abgrenzungsfragen, etwa ob eine Live-
Übertragung eines Sportereignisses ein Werk der Film-
kunst (§ 4 UrhG) ist und als solches urheberrechtlichen
Schutz genießt, ob also – genauer formuliert – die in einem
solchen Filmwerk enthaltene Abfolge von Lichtbildern
(kurz: Laufbildern) als eigentümliche geistige Schöpfung
qualifizierbar ist, werden im Buch behandelt (S 194 mit
FN 120 und 121).

Als besonders treffend ist imÜbrigen die Kritik an dem in
der österreichischen wie in der deutschen Rsp lange Zeit
gültigen Leitbild des „flüchtigen Verbrauchers“ als Maßstab
im Lauterkeitsrecht (S 293) hervorzuheben. An dessen
Stelle ist mittlerweile – unter Einfluss der Rsp des EuGH
(dessen diesbezügliche Judikatur in FN 34 auf S 293 gut zu-
sammengefasst ist) – das Referenzmodell eines durch-
schnittlich informierten und verständigen Verbrauchers ge-
treten.

Von besonderer Bedeutung für Unternehmen sind die
kartellrechtlichen Ausführungen, insb jene zur Bestimmung
einer missbräuchlichen Lizenzverweigerung nach den vier
vom EuGH herausgearbeiteten Kriterien (S 482 unten
bzw S 483 oben), welche in der Folge auch vom österreichi-
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schen OGH übernommen wurden (vgl dazu die Judikatur-
nachweise in FN 80 auf S 483).

Nach so viel Gutem, das es im Buch hervorzuheben gilt,
müssen jedoch korrekterweise auch einige kleine Trübun-
gen der Lesefreude festgestellt werden:

Die Buchseiten sind auffallend dünn, dünner als bei ande-
ren Rechtsbüchern desselben Verlags. Das mindert die
Qualität, nicht nur beim Blättern, sondern vor allem auch
weil der Text von der jeweiligen Rückseite durchscheint
und somit die Lesbarkeit beeinträchtigt.

Es fehlen Randziffern. Solche sind zwar nicht zwingend,
aber weitgehend üblich und würden auch hier die Zitierbar-
keit erleichtern.

Die Literaturhinweise am Anfang der jeweiligen Kapitel
sind nicht alphabetisch geordnet. Die stattdessen gewählte
Unterteilung in „Allgemein“ und „Vertiefend“ sowie die da-
rin jeweils gewählte chronologisch rückläufige Reihenfolge
der Zitierung der Werke (zB S 173) ist nicht besser als eine
(einfachere und klarere) alphabetische Anordnung.

Aber diese Petitessen werden durch die zahlreichen Vor-
züge des Buches bei weitem aufgewogen, sodass insgesamt
ein gehaltvolles Buch vorliegt, das fundierte Informationen
bietet.

Adrian Eugen Hollaender

" Wiener Liste zur Reisepreisminderung. Von Eike Lindinger.
3. Auflage, Verlag Manz, Wien 2016, XIV, 344 Seiten, spiralisiert,
E 29,80.

„Urlaubszeit ist kostbar.“ Dieser Satz ist für
mich als Rechtsanwaltsanwärter im beson-
deren Maße nachvollziehbar. Aber ein Mehr
an Urlaubszeit ist mittlerweile auch zur zen-
tralen Forderung von Gewerkschaften ge-
worden. Auch der Zugang zu einer breiten
Palette von Freizeitdienstleistungen über
das Internet hat sich erheblich vergrößert.
Die Frage „Was bekomme ich für einen

Mangel?“ hat daher in der Praxis auch an Bedeutung zuge-
nommen. Dies spiegelt sich auch in der gewachsenen Zahl
an Gerichtsentscheidungen wider. Die zielgerichtete Beant-
wortung dieser Frage und die darauf basierende erfolgreiche
Prozessführung ist angesichts der im Reiserecht stetig zu-
nehmenden Regulierungs- und Judikaturdichte (zuletzt ua
Pauschalreiserichtlinie 2015, Fluggastrechteverordnung
etc) von immanenter Bedeutung.

Das gegenständliche Werk stellt hierfür ein systemati-
sches Hilfsmittel dar, und es hat sich die Wiener Liste von
Dr. Eike Lindinger nicht umsonst sowohl im Vokabular
der Praktiker als auch imWortlaut der reiserechtlichen Ge-
richtsentscheidungen fest etabliert. Die Wiener Liste katalo-
gisiert alphabetisch eine Vielzahl bereits judizierter Mängel
oder sonstiger reiserechtlicher Unannehmlichkeiten, wobei
ein dichtes Netz an Querverweisen nahezu zu jedem er-

denklichen Mangel die Heranziehung einer vergleichbaren
Entscheidung ermöglicht. Nicht nur aufgrund ihrer Aktua-
lität hat sie die (mittlerweile seit mehr als 20 Jahren nicht
mehr aktualisierte) sog „Frankfurter Tabelle“ verdrängt.
Die Verarbeitung österreichischer Judikatur, die Darstel-
lung des für die jeweilige Entscheidung maßgeblichen Sach-
verhalts sowie die bedienerfreundliche, mehrfach überar-
beitete Ausgestaltung der erwähnten Querverweise spre-
chen für das vorliegende Buch.

Aufgrund des dargestellten Aufbaus der Wiener Liste als
alphabetische Stichwortliste mit Querverweisen ist ersicht-
lich, dass die nun vorliegende 3. Auflage unter immensem
Aufwand sowohl des Autors als auch zahlreicher Mithelfer
zustande gekommen sein muss. Die Praktikabilität dieses ju-
ristischen Arbeitsinstruments kann in Zukunft noch steigen,
wenn zahlreiche Rechtsanwender hier Inputs an den Autor
liefern. Rechtsanwälte, Reiseveranstalter, Mitarbeiter von
Reisebüros, Konsumentenschützer, Rechtswissenschaftler,
Richter etc sowie vor allem auch Reisende können hier
mit Sicherheit einen Beitrag leisten.

Florian Leitinger

" Bürgerliches Recht, Band III, Schuldrecht Besonderer Teil. Von
Peter Apathy/Andreas Riedler. 5. Auflage, Verlag Österreich, Wien
2015, 364 Seiten, br, E 32,–.

Das vorliegende Lehrbuch entstammt einer
sieben Bände umfassenden Darstellung des
Bürgerlichen Rechts. Es verkörpert eine Ge-
meinschaftsarbeit der Linzer Professoren
Apathy und Riedler zu den vertraglichen
(S 1–192) und den gesetzlichen (S 193–310)
Schuldverhältnissen (oder nach der Termino-
logie des ABGB: den persönlichen Sachen-
rechten, vermöge welcher eine Person einer

andern zu einer Leistung verbunden ist). Systematisch grün-
den sich diese Schuldverhältnisse entweder unmittelbar auf
einGesetz oder aber auf einRechtsgeschäft oder eine erlittene
Beschädigung. Dementsprechend werden im ersten Teil des
Buches die Schuldverträge und im zweiten Teil das Schaden-
ersatzrecht sowie weitere gesetzliche Schuldverhältnisse wie
jene aus ungerechtfertigter Bereicherung, Geschäftsführung
ohne Auftrag und Gläubigeranfechtung dargestellt.

Das Werk ist angesichts seines didaktisch hochwertigen
Aufbaus und seiner inhaltlichen Prägnanz (in gleichzeitiger
Kombination mit Informationsfülle durch reichhaltige
Quellenberücksichtigung) sowohl zu Ausbildungszwecken
als auch zumGebrauch durch professioneller Rechtsanwen-
der bestens geeignet.

Besonders interessant sind die Ausführungen zum interna-
tionalenWarenkauf nach demWiener UN-Übereinkommen
CISG aus dem Jahre 1980, das in Österreich erst 1989 Gel-
tung erlangte (S 26ff). In der diesbezüglichen Vorgeschichte
(S 28) wird dabei zu Recht die große Bedeutung vonUnicitral
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als seinerzeitigem Rahmen für die Ausarbeitung des CISG in
Erinnerung gerufen (deshalb auch die in Fachkreisen gängige
Bezeichnung als „Unicitral-Kaufrecht“).

Sehr übersichtlich – und stets mit Judikatur und Literatur
untermauert – ist auch die Darstellung der Voraussetzungen
für den Schenkungswiderruf (S 48 f).

Auch der Anwendungsbereich von (die dispositiven Rege-
lungen des ABGB überlagernden bzw verdrängenden) Son-
dergesetzen, allen voran das MRG und seine Signifikanz für
bestandvertragliche Schuldverhältnisse, wird deren praxis-
bezogener Wichtigkeit gemäß behandelt (S 102ff), und
zwar ausführlich sowie, wo es angebracht ist, bar jeglicher
Scheu vor Kritik an der Rsp (zB S 146 Mitte mit FN 329),
ohne jedoch deren ebenso umfassende wie quellengetreue
Zitierung zu vernachlässigen. Insofern eignet sich das Buch
auch bestens als Nachschlagewerk über den aktuellen Mei-
nungsstand.

Hervorragend sind auch die Ausführungen zum Ver-
schulden (S 213ff) und im Zuge dessen die treffende Dar-
stellung von Vorsatz und Fahrlässigkeit (S 214) sowie daran
anknüpfend das Kapitel zur Verschuldenshaftung (S 237ff).

Treffend ist auch die Kritik an der gesetzgeberischen
Einschränkung des die Ehrenbeleidigung zum Gegenstand
habenden § 1330 ABGB, und zwar gleich in zwei Aspekten:
Zum einen, dass der verletzten Person nur der Ersatz ihres
Vermögensschadens, nicht jedoch auch des ideellen Scha-
dens gebührt, was zwar vom Gesetzgeber gewollt war, je-
doch mittlerweile fragwürdig geworden ist, zumal § 16
Abs 2 UWG Ersatz für die erlittene Kränkung vorsieht
und nach § 6 MedG sogar ein verschuldensunabhängiger
Anspruch auf Entschädigung für erlittene Kränkung be-
steht, wenn der objektive Tatbestand der üblen Nachrede,
Verspottung oder Verleumdung verwirklicht ist (S 247
oben). Zum anderen, dass nur in den Fällen des § 1330
Abs 2 ABGB als Naturalersatz der öffentlicheWiderruf vor-
gesehen ist, während in den Fällen des Abs 1 leg cit kein
Widerrufsrecht besteht, was zwar ebenfalls dem Willen
des Gesetzgebers entspräche, aber dann problematisch ist,
wenn nur der Widerruf die Verletzung ausgleicht (S 247,
Rz 14/18, mit FN 52).

In summa handelt es sich jedenfalls um ein vorzügliches
Werk, an dem lediglich die Bezeichnung einzelner Kapitel
mit Paragrafen (zB S 79: „§ 6. Verwahrungsvertrag“) als
nicht ratsam zu kritisieren ist, weil Paragrafen primär zur
Bezeichnung von Gesetzesstellen dienen und ihre parallele
Verwendung auch zur Kapitelnummerierung daher bloß
unnötige Verwirrung stiftet, was aber die exzellente inhalt-
liche Qualität der jeweiligen Kapitel freilich nicht mindert.

Adrian Eugen Hollaender

" Investmentfondsgesetz – Kommentar. Von Raimund Bollenber-
ger/Markus Kellner (Hrsg). Linde Verlag, Wien 2016, XLIII, 1.608
Seiten, geb, E 228,–.

Bis zum 17. 3. 2016 hatte der österreichi-
sche Gesetzgeber Zeit, die bereits fünfte
OGAW- bzw UCITS-Richtlinie (RL
2014/91/EU) umzusetzen. Entgegen den
leider schon zur Gewohnheit gewordenen
Gepflogenheiten des nationalen Gesetzge-
bers, Richtlinien entweder knapp vor der
Umsetzungsfrist oder gar erst zu spät (s etwa
zuletzt die Umsetzung der Marktmiss-

brauchs-RL – MAD) in nationales Recht zu implementie-
ren, agierte der Gesetzgeber iZm der UCITS-V-RL gera-
dezu musterschülerhaft: Bereits mit BGBl I 2015/115, pu-
bliziert im August 2015, hatte die österreichische Legisla-
tive ihre diesbezüglichen Hausaufgaben erledigt.
Hauptfokus dieser Novelle waren eine Neudefinition der
Aufgaben und Pflichten der Depotbank, die Klarstellung,
dass für einen OGAW-Fonds nur eine einzige Verwahr-
stelle beauftragt werden darf, eine Neuregelung der Bedin-
gungen und Anforderungen für die Delegierung der Ver-
wahrpflichten einer Depotbank an Dritte, ein strengerer
Haftungsstandard für Verwahrstellen, die Festlegung von
Vergütungsbestimmungen für Verwaltungsgesellschaften
und die Anpassung der Strafbestimmungen an die (mittler-
weile exzessiven) europarechtlichen Vorgaben. Gleichsam
im „Vorübergehen“ wurden auch einige steuerliche Ände-
rungen vorgenommen.

Wenngleich die UCITS-V-RL bei Weitem nicht die Di-
mensionen ihrer Vorgängerin erreicht, die ja mit dem neu
kodifizierten InvFG 2011 kaum einen Stein auf dem ande-
ren ließ, ist es den beiden Herausgebern des gegenständli-
chen Werks hoch anzurechnen, dass sie bereits knapp nach
Inkrafttreten des dennoch umfangreich novellierten Mate-
riengesetzes eine topaktuelle kommentierte Gesetzesaus-
gabe vorlegen konnten, die noch dazu als völlig neues Pro-
dukt gleichsam „auf die grüneWiese“ gestellt wurde. Insge-
samt 19 Autoren, überwiegend aus dem Bereich der Anwal-
tei, waren – neben den beiden Herausgebern – an diesem
Buchprojekt beteiligt. Weitere Beiträge wurden etwa von
Vertreterinnen und Vertretern aus der FMA, dem BMF,
der Finanzprokuratur, der Finanzdienstleistungsbranche
und der Steuerberatung geliefert. Als einziges kapitalmarkt-
rechtliches Gesetzeswerk enthält das InvFG seit jeher auch
wesentliche steuerrechtliche Komponenten und strahlt da-
her über das Kapitalmarktrecht hinaus. Auch der abgaben-
rechtliche Teil wird im gegenständlichen Kommentar
durch namhafte Autoren vollumfänglich abgedeckt.

Der Aufbau der einzelnen Bestimmungen folgt dem be-
währten Muster, indem nach dem Abdruck der zur jeweili-
gen Bestimmung gehörenden Gesetzesmaterialien die
Kommentierungen folgen. Eine sehr hilfreiche Zusatzinfor-
mation ist der bei jedem Paragrafen – tabellarisch und daher
sehr übersichtlich – abgedruckte Verweis auf die jeweilige
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Vorläuferbestimmung des InvFG, auf die jeweilige sekun-
därrechtliche Grundlage und der „Ja/Nein“-Hinweis, ob
die betreffende Bestimmung durch die OGAW-V-RL be-
troffen ist. Vom – freilich nicht mehr ganz aktuellen –

„Konkurrenzprodukt“ von Macher/Buchberger/Kalss/Oppitz,
InvFG2 (2013), hat sich der Verlag offenbar dazu inspirieren
lassen, auch die Parallelbestimmungen des deutschen Kapi-
talanlagegesetzbuches (KAGB) anzuführen – eine höchst
sinnvolle Information, da sich einerseits der österreichische
Gesetzgeber auch im InvFG in vielerlei Hinsicht am nörd-
lichen Nachbarn orientiert und andererseits zum deutschen
KAGB angesichts des unvergleichlich größeren Markts er-
heblich mehr Literatur existiert.

Generell sind die Kommentierungen deutlich erkennbar
von hoher Prägnanz und vom Vermeiden ausufernder Län-
gen gekennzeichnet. Kaum eine Bestimmung ist auf mehr
als sechs bis sieben Seiten gerafft beschrieben. Dieser Dis-
ziplin der Herausgeber und Autoren ist es zu verdanken,
dass das gegenständlicheWerk für die vollständige Abhand-
lung des 200 Paragrafen umfassenden, bisweilen sehr kom-
plexen Gesetzeswerks des InvFG 201 mit „nur“ 1.560
Druckseiten auskommt. Bedauerlich ist allerdings, dass die
spärliche, aber durchaus aussagekräftige und umso wichti-
gere Judikatur des BVwG zu einzelnen Sachverhalten des
InvFG 2011 von den Autoren offenbar nicht berücksichtigt
wurde (s etwa BVwG 11. 12. 2014, W210 2000383-1 zu
§ 66 Abs 2, §§ 166, 167, 190, oder BVwG 10. 9. 2015,
W148 2013580-1/8E; W148 2013582-1/7E zu §§ 74, 151,
164, 190 bzw BVwG 9. 11. 2015, W204 2016361-1/9E zu
§§ 18, 190). Das BVwG hätte es aber durchaus verdient,
als Beschwerdeinstanz gegenüber Entscheidungen der
FMA intensiver wahrgenommen zu werden, da seine Schaf-
fung jedenfalls zu einer transparenteren und rascheren Rsp
geführt hat, auch wenn einzelne Entscheidungen immer
wieder inhaltliche Kritik in der Branche hervorrufen.

Dem gegenständlichen Kommentar würde – obwohl er
offiziell nicht als solcher beworben wird – durchaus das Prä-
dikat „Praxiskommentar“ zustehen. Seine Prägnanz und das
hohe Maß an Übersichtlichkeit werden ihm insb in der Fi-
nanzdienstleistungsbranche und – wegen des nicht zu ver-
nachlässigenden steuerrechtlichen Regelungsinhalts – auch
im Steuerwesen eine intensive Verbreitung verschaffen.

Rainer Wolfbauer

" Urheberrechtsgesetz UrhG. Von Dietmar Dokalik. 2. Auflage, Ver-
lag Manz, Wien 2015, XX, 202 Seiten, br, E 38,–.

Das kleine Büchlein bietet den aktuellen Ge-
setzestext des UrhG unter Berücksichtigung
von dessen letzten Novellierungen (ein-
schließlich der umstrittenen Regelungen
zur „Leerkassettenvergütung“). Zudem
beinhaltet es das VerwGesG und die RL
2012/28/EU.
Das UrhG ist dabei mit relevanten Auszü-

gen aus den Gesetzesmaterialien (insb Er-
läutRV) und weiterführenden Anmerkungen

unterlegt, die das Verständnis der Normen und ihrer Be-
deutung erleichtern.

In sehr handlichem Format editiert, passt das Werk in
jede Tasche und eignet sich solcherart vorzüglich als Beglei-
ter zu Gerichtsverhandlungen. Doch auch außerhalb des
Gerichtssaales lässt es sich durchaus als kompetentes Nach-
schlagewerk verwenden, solange man primär den Gesetzes-
text und die Materialien, jedoch keine umfassenden Litera-
tur- und Judikaturzitate benötigt, denn solche sind darin
nur vereinzelt enthalten. Wo sie aber vorkommen, sind sie
sachgerecht platziert und in ihrer Kernaussage treffend wie-
dergegeben, wie zB auf S 2 und 44 die OGH-Entscheidung
über die Grundsatzfrage der Anwendbarkeit der eingangs
erwähnten „Leerkassettenvergütung“ auf Festplatten und
generell multifunktionale Speichermedien iS der Einbezie-
hung dieser neuen Medien in die Vergütungspflicht (was
dann in der gesetzgeberischen Überarbeitung des die Ver-
gütungen für die private Vervielfältigung regelnden § 42b
UrhG weitere Ausgestaltung erfuhr) oder auf S 3 zur
EuGH-Rsp betreffend die Zulässigkeit von Privatkopien
oder auf S 27 zur EuGH-Rsp in Bezug auf das Filmurheber-
recht.

Interessante Erläuterungen zu dem in der Praxis nicht
immer gebührend berücksichtigten Rückzahlungsanspruch
des Letztverbrauchers (dh des letzten Erwerbers in der Ab-
satzkette und damit des letzten Bezahlers einer Leerkasset-
tenvergütung) unter Berücksichtigung der EuGH-E C-
467/08, Padawan, und C-521/11, Amazon, finden sich eben-
falls im Büchlein (S 50 und 51).

Insgesamt betrachtet, ist angesichts der eminenten Be-
deutung des UrhG als wesentliches Instrument zum Schutz
geistigen Eigentums durchaus (neben und in Ergänzung zu
umfangreichen und vertiefendenWerken wie etwa dem von
Ciresa herausgegebenen Urheberrechtskommentar) ein Be-
darf an einer kleinformatigen Textausgabe mit Erläuterun-
gen und Anmerkungen wie der vorliegenden gegeben, so-
dass dieses – ungeachtet seiner geringen Größe höchst sorg-
fältig und fachkundig gestaltete – Werk zu begrüßen ist!

Adrian Eugen Hollaender
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Indexzahlen

Indexzahlen 2016: September Oktober
Berechnet von Statistik Austria
Index der Verbraucherpreise 2016 (1 2015 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 101,2 101,5*)
Großhandelsindex 2016 (1 2015 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 97,9 99,1*)

Verkettete Vergleichsziffern
Index der Verbraucherpreise 2010 (1 2010 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 112,0 112,4*)
Index der Verbraucherpreise 2005 (1 2005 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 122,7 123,0*)
Index der Verbraucherpreise 2000 (1 2000 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 135,6 136,0*)
Index der Verbraucherpreise 96 (1 1996 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 142,7 143,1*)
Index der Verbraucherpreise 86 (1 1986 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 186,6 187,2*)
Index der Verbraucherpreise 76 (1 1976 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 290,0 290,9*)
Index der Verbraucherpreise 66 (1 1966 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 509,0 510,5*)
Verbraucherpreisindex I (1 1958 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 648,6 650,5*)
Verbraucherpreisindex II (1 1958 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 650,7 652,6*)
Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5698,9 5715,8*)
Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4911,5 4926,1*)
Großhandelsindex (1 2010 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 101,4 102,7*)
Großhandelsindex (1 2005 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 112,4 113,8*)
Großhandelsindex (1 2000 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 123,7 125,3*)
Großhandelsindex (1 1996 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 127,5 129,0*)
Großhandelsindex (1 1986 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 132,9 134,6*)
Großhandelsindex (1 1976 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 177,0 179,2*)
Großhandelsindex (1 1964 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 294,7 298,3*)
Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2874,3 2909,6*)
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Substitutionen

Wien

Übernehme Substitutionen in Wien und Umgebung,
auch kurzfristig, in Zivil- und Strafsachen (Nähe Jus-
tizzentrum), auch Verfahrenshilfe und Rechtsmittel.
Dr. Christa Scheimpflug, Rechtsanwalt, Erdberger
Lände 6, 1030 Wien. Telefon (01) 713 78 33 und
(01) 712 32 28, auch außerhalb der Bürozeiten, Te-
lefax (01) 713 78 33–74 oder
Mobiltelefon (0664) 430 33 73 und
(0676) 603 25 33,
E-Mail: scheimpflug@aon.at

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasium-
straße 68/6, Telefon (01) 369 59 34, Telefax
(01) 369 59 34–4, übernimmt Substitutionen
in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,
insbesondere vor den Bezirksgerichten Döbling und
Hernals.

Verfahrenshilfe in Strafsachen.
RA Dr. Irene Pfeifer-Preclik, Riemergasse 10, 1010
Wien, Telefon (01) 512 22 90, (0664) 302 53 56,
Telefax (01) 513 50 35, übernimmt Substitutionen,
auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Rechtsmittel.

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exeku-
tionssachen) in Wien und Umgebung (in Wien auch
kurzfristig) übernehmen die Rechtsanwälte Mag.
Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther Reiffenstuhl,
Franz-Josefs-Kai 41/9, 1010 Wien (nächst Justiz-
zentrum Wien-Mitte). Telefon (01) 218 25 70,
Telefax (01) 218 84 60.

RA Dr. Thomas Würzl, 1010 Wien, Sonnenfelsgasse 3,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 532 27 80, Telefax (01) 533 84 39,
E-Mail: office.wuerzl@chello.at

RA Dr. Claudia Stoitzner übernimmt – auch kurzfris-
tig – Substitutionen aller Art in Wien und Umgebung,
auch Verfahrenshilfe in Straf-, Zivil- und Verwal-
tungssachen sowie Ausarbeitung von Rechtsmittel
und gänzliche Übernahme von Verfahrenshilfe-
sachen. Dr. Claudia Stoitzner, Rechtsanwältin,
Mariahilfer Straße 45/5/36, 1060 Wien,
Tel.: (01) 585 33 00, Fax: (01) 585 33 05,
Mobil: (0664) 345 94 66, E-Mail: office@ra-stoitzner.at

Wien: RA Mag. Katharina Kurz, 1030 Wien, Invali-
denstraße 5–7, Tür 6+7, vis-à-vis Justizzentrum
Wien-Mitte, übernimmt Substitutionen in Wien und
Umgebung, insbesondere auch vor dem BG I, BG für
Handelssachen Wien und dem Handelsgericht
Wien. Telefon (01) 877 38 90,
Telefax (01) 877 38 90–6, Mobil (0664) 441 55 33.

Dr. Steiner und Mag. Isbetcherian übernehmen – auch
kurzfristig – Substitutionen aller Art (auch in
Strafsachen), auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und
Ausarbeitung von Rechtsmitteln, dies in Wien und
Umgebung. 1030 Wien, Hintzerstraße 11/4,
Telefon (01) 712 63 14, (01) 713 23 20,
Telefax (01) 713 07 96,
E-Mail: ra-steiner-isbetcherian@aon.at

Substitutionen aller Art (auch Verfahrenshilfe und
Ausarbeitung von Rechtsmitteln) in ganz Wien
übernimmt RA Mag. Christian Bammer, 1070 Wien,
Kaiserstraße 57–59/1/14B. Telefon (01) 522 65 19,
Telefax (01) 522 65 97, E-Mail: office@ra-bammer.at,
www.ra-bammer.at

Substitutionen aller Art in Wien und Wien-Umge-
bung. RA Mag. Sebastian Krumpel übernimmt gerne
Substitutionen in Zivil-, Straf- und Verwaltungssa-
chen (auch Verfahrenshilfe, auch Rechtsmittel).
Telefon (01) 595 49 92 (Telefax -99),
Mobil (0680) 442 48 04, E-Mail: office@krumpel.net,
Loquaiplatz 13/19, 1060 Wien, www.krumpel.net

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und
Strafsachen übernimmt RA-Kanzlei Dr. Gerhard Huber
– Dr. Michael Sych, 1080 Wien, Laudongasse 25,
Telefon (01) 405 25 55,
Telefax (01) 405 25 55–24,
E-Mail: huber-sych@aon.at

Steiermark

Graz: RA Mag. Eva Holzer-Waisocher, 8010 Graz,
Kreuzgasse 2 c, übernimmt für Sie gerne – auch
kurzfristig – Substitutionen in Zivil- und Strafsachen
in Graz und Umgebung. Telefon (0316) 82 65 54,
Telefax DW 30, E-Mail: office@anwalt-austria.at,
Mobil erreichbar: (0676) 310 48 52.

Kärnten

Substitutionen aller Art (gerne auch Exekutionen/
Interventionen), insbesondere für die Bezirksgerichte
Villach, Spittal an der Drau, Klagenfurt, Feldkirchen
oder Hermagor, auch kurzfristig – übernimmt
Rechtsanwalt Dr. Karl Heinz Kramer,
Italienerstraße 10b, 9500 Villach,
Telefon (04242) 232030 bzw
E-Mail: rechtsanwalt@dr-kramer.at

Salzburg

RA Dr. Christian Adam, 5020 Salzburg, Sigmund-
Haffner-Gasse 3, übernimmt Substitutionen aller Art
in der Stadt Salzburg. Telefon (0662) 84 12 22–0,
Telefax DW –6, office@ra-adam.at

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4a, 5020 Salzburg
(100 Meter vom Bezirksgerichtsgebäude Salzburg,
3 km vom Landesgerichtsgebäude Salzburg
entfernt), übernimmt Substitutionen in
Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen.
Telefon (0662) 84 31 64, Telefax (0662) 84 44 43,
E-Mail: gassner.estl@salzburg.co.at

Tirol

Übernehme Substitutionen vor den Gerichten in
Innsbruck und Umgebung. RA Mag. Sebastian
Ruckensteiner, Telefon (0512)
36 10 94, E-Mail: ruckensteiner@aon.at

Anwaltskanzlei in Innsbruck sucht Kollegin(en) für
Substitutionen – auch kurzfristig – in
Bereichen des Zivilrechtes für die Erstellung und
Ausarbeitung von Schriftsätzen (auch Rechtsmittel)
sowie die Verrichtung von Verhandlungen in Inns-
bruck und Umgebung. Zuschriften bitte an den
Verlag unter der Chiffre A-100875.

Oberösterreich

Übernehme Substitutionen in Zivil- und Strafsachen im
Sprengel Linz (LG Linz, BG Linz und BG Urfahr). An-
waltskanzlei Dr. Wolfgang Stütz,
Telefon (0732) 78 59 99–0,
Telefax: DW 50,
E-Mail: office@ssg-anwaelte.at

International

Deutschland: Zwangsvollstreckung, Titelumschrei-
bung, Substitution. Rechtsanwalt aus München
übernimmt sämtliche anwaltlichen Aufgaben in
Deutschland. Zuverlässige und schnelle Bearbeitung
garantiert! Rechtsanwalt István Cocron, Liebig-
straße 21, 80538 München,
Telefon (0049–89) 552 999 50,
Telefax (0049–89) 552 999 90.
Homepage: www.cllb.de

Deutschland: Rechtsanwalt Klamert Mitglied RAK
Tirol/München steht österreichischen Kollegen für
Mandatsübernahmen/grenzüberschreitende Angele-
genheiten und Substitutionen/Zwangsvollstreckun-
gen jederzeit gerne in Gesamt-Deutschland/Kitzbühel
zur Verfügung. Telefon 0049/89/540 239-0,
Telefax 0049/89/540 239-199,
E-Mail: klamert@kmp3g.de; www.kmp3g.de

Deutschland: Wir führen seit Jahren grenzüber-
schreitende Exekutionen/Zwangsvollstreckungen
und Vollstreckbarerklärungsverfahren von österrei-
chischen Titeln in Deutschland durch, auch als Sub-
stitute für österr. Kollegen/-innen und selbstverständ-
lich bei vollem Mandantenschutz:
Viehbacher & Kollegen, Rechtsanwälte,
E-Mail: office@viehbacher.com, www.viehbacher.com,
Telefon +49 (0)89 20 80 27 250.

Italien: RA Avv. Ulrike Christine Walter (Partner von del
Torre & partners), in Österreich und Italien zugelassene
Rechtsanwältin, Kärntner Straße 35, 1010 Wien, und
corso Verdi 90, 34170 Goerz, und 33100 Udine, Viale
Venezia 2, Italien, steht österreichischen Kollegen für
Mandatsübernahmen und staatenübergreifende Sub-
stitutionen aller Art zur Verfügung.
Telefon 0039 (0432) 60 38 62,
Telefax 0039 (0432) 52 62 37,
Mobil 0039 334 162 68 13,
E-Mail: segreteria@euroius.it, Internet: www.euroius.it

Italien: RA Dr. iur. Otto Mahlknecht, Bahnhofsallee 7,
I-39100 Bozen, steht österreichischen Kollegen für
Mandatsübernahmen gerne zur Verfügung.
Kontakt: Telefon +39 (0471) 05 18 82,
Telefax +39 (0471) 05 18 81,
E-Mail: otto.mahlknecht@ital-recht.com,
www.ital-recht.com

691Österreichisches Anwaltsblatt 2016/12

Inserate



692 Österreichisches Anwaltsblatt 2016/12

Inserate

Niederlande: Rechtsanwaltskanzlei Schmdt
Advocatuur aus Leiden mit Zweigstelle in Österreich
steht österreichischen Kollegen für Mandats-
übernahmen und bei grenzüberschreitenden
Angelegenheiten gerne zur Verfügung. Bei Fragen
zum Niederländischen Wirtschaftsrecht, Urheber-
recht und Allgemeinen Zivilrecht kontaktieren Sie
RAMag. J. Menno Schmidt (M: +43 [0]680 118 1515).
Leiden, Kanaalpark 140, NL-2321 JV,
Telefon +31 (0)20 3200 360,
E-Mail: mail@schmdt.nl; www.schmdt.nl

Niederlande: Van Dijk & Van Arnhem steht österrei-
chischen Kollegen für Mandatsübernahmen in den
Niederlanden zur Verfügung. Tätigkeitsbereiche: inter-
nationales Wirtschaftsrecht, Vertragsrecht und Ar-
beitsrecht sowie internationale Inkasso- und Vollstre-
ckungsangelegenheiten. Kontakt: Sip van Dijk, LL.M.
(Rechtsanwalt-NL, auch als EU/EFTA-RA in der Schweiz
zugelassen), Soerenseweg 146-A,
NL-7313EM Apeldoorn, Telefon +31 55 355 9899,
Telefax +31 55 355 9818, E-Mail: aaalaw@balienet.nl,
Website: www.rechtsanwalt-niederlande.nl

Schweiz: Rechtsanwalt Mag. Ernst Michael Lang,
Goethestraße 1, A-6845 Hohenems, niedergelassener
EU/EFTA-RA in der Schweiz, Zinggenstrasse 3,
CH-9443Widnau, steht für Mandatsübernahmen und
Fiskalvertretungen zur Verfügung. Telefon Hohenems:
+43 (0) 5576/755 05,
E-Mail: kanzlei@ra-lang.at, www.ra-lang.at
Telefon Schweiz: +41 (0) 71 535 97 04,
E-Mail: anwalt@ra-lang.ch, www.ra-lang.ch

Slowenien – Kroatien – Bosnien und Herzegowina –
Serbien – Montenegro – Mazedonien – Kosovo:
Rechtsanwaltskanzlei Mag. Dr. Mirko Silvo Tischler
GmbH, Trdinova ulica 5, SI-1000 Ljubljana, Ver-
trauensanwalt der „Österreichischen und Schwei-
zer Botschaft“, steht sämtlichen Kolleginnen und
Kollegen für cross-border-Mandatsübernahmen in
diversen Rechtssachen zur Verfügung.
Telefon +386 (0)1 434 76 12,
Telefax +386 (0)1 432 02 87,
E-Mail: office@mst-rechtsanwalt.com,
Web: www.mst-rechtsanwalt.com

Ungarn: Dr. Tibor Gálffy, Rechtsanwalt in Wien und
in Budapest übernimmt gerne Mandate in Zivil- und
Strafrecht, insbesondere in den Bereichen: Unter-
nehmensrecht (Gesellschaftsgründungen und Um-
gründungen), Wirtschaftsrecht, Immobilienrecht, Ar-
beitsrecht und Forderungsbetreibungen (einschließ-
lich Vollstreckung ausländischer Exekutionstitel).
Kontakt: 1030 Wien, Invalidenstraße 5,
Telefon (01) 505 64 00, Telefax (01) 505 64 00–99,
E-Mail: t.galffy@galffy.com; www.galffy.com

Immobilien

Wien

Nähe Justizzentrum/Mall/Wien Mitte Dachgeschoss-
wohnung ca. 160m2 in einem wunderschönen Altbau,
wo schon die Enkelin KAISER F.J.I. wohnte,
provisionsfrei zu verkaufen.
Kontakt: Tel. 0699/11497993,
E-Mail: horkre44@me.com

PROVISIONSFREI! Kanzleiräumlichkeiten in Top-Lage
in 1060 Wien nahe U3 Zieglergasse unbefristet zu
vermieten. 90m2 und 100m2 zur Alleinnutzung.
Repräsentatives, neu saniertes Haus. Garagenplätze
vorhanden.
Telefon: 01/923 85 85 oder office@wohninvest.at
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Ausgewogen und zuverlässig bietet der Bestseller zum Steuerrecht bereits in 18. Aufl age alles 
Wesentliche für die im berufl ichen Alltag wichtigen Steuern.

Der optimale Überblick über das geltende Steuerrecht – Unternehmenssteuern, Verkehrsteuern 
und das Abgabenverfahren stehen im Vordergrund, ein eigenes Kapitel widmet sich auch dem 
Finanzstrafrecht. Systematische Zusammenhänge werden deutlich gemacht und zahlreiche 
Beispiele erleichtern das Verständnis.

Auch als E-Book und zum günstigen Abonnement-Preis erhältlich!

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
tel +43 1 531 61 100  fax +43 1 531 61 455  bestellen@manz.at  Kohlmarkt 16 ∙ 1010 Wien  www.manz.at
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Jetzt anmelden!

Familienrechts-Update
mit Mag. BECK 
am 19.01.17, Graz | 24.01.17, Innsbruck | 26.01.17, Linz | 02.02.17, Wien

Selbstberechnung von Grunderwerb-
und Immobilienertragssteuern
inkl. Grundstückswertverordnung 2016
mit MR Mag. ADAMETZ, Mag. SCHMUTZHART
am 21.02.17, Wien | 08.05.17, Salzburg | 07.09.17, Wien | 29.11.17, Graz

Ausbildung für RAA – Zivilrecht
Intensivkurs für die schrift liche Prüfung
mit Dr. OLLINGER, LL.M.
am 24.02.17, Wien | 07.07.17, Wien | 03.11.17, Wien

Von den Besten lernen.

ars.at

Ab sofort: Nutzung / Vermietung von Räumlichkeiten in Alicante / Spanien 

Attraktive Büroräume in Alicante, nahe dem HABM, im Rahmen eines Nutzervertrages zu 
vergeben.

Lage: An der beliebtesten Promenade Alicantes, der Explanada de España in Hafennähe.

Ausstattung: Die repräsentativen Räumlichkeiten verfügen über mehrere Arbeitszimmer, ein 
Besprechungszimmer sowie ein Sekretariat. Unsere Mitarbeiterin steht für büroorganisatorische 
Tätigkeiten zur Verfügung.

Zusätzlich besteht die Möglichkeit ein ca. 11 qm großes Büro anzumieten. 
Die Räumlichkeit ist möbliert und verfügt u.a. über Telefon- und Internetanschluss.

Die Nutzung des Sekretariats sowie die Nutzung der Anschrift als ausländische Niederlassung 
ist in beiden Fällen gegeben.

Kontakt: PAVIS GmbH, Gautinger Str. 10, 82319 Starnberg
�: +49/08151/9168-0, E-Mail: mail@pavis.de



Austria‘ s Leading Companies 2016
ADVOKAT erzielte den dritten Platz in der Kategorie „Goldener Mittelbau“ in Tirol.

Unternehmerinnen-Award 2016
Mag. Evelin Greiter wurde in der Kategorie „Innovationen“ unter die besten drei
Unternehmerinnen Österreichs gewählt.

ADVOKAT entwickelt seit mehr als 35 Jahren Software für Rechtsanwaltskanzleien, 
Unternehmen und Behörden. Mit über 50 Mitarbeitern betreuen wir die Mehrzahl 
österreichischer Anwälte und zahlreiche Unternehmen. Unsere Stärke gibt Ihnen 
Sicherheit.

Die beiden Eigentümer von ADVOKAT
Mag. Evelin Greiter, Dr. Martin Mandler

„DANKE allen Kunden, Geschäftspartnern und Freunden 
für das Vertrauen und die gute Zusammenarbeit. 

In diesem Sinne wünscht ADVOKAT 
Fröhliche Weihnacht und ein erfolgreiches Jahr 2017!“


